S-Beschluss-20070307_Deckblatt- 1

SATZUNG
DER

UNIVERSITAT FUR BODENKULTUR WIEN

Dem Senat zur Beschlussfassung vorgelegt vom Rektorat
im Februar 2007

Beschluss des Senats
vom 7. Marz 2007

Verwendete Abkirzungen und Kurzbegriffe:

BDG 1979 — Beamten-Dienstrechtsgesetz, BGBI Nr. 333/1979 idF BGBI | Nr. 129/2006

BGBI — Bundesgesetzblatt der Republik Osterreich

B-GIBG - Bundes-Gleichbehandlungsgesetz, BGBI Nr. 100/1993 idF BGBI | Nr. 165/2005

BOKU - Universitat fur Bodenkultur Wien

idF — in der Fassung

idgF — in der geltenden Fassung

iSd — im Sinne des/der

Mittelbau —  Universitatsdozenten und Universitatsdozentinnen, wissenschaftliche Mitarbeiter
und wissenschaftliche Mitarbeiterinnen, sowie Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen
im Forschungs- und Lehrbetrieb (8 94 (2) Z 2 UG 2002)

OH-BOKU - Hochschiilerinnen- und Hochschiilerschaft an der Universitat fir Bodenkultur
Wien

UG 2002 -  Bundesgesetz (iber die Organisation der Universitaten und ihre Studien
(Universitatsgesetz 2002), BGBI | Nr.120/2002 idF BGBI | Nr. 74/2006

Anmerkung:
Verweise auf 88 ohne Angabe eines Gesetzes oder einer Verordnung beziehen sich auf die

Satzung, Satzungsverweise ohne ndhere Angabe auf eine Bestimmung desselben Abschnittes
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I. ABSCHNITT
ALLGEMEINE UND ORGANISATIONSRECHTLICHE
BESTIMMUNGEN

A. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

8 1. Die wissenschaftliche Forschung und Lehre an der BOKU erstrecken sich auf die Ge-
biete der technischen Wissenschaften, der Naturwissenschaften sowie der Wirtschafts- und
Sozialwissenschaften unter Einbeziehung der planerisch-kreativen Fachbereiche.

8§ 2. Die BOKU ist im Rahmen der Gesetze und Verordnungen zur weisungsfreien Besorgung
ihrer Angelegenheiten berufen.

8 3. (1) Die in dieser Satzung enthaltenen Ordnungsvorschriften orientieren sich an den in den
88 1 — 3 des UG 2002 enthaltenen Zielen, leitenden Grundsétzen und Aufgaben der Universi-
taten und sind in diesem Sinne auszulegen und zu vollziehen.

(2) Die Ubernahme von Funktionen bzw. die Erfiillung der Aufgaben als Mitglied in Organen
der Universitét ist als wichtiger Beitrag zur Erflllung der sich aus dem Ausbildungs- oder
Beschaftigungsverhaltnis ergebenden Pflichten beziehungsweise Dienstpflichten im Bereich
der Verwaltung anzusehen und der Arbeits- beziehungsweise Dienstzeit anzurechnen.

(3) Bei der Festlegung von Dienstpflichten sowie beim Abschluss von Zielvereinbarungen,
der Fiihrung von Mitarbeiter- und Mitarbeiterinnengesprachen und der Durchfuhrung von
Evaluierungen sind die Ubernahme von Funktionen oder die Tatigkeit als Mitglied von Orga-
nen zu berticksichtigen.

B. UNIVERSITATSLEITUNG
8 4. Oberste Organe der Universitat

Die Universitatsleitung der BOKU besteht aus dem Universitétsrat, dem Rektorat, der Rekto-
rin oder dem Rektor und dem Senat.

§ 5. Universitatsrat

Der Universitatsrat ist das oberste Aufsichtsorgan der Universitat und hat die in 8 21 UG 2002
festgelegten Aufgaben. Er besteht aus sieben Mitgliedern.

8§ 6. Rektorat

(1) Das Rektorat leitet die Universitat und vertritt sie nach auBRen. Es besteht aus der Rekto-
rin oder dem Rektor und den Vizerektorinnen oder Vizerektoren.

(2) Die Zustandigkeiten des Rektorats sind insbesondere in § 22 UG 2002 festgelegt. Es hat
alle Aufgaben zu erfillen, die nicht durch Gesetz oder Satzung einem anderen Organ
zugewiesen sind.

(3) Die Aufgabenzuordnung an die Mitglieder wird durch die Geschaftsordnung des Rekto-
rats bestimmt.
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Das Rektorat erlasst nach Anhorung des Senats einen Leitfaden fir Zielvereinbarungen
geméaR § 22 (1) Z 6 UG 2002. In diesem Leitfaden sind alle Aufgaben der Universitéts-
angehdrigen zu bericksichtigen.

8§ 7. Senat

1)
)
©)

(4)

()

Der Senat der BOKU besteht aus 16 Mitgliedern.
Die Funktionsperiode betragt 3 Jahre.

Dem Senat kommen die in den 88 25, 30, 52, 63, 75 und 91 UG 2002 angefiihrten
Aufgaben und Befugnisse zu. Dariiber hinaus kann der Senat beim Rektor die VVorlage
von Satzungsanderungen beantragen. Das Rektorat hat zu begriinden, wenn ein Antrag
des Senats nicht berticksichtigt werden soll.

Der Senat legt dem Rektorat jahrlich einen Bericht (bis zum31. Janner des Folgejahres)
uber seine Tétigkeit vor; dieser ist gemeinsam mit einem Budgetvoranschlag die Basis
fur jahrlich stattfindende Budgetgesprache zwischen dem Senat und dem Rektorat.

Der Senat wirkt an der VVorbereitung der Leistungsvereinbarung fiir den Teil der Studien
mit. Das Rektorat berichtet Uber das Verhandlungsergebnis und die budgetaren Auswir-
kungen. Zusétzlich wird jahrlich tber die Budgetentwicklung berichtet.

8 8. Kollegialorgane (Kommissionen) des Senats

1)

)
©)

(4)

(%)

(6)

Vom Senat kdnnen zur Beratung und/oder Entscheidung einzelner seiner Aufgaben

Kollegialorgane (Kommissionen) eingerichtet werden. Fir folgende Aufgabenbereiche

sind jedenfalls entscheidungsbefugte Kommissionen einzurichten:

a)  Berufungsverfahren

b)  Habilitationsverfahren

c)  Erlassung der Curricula fur ordentliche Studien und Lehrgénge
(Senatsstudienkommission - SenatStuKo*)

Der Senat kann flr die Tatigkeit der Kommissionen Richtlinien erlassen.

Die Beschlusse der entscheidungsbefugten Kommissionen mit Ausnahme der Beru-
fungs- und Habilitationskommissionen bedirfen der Genehmigung des Senats.

Die Funktionsperiode der Kommissionen mit Ausnahme der Berufungs- und
Habilitationskommissionen sowie der fir eine bestimmte Angelegenheit eingesetzten
(,,ad-hoc-Kommissionen®) entspricht der des Senats.

Die SenatStuKo besteht aus flnf Vertreterinnen oder Vertretern der
Universitatsprofessorinnen und Universitatsprofessoren, zwei Vertreterinnen oder Ver-
tretern der Studierenden und einer Vertreterin oder einem Vertreter der Universitétsdo-
zentinnen und Universitatsdozenten und wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter und Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Forschungs- und Lehrbetrieb (Mittel-
bau). Die Aufgaben der SenatStuKo umfassen die Erlassung von Curricula sowie deren
regelmaRige Evaluierung.

Die SenatStuKo hat zur Erarbeitung von Curricula-Entwirfen nach fachlichen Gesichts-
punkten Arbeitgruppen (,,Fachstudienkommissionen®) einzusetzen.
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Die Zahl der Mitglieder anderer Kommissionen des Senats darf acht (8) nicht Gberstei-
gen. Die Anzahl der Vertreterinnen und Vertreter der Gruppen hat in ihrer Relation der
im Senat zu entsprechen.

Die Bestimmungen betreffend Gréf3e und Zusammensetzung der Kommissionen des
Senats erstrecken sich nicht auf Arbeitsgruppen, die von der oder dem Vorsitzenden des
Senats oder von Kommissionen des Senats eingesetzt werden.

8 9. Departmentleiter- und Departmentleiterinnenkonferenz

1)
(2)

3)

§ 10.
(1)

)

©)

Die Departmentleiter- und Departmentleiterinnenkonferenz setzt sich aus den Leitern
und Leiterinnen der Departments sowie den Mitgliedern des Rektorats zusammen.

Die Departmentleiter- und Departmentleiterinnenkonferenz ist ein beratendes Organ,
das vom Rektorat zu allen die Departments betreffenden Angelegenheiten gehort wird
bzw. diese aus der Sicht der Departments kommentiert.

Der oder die Vorsitzende des Senats wird zu den Beratungen eingeladen und berichtet
jeweils Gber die Aktivitaten des Senats.

DEPARTMENTS
Einrichtung der Departments

Departments sind Organisationseinheiten der BOKU zur Durchflihrung von Forschungs-
Lehr- und Verwaltungsaufgaben (8 20 (5) UG 2002). Ihre Einrichtung, Auflassung und
Benennung erfolgt sowohl durch den Entwicklungsplan als auch den Organisationsplan
der Universitat.

Fur das Department ist ein Statut von der Leiterin oder vom Leiter des Departments
nach Anhorung eines im Statut vorgesehenen Kollegialorgans zu erlassen bzw. von ei-
nem Kollegialorgan des Departments zu beschlieBen. Das Statut bedarf der Genehmi-
gung durch das Rektorat.

Das Statut hat jedenfalls Bestimmungen zu enthalten Gber

a) Die Zustandigkeit zur Erlassung und Abanderung des Statuts und den Genehmi-
gungsvorbehalt des Rektorats

b) Die Binnenorganisation des Departments (Untergliederungen und Einrichtungen)

c¢) Organe des Departments und ihre Zustandigkeiten (z.B. Departmentleiterin oder De-
partmentleiter, Departmentleiter-Stellvertreterin oder -Stellvertreter, Departmentkonfe-
renz, Departmentversammlung, Bereichsverantwortliche wie z.B. Lehrverantwortliche
oder EDV-Verantwortliche, etc)

d) Bestellung und Abberufung der Organe, bzw. ihrer Mitglieder; fir den Fall der Abbe-
rufung eines Departmentleiters ist eine Antragstellung an das Rektorat vorzusehen

e) Fir den Fall, dass Untergliederungen und Einrichtungen vorgesehen werden, deren
Organe und ihre Zustandigkeiten (z.B. Institutsleiterin oder Institutsleiter, Institutsleite-
rinnen- und Institutsleiterkonferenz, etc)

) Bestellung und Abberufung der Organe (bzw. ihrer Mitglieder) der Untergliederun-
gen und Einrichtungen; fiir den Fall der Abberufung der Leitung einer Untergliederung
oder Einrichtung des Departments ist eine Mitwirkung von Organen der Untergliede-
rung oder Einrichtung (Vorschlag, Beratung) und die Mdaglichkeit der Antragstellung
durch das Rektorat vorzusehen.
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Eine Untergliederung des Departments (z. B. Institut, Abteilung, Arbeitsgruppe etc.)
erfolgt durch das Department im selbstandigen Wirkungsbereich. Das Rektorat hat einen
Genehmigungsvorbehalt und wird gegebenenfalls VVorschlége erstatten. Fiir eine ange-
messene Vertretung der Angehdrigen des Departments in den Organen ist im Statut
Vorsorge zu treffen. Soweit in die Organe auch Vertreterinnen oder Vertreter der Stu-
dierenden entsendet werden sollen, hat die entsendende Stelle dafiir Vorsorge zu treffen,
dass die Vertreterinnen und Vertreter mit den VVerhaltnissen des Departments oder seiner
Untergliederung vertraut sind und in einer Nahebeziehung zur Organisationseinheit ste-
hen (z.B. Diplomandin oder Diplomand, Dissertantin oder Dissertant, Tutorin oder Tu-
tor, ausreichender Besuch von Lehrveranstaltungen, etc.).

Leitung der Departments

Zum Leiter oder zur Leiterin eines Departments ist vom Rektorat ein Universitatsprofes-
sor oder eine Universitatsprofessorin oder ein Universitatsdozent oder eine Universi-
tatsdozentin zu bestellen.

Die Bestellung hat aufgrund eines VVorschlags der Mehrheit der dem Department
zugeordneten Universitatsprofessoren und Universitatsprofessorinnen zu erfolgen. Der
Vorschlag ist im Department von den nach Statut zustandigen Organen zu beraten.

Der Vorschlag kann vom Rektorat begriindet zuriickgewiesen werden. In diesem Fall ist
eine angemessene Frist zur Einbringung eines neuerlichen VVorschlags zu setzen.

Die Bestellung der Leiter oder Leiterinnen der Departments hat auf 3 Jahre zu erfolgen.
Wiederbestellung ist aufgrund eines Vorschlags gemal Abs. (2) zul&ssig.

Wird von den Universitatsprofessoren und Universitatsprofessorinnen des Departments
kein VVorschlag erstattet, hat der Rektor oder die Rektorin eine Nachfrist von wenigstens
4 Wochen zu setzen. Verstreicht die Frist ergebnislos, hat das Rektorat eine geeignete
Person zum Leiter oder zur Leiterin des Departments zu bestellen.

Die Bestellung und Abberufung von zumindest einem Stellvertreter oder einer
Stellvertreterin des Leiters oder der Leiterin eines Departments sowie der Leiter oder
Leiterinnen der Untergliederungen eines Departments erfolgt aufgrund besonderer Re-
gelungen des Departments (Statut).

Zielvereinbarungen

Das Rektorat hat mit den Leiterinnen und Leitern der Departments Zielvereinbarungen
uber die vom Department zu erbringenden Leistungen in Forschung, Lehre und Ver-
waltung abzuschlielen.

Die Leiterin oder der Leiter eines Departments hat mit den Leiterinnen und Leitern von
Untergliederungen des Departments Zielvereinbarungen tber die zu erbringenden Leis-
tungen abzuschlieRen.

Die Zielvereinbarungen gemaR Abs. (1) und (2) haben sich inhaltlich am Entwicklungs-
plan der Universitat zu orientieren.

Die von der Leiterin oder vom Leiter des Departments mit den Angehérigen des Depart-
ments abzuschlielenden Zielvereinbarungen (8 20 Abs 5 UG 2002) sind als Mitarbeite-
rinnen- oder Mitarbeitergesprache zu fihren und zu protokollieren. Das Protokoll ist von
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den Gespréchsbeteiligten zu unterfertigen. Die Leiterin oder der Leiter des Departments
kann mit der Fuhrung dieser Mitarbeiterinnen oder Mitarbeitergesprache die Leiterinnen
und Leiter der Untergliederungen beauftragen. Auf Wunsch einer Mitarbeiterin oder ei-
nes Mitarbeiters ist das Mitarbeiterinnen- oder Mitarbeitergesprach direkt von und mit
der Leiterin oder von und mit dem Leiter des Departments zu flhren.

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind berechtigt, die Beiziehung einer Person ihres
Vertrauens zu den Mitarbeiterinnen- oder Mitarbeitergesprachen zu verlangen.

Die Mitarbeiterinnen- oder Mitarbeitergesprache sind inhaltlich an der Zielvereinbarung
zu orientieren, die das Rektorat mit der Leiterin oder dem Leiter des Departments abge-
schlossen hat.

Im Rahmen der Mitarbeiterinnen oder Mitarbeitergesprache (Abs. 4) sind die von den
Mitarbeiterinnen oder Mitarbeitern vorgeschlagenen Forschungsabsichten und -leistun-
gen im Rahmen der BOKU- und Departmentschwerpunkte zu berticksichtigen und in
das Protokoll aufzunehmen. In gleicher Weise sind die Ergebnisse der Mitarbeiterinnen-
oder Mitarbeitergesprache in den Zielvereinbarungen gemafls Abs. 2, diese wiederum fur
die Zielvereinbarungen gemaR Abs. 1 zu berlcksichtigen.

Forschungsfreiheit

Bei der Festlegung von Zielvereinbarungen und Fihrung von Mitarbeiter- oder
Mitarbeiterinnengespréachen ist auf die Freiheit der Wissenschaft und auf einen entspre-
chenden Freiraum der Wissenschaftler und Wissenschaftlerinnen in Forschung und
Lehre Bedacht zu nehmen.

Die Konkretisierung der Bedachtnahme gemal Absatz (1) erfolgt zielorientiert im Rah-
men der Aufgaben der Einrichtung, der der oder die Universitatsangehorige zugeordnet
ist. In den Mitarbeiter- oder Mitarbeiterinnengespréachen ist auf diese Aufgaben einzu-
gehen. Die Universitatsangehorigen sind verpflichtet, bei Ausrichtung ihrer Forschungs-
und Lehrtétigkeit auf Inhalte der Zielvereinbarungen gemaR § 20 Abs 5 UG 2002 Be-
dacht zu nehmen. § 105 UG 2002 bleibt hievon unberthrt.

Angehorige des wissenschaftlichen Personals haben das Recht, im Forschungsbereich
der Einrichtung, der sie zugeordnet sind, selbstandig Forschungsarbeiten durchzufiihren;
sie durfen daflr nach MaRgabe der Mdglichkeiten die Infrastruktur der Einrichtung und
der Universitat benutzen und — soweit dies mit den tbrigen Dienstpflichten vereinbar ist
— in der Arbeitszeit diese Forschungen verfolgen.

Die Ergebnisse von Forschungsleistungen sind nach Moglichkeit zu publizieren und in
geeigneter Weise zu dokumentieren (z.B. Forschungsinformationssystem - FIS), sofern
nicht aus berticksichtigungswirdigen Griinden Geheimhaltung geboten ist.

Die Angehdrigen des wissenschaftlichen Personals sind verpflichtet, die anerkannten
Regeln guter wissenschaftlicher Praxis einzuhalten.

Zur Sicherung der guten wissenschaftlichen Praxis an der Universitat ist die Einrichtung
einer ,,Ombudsstelle* vorzusehen. Das Rektorat hat im Einvernehmen mit dem Senat
Richtlinien Uber die Einrichtung und die Aufgaben dieser Ombudsstelle zu erlassen.

Zur Prifung ethischer Fragen in den Bereichen Forschung und Lehre hat das Rektorat
im Einvernehmen mit dem Senat eine ,,Ethikplattform* einzurichten. Ihre Zusammen-
setzung, Aufgaben und Zustandigkeiten sowie allfallige VVerfahrensregelungen werden
durch gemeinsamen Beschluss des Rektorats und des Senats geregelt. Kooperationen
mit anderen Universitaten sind moglich.
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(8) Publikationen eines oder einer Universitatsangehdrigen haben zumindest die Angabe der
Universitat und der Universitatseinrichtung (Organisationseinheit gemaR Organisations-
plan) zu enthalten, soweit sie Fachbereiche betreffen, die mit der dienstlichen Tatigkeit
in Zusammenhang stehen und fir deren Erstellung Ressourcen der Universitat herange-
zogen wurden.

(9) Publikationsfreigaben kénnen auf Departmentebene (Statut) festgelegt werden.

(10) Die Durchfiihrung von geférderten Forschungsauftragen und die Ubernahme von For-
schungsauftragen Dritter richtet sich nach den Bestimmungen der 8§ 26 und 27 UG
2002 und den dazu von den zustandigen Universitatsorganen erlassenen Durchfiih-
rungsbestimmungen. Uber die Leistung von Kostenersitzen hat das Rektorat Richtlinien
zu erlassen.

(11) Auf Diensterfindungen findet § 106 UG 2002 Anwendung. Das Rektorat hat Richtlinien
betreffend Aufgriff und Verwertung von Diensterfindungen zu erlassen.

D. ARBEITSKREIS FUR GLEICHBEHANDLUNGSFRAGEN

8 14. Einrichtung des Arbeitskreises

(1) Gemal § 42 UG 2002 wird an der BOKU ein Arbeitskreis fiir Gleichbehandlungsfragen
eingerichtet. Seine Rechte und Aufgaben ergeben sich aus dem B-GIBG, dem UG 2002, ins-
besondere aus den 88§ 42 ff. UG 2002, und dem Frauenforderungsplan der Universitat fur
Bodenkultur Wien.

(2) Der Arbeitskreis besteht aus 12 Mitgliedern, wovon mindestens 50 % Frauen sein missen.
Die im Senat vertretenen Gruppen der Universitadtsangehdrigen (Universitatsprofessorinnen
und Universitatsprofessoren; Mittelbau; Allgemeines Universitatspersonal; Studierende)
haben jeweils 3 Mitglieder in den Arbeitskreis zu entsenden.

(3) Die Funktionsperiode des Arbeitskreises betragt 3 Jahre. Scheidet ein Mitglied vorzeitig
aus, ist durch die entsendungsberechtigte Gruppe ein Mitglied fur den Rest der laufenden
Funktionsperiode zu entsenden.

§ 15. Entsendung der Mitglieder

(1) Der amtierende Arbeitskreis ist berechtigt, den entsendungsberechtigten Gruppen
Vorschlage fir die Entsendung zu unterbreiten.

(2) Die Entsendung der Mitglieder erfolgt aufgrund der Bestimmungen der Wahl- und Ent-
sendungsordnung der Satzung (I1. Abschnitt, § 4)

§ 16. Wahl der oder des Vorsitzenden

(1) Der Arbeitskreis wird durch die Vorsitzende oder den Vorsitzenden des Senats zur kon-
stituierenden Sitzung einberufen und bis zur Wahl der oder des Vorsitzenden geleitet.

(2) Die oder der Vorsitzende ist von den Mitgliedern des Arbeitskreises fur Gleichbehand-
lungsfragen in geheimer Wahl mit absoluter Mehrheit der abgegebenen Stimmen zu wahlen.
Erreicht keine oder keiner der VVorgeschlagenen die absolute Mehrheit, ist eine Stichwahl zwi-
schen den beiden Vorgeschlagenen mit den meisten Stimmen durchzufihren. Ergibt auch die
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Stichwahl keine absolute Mehrheit, ist eine Losentscheidung nach Anordnung der Wahlleite-
rin oder des Wahlleiters durchzufuhren.

(3) Bei der Wahl der oder des Vorsitzenden des Arbeitskreises fir Gleichbehandlungsfragen
ist der Frauenforderungsplan der Universitat fir Bodenkultur Wien (IV. Abschnitt, 8 17 Abs
1) entsprechend zu berucksichtigen.

8 17. Wahl von Stellvertretern oder Stellvertreterinnen

(1) Der Arbeitskreis kann beschliel3en, einen Stellvertreter oder eine Stellvertreterin oder
mehrere Stellvertreter oder Stellvertreterinnen des oder der Vorsitzenden zu wahlen.

(2) Fur die Wahl von Stellvertretern oder Stellvertreterinnen sind die Bestimmungen des 8 16
Abs. 2 anzuwenden. Die Leitung der Wahl obliegt dem oder der VVorsitzenden des Arbeits-
kreises.

8§ 18. Rechte und Pflichten der Mitglieder des Arbeitskreises fur Gleichbehandlungsfra-
gen

(1) Die Erfullung der Aufgaben als Mitglied im Arbeitskreis fur Gleichbehandlungsfragen ist
als wichtiger Beitrag zur Erfllung der sich aus dem Ausbildungs- oder Beschaftigungsver-
héltnis ergebenden Pflichten beziehungsweise Dienstpflichten im Bereich der Verwaltung
anzusehen und der Arbeits- beziehungsweise Dienstzeit anzurechnen.

(2) Den Mitgliedern des Arbeitskreises fur Gleichbehandlungsfragen darf aus ihrer Funktion
weder wahrend der Austibung ihrer Funktion noch nach dem Ausscheiden aus dieser Funktion
ein beruflicher Nachteil erwachsen.

(3) Die Tatigkeit als Vorsitzende oder Vorsitzender des Arbeitskreises fur Gleichbehand-
lungsfragen ist bei Anderung von Dienst- oder Arbeitsverhaltnissen in sinngemafer Anwen-
dung des § 175 Abs. 3 BDG 1979 entsprechend zu berlcksichtigen.

(4) Den Mitgliedern des Arbeitskreises fur Gleichbehandlungsfragen ist die Teilnahme an
regelmaRigen Schulungen und Informationsveranstaltungen zu ermdéglichen.

(5) Die Mitglieder des Arbeitskreises fur Gleichbehandlungsfragen sind berechtigt, ihre mit
dieser Funktion in Zusammenhang stehenden Aufgaben an ihrem Arbeitsplatz zu erfillen und
hierfur die dem Arbeitsplatz zur Verfuigung stehenden Einrichtungen zu ben(tzen.

(6) Die Mitglieder des Arbeitskreises fur Gleichbehandlungsfragen unterliegen der Ver-
schwiegenheitspflicht.

(7) Fur die Teilnahme an Sitzungen des Universitatsrates gilt § 21 Abs. 15 UG 2002. Die
Vertretung des Arbeitskreises im Senat wird durch die Geschéftsordnung des Senats bzw.
Beschlisse des Senats geregelt.

(8) Der Arbeitskreis fir Gleichbehandlungsfragen hat gemaéls § 42 Abs. 2 B-GIBG auch das
Recht, sich mit der Gleichbehandlung ohne Unterschied der ethnischen Zugehérigkeit, der
Religion oder der Weltanschauung, des Alters oder der sexuellen Orientierung iSd 8§ 13
B-GIBG zu befassen.

10 von 75



S-Beschluss-20070307_I-Allgemeines - 8

(9) Der Arbeitskreis flr Gleichbehandlungsfragen beschlieft eine Geschaftsordnung. Subsi-
diér ist die Geschaftsordnung des Senats anzuwenden.

(10) Die oder der Vorsitzende des Arbeitskreises fur Gleichbehandlungsfragen und die Leite-
rin oder der Leiter des Buros des Arbeitskreises flr Gleichbehandlungsfragen haben auch die
Aufgabe der Kontaktpflege mit den mit Diskriminierung, Gleichstellung und Frauenférderung
befassten Institutionen anderer Universitaten, mit den in den Bundesministerien fir diese Fra-
gen zustandigen Stellen sowie mit anderen in diesen Bereichen tatigen Institutionen im In-
und Ausland.

(11) Erfordert die Tatigkeit eines Mitgliedes des Arbeitskreises fir Gleichbehandlungsfragen
oder der Leiterin beziehungsweise des Leiters des Biros des Arbeitskreises flur Gleichbe-
handlungsfragen eine Reisebewegung, so ist diese Reisebewegung als Dienstreise zu behan-
deln und abzugelten. Dies ist fiir die Abgeltung auch auf die studentischen Mitglieder des
Arbeitskreises fur Gleichbehandlungsfragen anzuwenden.

8 19. Buro des Arbeitskreises fur Gleichbehandlungsfragen

(1) An der BOKU ist ein Biiro des Arbeitskreises fir Gleichbehandlungsfragen eingerichtet,
welches ausschliel3lich dem Arbeitskreis fir Gleichbehandlungsfragen an der Universitat fir
Bodenkultur Wien zugeordnet ist und der Unterstiitzung des Arbeitskreises fur Gleichbe-
handlungsfragen bei der Erfiillung seiner Aufgaben dient.

(2) Das Rektorat hat flr die administrative Unterstltzung des Arbeitskreises fur Gleichbe-
handlungsfragen sowie flr die Bereitstellung der daftr erforderlichen Ressourcen (Personal-,
Raum- und Sachaufwand) zu sorgen.

(3) Im Rahmen der jahrlichen Budgetplanung der Universitat fir Bodenkultur Wien erstellt
der Arbeitskreis fur Gleichbehandlungsfragen einen Antrag hinsichtlich des Bedarfs an bud-
getdren Mitteln.

(4) Der Leiter oder die Leiterin des Buros des Arbeitskreises fur Gleichbehandlungsfragen
muss rechtskundig sein. Bei der Bestellung dieser Person hat der Arbeitskreis fur Gleichbe-
handlungsfragen ein Vorschlagsrecht. Das dem Biro des Arbeitskreises fur Gleichbehand-
lungsfragen zugeordnete Personal ist, soweit es um die Unterstiitzung des Arbeitskreises fir
Gleichbehandlungsfragen geht, nur an Weisungen und Beschliisse des Arbeitskreises fur
Gleichbehandlungsfragen gebunden.

E. ORGANISATIONSEINHEIT ZUR KOORDINATION DER AUFGABEN DER
GLEICHSTELLUNG, DER FRAUENFORDERUNG SOWIE DER GESCHLECH-
TERFORSCHUNG

8 20. (1) An der BOKU ist geméal § 19 Abs. 2 Z 7 UG 2002 eine Organisationseinheit zur
Koordination der Aufgaben der Gleichstellung, der Frauenforderung sowie der Geschlechter-
forschung mit der Bezeichnung ,,Koordinationsstelle fiir Gleichstellung und Gender Studies*
einzurichten.
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(2) Diese Organisationseinheit wird durch ausreichende personelle, raumliche und budgetére
Ausstattung bei der Erfiillung insbesondere folgender Aufgaben unterstiitzt:

a) Organisation und Koordination der Information tber die Gleichbehandlung der Ge-
schlechter, Gender Mainstreaming und die Frauenforderung; sowie tber Formen von
sexueller Bel&stigung, Diskriminierung und Mobbing und Abhilfemanahmen dagegen.

b) Unterstutzung der Universitatsleitung bei der Férderung und Beratung der weiblichen
Universitatsangehorigen;

c) Bearbeitung und Weiterleitung der Anliegen von Frauen an die zustandigen beziehungs-
weise entscheidungsbefugten Organe der Universitat;

d) Zusammenarbeit mit dem Arbeitskreises fir Gleichbehandlungsfragen bei der Wahrneh-
mung der ihm obliegenden Aufgaben;

e) Service, Koordination und Information fir Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler und
Studentinnen und Studenten im Bereich Frauen- und Geschlechterforschung. Unterstit-
zung und Ausbau von Forschungs- und Lehraktivitaten der Frauen- und Geschlechter-
forschung, Vermittlung der Inhalte an die Offentlichkeit. Erstellung von Informations-
materialien in den unterschiedlichsten Medien;

f) Evidenthaltung von Daten, die fir die Verwirklichung der Gleichbehandlung und Frauen-
férderung relevant sind (z.B. Frauenquote, Berichte);

g) Zusammenstellung und Aufbereitung rechtlicher Unterlagen zu den Themen Gleichbe-
handlung der Geschlechter, Frauenférderung, Diskriminierung, Mobbing und sexuelle
Belastigung;

h) Netzwerkarbeit und Kontaktpflege mit den Einrichtungen fur Gleichbehandlungsfragen
und Frauenforderung an anderen Universitdten, mit den zustandigen ministeriellen Stel-
len sowie anderen im Bereich der Frauen- und Gleichstellungspolitik tatigen Institutio-
nen und Organisationen.

§ 21. (1) Anderungen in der Organisation oder personalrechtliche MaRnahmen, die die Koor-
dinationsstelle fir Gleichstellung und Gender Studies betreffen, bedirfen einer vorhergehen-
den Beratung mit dem Arbeitskreis fir Gleichbehandlungsfragen. Weisungen an das der Ko-
ordinationsstelle fir Gleichstellung und Gender Studies zugeordnete Personal sind gleichzei-
tig dem oder der Vorsitzenden des Arbeitskreises fur Gleichbehandlungsfragen zur Kenntnis
zu bringen.

(2) Der Leiter oder die Leiterin der Koordinationsstelle fiir Gleichstellung und Gender Studies
muss rechtskundig sein.

(3) Fir die Leitung der Koordinationsstelle und des Biiros des Arbeitskreises fiir Gleichbe-
handlungsfragen ist eine Personalunion anzustreben.

F. SCHIEDSKOMMISSION

8 22. Die gemal} § 43 UG 2002 einzurichtende Schiedskommission hat den an das Rektorat
und den Universitatsrat zu Gbermittelnden Tatigkeitsbericht auch dem Senat und dem Ar-
beitskreis fiir Gleichbehandlungsfragen zu Gbermitteln. Dem Rektorat, dem Universitétsrat,
dem Senat und dem Arbeitskreis fiir Gleichbehandlungsfragen ist jeweils zu Semesterbeginn
mitzuteilen, ob Félle bei ihr anhdngig sind.
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Il. ABSCHNITT
WAHL- UND ENTSENDUNGSORDNUNG FUR KOLLEGIALORGANE

A ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

81. Diese Wahl- und Entsendungsordnung ist fir Wahlen in den Universitétsrat, soweit sie
durch Organe der Universitat durchzufthren sind, in das Rektorat, in den Senat, allféllige
Wahlen in diesen Kollegialorganen sowie fur Entsendungen in andere Organe und in Kom-
missionen des Senats anzuwenden.

8 2. Das Wahlrecht ist geheim, unmittelbar und personlich auszutliben. Eine Stimmiibertra-
gung ist unzuldssig.

8 3.  Hat der Senat Entsendungen vorzunehmen (z.B. in die Schiedskommission), erfolgt
dies durch Beschluss.

84. Sonstige Entsendungen erfolgen durch Beschluss des entsendenden Organs nach den
nachfolgenden Bestimmungen; der Beschluss ist dem Senat zur Kenntnis zu bringen:

a) Die Vertreter und Vertreterinnen der Universitatsprofessoren und Universitatsprofesso-
rinnen sind von den dem Senat angehdrenden Universitatsprofessoren und Universitats-
professorinnen zu entsenden.

b) Ein Beschluss tber die Entsendung der Vertreter und Vertreterinnen der Universitats-
dozenten und Universitatsdozentinnen sowie der wissenschaftlichen Mitarbeiter und
wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen im For-
schungs- und Lehrbetrieb (,,Mittelbau®) erfolgt durch ein 10 Personen umfassendes Or-
gan, das aus den dem Senat angehdrenden Mitgliedern dieser Personengruppe sowie aus
Ersatzmitgliedern in der Reihenfolge des Wahlvorschlages (der Wahlvorschlage) bzw.
der erreichten Stimmenzahl bei Wahl aufgrund von Kandidaturen gebildet wird.

c) Ein Beschluss tber die Entsendung der Vertreter und Vertreterinnen des Allgemeinen
Universitatspersonals erfolgt durch ein 10 Personen umfassendes Organ, das aus dem
dem Senat angehorenden Mitglied dieser Personengruppe sowie aus Ersatzmitgliedern
in der Reihenfolge des Wahlvorschlages (der Wahlvorschldage) bzw. der erreichten
Stimmenzahl bei Wahl aufgrund von Kandidaturen gebildet wird.

d) Die Vertreter und Vertreterinnen der Studierenden sind durch das zustandige Organ der
OH-BOKU zu entsenden.

e) Die Entsendung von Ersatzmitgliedern ist zulassig. Ersatzmitglieder vertreten ein Mit-
glied bei Verhinderung bzw. ruicken sie bei Ausscheiden eines Mitglieds nach.

8 5.  Scheidet ein Mitglied eines Kollegialorgans wahrend der Funktionsperiode aus, ist,
sofern nicht ein gewahltes oder entsandtes Ersatzmitglied fur den Rest der Funktionsperiode
nachriicken kann, eine Neuwahl bzw. Entsendung fiir den Rest der Funktionsperiode durchzu-
fiihren.

B. WAHL DES UNIVERSITATSRATES
§ 6. Zahl der Mitglieder

Der Universitatsrat besteht aus sieben Mitgliedern. Der Senat hat drei Mitglieder zu wahlen.
Uber eine Anderung der Mitgliederzahl entscheidet der Senat mit Zweidrittelmehrheit.

8§ 7. Wahlbarkeit
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Wéhlbar in den Universitétsrat sind nur Personen, die von Vorschlagsberechtigten zur Wahl
vorgeschlagen wurden, die Voraussetzungen des 8 21 (3) UG 2002 erfllen, und nicht von der
Wéhlbarkeit geméaR 8§ 21 (4) oder (5) UG 2002 ausgeschlossen sind oder bei denen ein Grund
zur Abberufung geméR § 21 (14) UG 2002 vorliegt.

§ 8. Wahlvorschlage
(1) Vorschlagsberechtigt sind die Mitglieder des Senats sowie die Mitglieder des Rektorats.

(2) Der Senat hat einen Termin festzusetzen, bis zu dem begrindete Vorschlage zur Wabhl bei
dem oder der Vorsitzenden des Senats schriftlich einzubringen sind. Der Termin hat we-
nigstens drei Wochen vor dem Tag zu liegen, an dem der Senat die Wahl durchfiihren
will.

(3) Der Vorschlag hat Namen und Adresse des oder der VVorgeschlagenen zu enthalten. Dar-
uber hinaus ist darzustellen, warum der oder die VVorgeschlagene fur die Austibung der
Funktion eines Mitglieds des Universitatsrates besonders geeignet erscheint.

8 9. Durchfuhrung der Wahl

(1) Die oder der Vorsitzende des Senats hat aufgrund der vorliegenden Vorschlage Stimmzet-
tel vorzubereiten, auf denen die Kandidatinnen und Kandidaten in alphabetischer Reihen-
folge anzufuhren sind.

(2) Jedes Mitglied des Senats hat auf dem Stimmzettel hochstens drei Kandidatinnen oder
Kandidaten so erkenntlich anzukreuzen, dass eine zweifelsfreie Feststellung des Wahle-
rinnen- oder Wéhlerwillens erfolgen kann.

(3) Die oder der Vorsitzende des Senats beauftragt zwei Mitglieder des Senats, die
verschiedenen Gruppen angehéren, mit der Auszahlung.

(4) Als gewahlt gelten die Kandidatinnen und Kandidaten, die die meisten Stimmen auf sich
vereinigen konnten. Haben nach dieser Auszédhlung mehrere Kandidatinnen oder Kandi-
daten den Anspruch auf ein Mandat, ist nach einer weiteren Beratung eine Stichwahl
durchzufihren. Bleibt auch diese ohne eindeutiges Ergebnis, entscheidet das Los. Das
Verfahren der Losentscheidung hat die oder der VVorsitzende des Senats zu bestimmen.

8§ 10. Kundmachung, Verstandigung

(1) Das Ergebnis der Wahl ist von dem oder der Vorsitzenden des Senats unverziiglich dem
Rektor oder der Rektorin und dem zustandigen Bundesminister oder der zustandigen Bun-
desministerin mitzuteilen sowie im Mitteilungsblatt der Universitét zu verlautbaren.

(2) Der oder die Vorsitzende des Senats hat die Gewahlten in geeigneter Form von ihrer Wahl
in Kenntnis zu setzen, der Rektor oder die Rektorin ist hievon zu verstandigen.

(3) Hat der Senat die Wahl des letzten Mitglieds durchzufiihren (8 21 Abs 7 UG 2002), sind
diese Bestimmungen mit der MaBgabe anzuwenden, als nur ein Dreiervorschlag der
Osterreichischen Akademie der Wissenschaften der Wahl zugrunde gelegt werden darf.
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§ 11. Einspriche

(1) Ist ein Mitglied des Senats oder des Rektorats der Ansicht, dass bei der Vorbereitung oder
Durchfiihrung der Wahl Bestimmungen des UG 2002 oder der Wahlordnung verletzt wur-
den, kann es bei der oder dem Vorsitzenden einen mit Griinden versehenen Einspruch
schriftlich einbringen.

(2) Der Einspruch ist unverziiglich einzubringen.
(3) Uber den Einspruch entscheidet der Senat endgiiltig.

(4) Wurde die Wabhl bereits durchgefuhrt, hat bis zur Erledigung des Einspruchs die Verof-
fentlichung des Wahlergebnisses (Verstandigungen, Kundmachung) zu unterbleiben.

8§ 12. Konstituierende Sitzung und Wahl des oder der provisorischen Vorsitzenden des
Universitatsrates

(1) Der oder die Vorsitzende des Senats hat die vom Senat gewahlten und die von der Bun-
desregierung bestimmten Mitglieder des Universitétsrates zur konstituierenden Sitzung einzu-
berufen und diese bis zur Wahl eines oder einer provisorischen Vorsitzenden zu leiten. Die
Tagesordnung der konstituierenden Sitzung hat jedenfalls die Punkte "Wabhl eines oder einer
(provisorischen) Vorsitzenden" und ,,Wahl eines weiteren Mitglieds* zu enthalten.

(2) Vorschlagsberechtigt sind die Mitglieder des Universitatsrates.
(3) Wahlbar sind alle Mitglieder des Universitétsrates.

(4) Die Funktionsperiode des oder der Vorsitzenden betragt ein Jahr. Wiederwahl ist wéhrend
der Funktionsperiode des Universitatsrates unbeschrankt zul&ssig.

(5) Der oder die Vorsitzende des Senats hat gemeinsam mit einem weiteren Mitglied des Uni-
versitéatsrates die Stimmen auszuzahlen, das Ergebnis festzustellen und zu verkiinden.

(6) Erhalt keiner der Vorgeschlagenen die absolute Mehrheit der abgegebenen Stimmen, ist
eine Stichwahl zwischen den beiden VVorgeschlagenen, die die meisten Stimmen erzielt haben,
durchzufihren. Ergibt auch die Stichwahl keine absolute Mehrheit der abgegebenen Stimmen
fur einen VVorgeschlagenen oder eine VVorgeschlagene, ist eine Losentscheidung, deren Ver-
fahren der oder die Vorsitzende des Senats bestimmt, durchzufthren.

(7) Der oder die Vorsitzende des Senats hat das Ergebnis der Wahl im Mitteilungsblatt zu
verlautbaren.

8 13. Wahl der Stellvertreterin oder des Stellvertreters der oder des Vorsitzenden

(1) Fir die Wahl einer Stellvertreterin oder eines Stellvertreters der oder des Vorsitzenden des
Universitatsrates und die Bestellung eines weiteren Mitglieds sind diese Bestimmungen mit
der Mal3gabe anzuwenden, dass an die Stelle der oder des Vorsitzenden des Senats die amtie-
rende provisorische Vorsitzende oder der amtierende provisorische Vorsitzende des Univer-
sitatsrates tritt.

(2) Fir die Wahl der Stellvertreterin oder des Stellvertreters der oder des Vorsitzenden sind
die Bestimmungen des § 12 mit der Maligabe, dass die oder der Vorsitzende des Universitats-
rates die VVorsitzende oder den Vorsitzenden des Senats und die Rektorin oder den Rektor
vom Ergebnis der Wahl unverzuglich zu verstandigen hat, sinngemal} anzuwenden.

8 14. Bestellung eines weiteren Mitglieds gem. 8 21 (6) Z. 3 UG 2002
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(1) Die vom Senat gewéhlten und die von der Bundesregierung bestimmten Mitglieder haben
unverzuglich nach der Konstituierung einvernehmlich ein siebentes Mitglied zu bestellen.
Einvernehmlich im Sinne dieser Bestimmung bedeutet, dass gegen den Vorgeschlagenen oder
die Vorgeschlagene keine Gegenstimme eingebracht werden darf. Kommt kein Einvernehmen
zustande, ist der Bestellungsvorgang zu wiederholen.

(2) Vorschlagsberechtigt sind die Mitglieder des Universitatsrates, des Rektorats sowie der
oder die Vorsitzende des Senats.

(3) Der oder die Vorsitzende des Universitatsrates hat gemeinsam mit einem weiteren Mit-
glied des Universitatsrates die Stimmen auszuzéhlen, das Ergebnis festzustellen und zu ver-
kiinden.

(4) Wurde das siebente Mitglied bestellt, hat der oder die Vorsitzende unverzuglich den Vor-
sitzenden oder die Vorsitzende des Senats und den Rektor oder die Rektorin hievon zu ver-
standigen. Der oder die Vorsitzende des Senats hat die Verlautbarung des Wahlergebnisses im
Mitteilungsblatt der Universitat durchzufuhren. Der oder die Vorsitzende des Universitatsra-
tes hat gemeinsam mit der oder dem Vorsitzenden des Senats das zustdndige Bundesministe-
rium tber das Wahlergebnis zu informieren.

(5) Der Universitatsrat hat zu beschliel3en, ob der oder die bisherige provisorische Vorsit-
zende als Vorsitzender oder als Vorsitzende bestatigt wird oder ob eine Neuwabhl eines oder
einer Vorsitzenden durchzufihren ist.

C. WAHL DES REKTORATS
8 15. Ausschreibung der Funktion der Rektorin oder des Rektors

(1) Der Senat hat mit einfacher Mehrheit nach Einholung einer Stellungnahme des Universi-
tatsrates die Ausschreibung der Funktion der Rektorin oder des Rektors zu beschlieRen. Dem
Universitatsrat ist fir die Stellungnahme eine angemessene Frist einzurdumen. Verstreicht die
Frist ergebnislos, kann der Senat die Ausschreibung auch ohne Stellungnahme des Universi-
tatsrates beschlieRRen.

(2) In die Ausschreibung kdnnen neben den im UG 2002 vorgesehenen Qualifikationen und
Erfordernissen auch weitere vom Senat zu beschlieBende Qualifikationen und Erfordernisse
aufgenommen werden.

(3) Die Ausschreibung ist mindestens 6 Monate vor Ablauf der Funktionsperiode der oder des
amtierenden Rektorin oder Rektors jedenfalls im Mitteilungsblatt der Universitét zu verof-
fentlichen. Die Ausschreibungsfrist hat wenigstens drei Wochen ab der Verlautbarung im
Mitteilungsblatt zu betragen. Der Senat hat zu beschlieRen, in welchen weiteren Medien die
Ausschreibung zu verdffentlichen ist.

(4) Sofern nicht ausreichend oder ausreichend qualifizierte Bewerbungen vorliegen, kann der
Senat beschlieRen, eine neuerliche Ausschreibung durchzufiihren. Die Bestimmungen des
Abs. 3 sind auch fir die neuerliche Ausschreibung anzuwenden.

(5) Dem Senat sind fur die Durchfiihrung der Ausschreibung und des Auswahlverfahrens die
erforderlichen Budget- und sonstigen Sachmittel durch das Rektorat rechtzeitig zur Verfi-
gung zu stellen. Der Umfang und der Zeitpunkt der Verfugbarkeit sind in den Budgetgespré-
chen zu vereinbaren.
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§16. Auswahl der Bewerber und Bewerberinnen

(1) Der Senat kann sich zur Auswahl der Bewerber und Bewerberinnen zweckdienlicher Me-
thoden der Personalauswahl (z.B. Befassung eines Personalberatungsunternehmens etc.) be-
dienen.

(2) Der Senat kann beschlieBen und hat dies sodann in die Ausschreibung aufzunehmen, mit
geeigneten Bewerbern und Bewerberinnen eine Anhérung durchzufuhren. Der Senat kann
beschlielen, zu dieser Anhorung alle Universitatsangehdrigen einzuladen. Die Mitglieder des
Universitatsrates sind hiezu jedenfalls einzuladen.

8 17. Vorschlag an den Universitatsrat

(1) Der Senat hat aufgrund der Ergebnisse der Bewerbungsprifung, der Anhorung und allfél-
lig durchgefuhrter Gespréache mit den Bewerberinnen und Bewerbern einen VVorschlag fur die
Wahl der Rektorin oder des Rektors an den Universitétsrat zu erstatten.

(2) Der Vorschlag darf nicht mehr als drei Personen umfassen. Der Vorschlag kann auch eine
Reihung der Vorgeschlagenen enthalten. Der Vorschlag des Senats kann in Absprache mit
dem Universitatsrat auch weniger als drei Personen umfassen, wenn nicht ausreichend oder
ausreichend qualifizierte Bewerbungen vorliegen.

(3) Der Vorschlag hat eine Begriindung zu enthalten. In dieser Begriindung ist auszufiihren,
welche Bewerberinnen und Bewerber aus welchen Griinden vom weiteren Verfahren ausge-
schieden wurden und aus welchen Grinden die VVorgeschlagenen besonders geeignet erschei-
nen, die Funktion der Rektorin oder des Rektors auszuuben.

(4) Auf Verlangen des Universitatsrates sind diesem alle Bewerbungsunterlagen auszufolgen.

8 18. Wahl des Rektors oder der Rektorin durch den Universitatsrat
(1) Der Universitatsrat wahlt aus dem Vorschlag des Senats den Rektor oder die Rektorin .

(2) Die Auswahl des Rektors oder der Rektorin aus dem Vorschlag erfolgt durch Beschluss
mit einfacher Mehrheit.

(3) Enthalt der Vorschlag eine Reihung der Bewerber oder Bewerberinnen, hat der Universi-
tatsrat ein Abweichen von der Reihung dem Senat gegenlber zu begrinden.

(4) Das Ergebnis der Wahl ist dem oder der Vorsitzenden des Senats unverziglich mitzutei-
len.

8 19. Abschluss des Arbeitsvertrages und der Zielvereinbarung

(1) Die oder der Vorsitzende des Universitatsrates hat die Gewahlte oder den Gewéhlten un-
verzuglich zu Verhandlungen Uber den Arbeitsvertrag und die Zielvereinbarung einzuladen.

(2) Wird ein Arbeitsvertrag abgeschlossen, hat dies die oder der Vorsitzende des Universitats-
rates im Mitteilungsblatt zu verlautbaren.

(3) Kommt es innerhalb von 2 Monaten nach der Wahl nicht zu einem Vertragsabschluss, ist
die Funktion der Rektorin oder des Rektors neu auszuschreiben.
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§20. Wahl der Vizerektoren und Vizerektorinnen

(1) Der Rektor oder die Rektorin kann die Funktion der Vizerektoren und Vizerektorinnen
ausschreiben. Eine Ausschreibung ist jedenfalls im Mitteilungsblatt zu vertffentlichen.

(2) Der Rektor oder die Rektorin hat dem Senat einen Vorschlag Uber die Zahl, das Beschafti-
gungsausmal und die Arbeitsbereiche der Vizerektoren und Vizerektorinnen sowie die dem
Universitatsrat vorzuschlagenden Personen zur Stellungnahme zu tbermitteln.

(3) Unter Einbeziehung der Stellungnahme des Senats hat der Rektor oder die Rektorin dem
Universitatsrat einen VVorschlag zur Wahl der Vizerektoren und Vizerektorinnen zu Gbermit-
teln.

(4) Der Universitatsrat ist berechtigt, den VVorschlag des Rektors oder der Rektorin insgesamt
oder einzelne Personen betreffend zurtickzuweisen, hat aber eine derartige Manahme zu be-
grinden.

(5) Beabsichtigt der Universitatsrat, den Vorschlag des Rektors oder der Rektorin zurtickzu-
weisen, sind vor der Beschlussfassung hieriiber mit dem Rektor oder der Rektorin Beratungen
durchzufuhren.

(6) Wird der Vorschlag des Rektors oder der Rektorin gemaR Abs. 4 zurlickgewiesen, hat der
Rektor oder die Rektorin einen neuen Vorschlag einzubringen.

(7) Das Ergebnis der Wahl ist von der oder dem Vorsitzenden des Universitatsrates unver-
zuglich dem Rektor oder der Rektorin und dem oder der Senatsvorsitzenden mitzuteilen und
vom Rektor oder der Rektorin im Mitteilungsblatt zu verlautbaren.

D. WAHL DES SENATS
§21. Grole und Zusammensetzung des Senats
(1) Der Senat besteht aus 16 Mitgliedern.

(2) Gemal dem Beschluss des Universitatsrates vom 10. April 2003 gehtren dem Senat als
Mitglieder an:

a) 9 Vertreterinnen und Vertreter der Universitatsprofessorinnen und Universitatspro-
fessoren

b) 2 Vertreterinnen und Vertreter des Mittelbaues, darunter mindestens eine Person mit
Lehrbefugnis ("venia docendi™)

c) 1 Vertreterin oder Vertreter des Allgemeinen Universitatspersonals
d) 4 Vertreterinnen und Vertreter der Studierenden

(3) Die unter Abs. 2, lit a) - ¢) angefuhrten Vertreterinnen und Vertreter sind aufgrund der
nachfolgenden Bestimmungen zu wéhlen; die Vertreterinnen und Vertreter der Studierenden
sind nach den Bestimmungen des Hochschilerinnen- und Hochschilerschaftsgesetzes 1998,
BGBI I Nr. 22/1999 idgF. vom zustindigen Organ der OH-BOKU zu entsenden.

(4) Die unter Abs. 2, lit a) - ¢) angefuhrten Vertreterinnen und Vertreter sind fir eine Funkti-
onsperiode von 3 Jahren zu wahlen, die Vertreterinnen und Vertreter der Studierenden sind
fiir den Zeitraum der Funktionsperiode der Hochschulerinnen- und Hochschiilerschaftsorgane
zu entsenden.
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(5) Ist zum Zeitpunkt des Ablaufes der Funktionsperiode ein neuer Senat noch nicht konstitu-
iert, verlangert sich die Funktionsperiode der Mitglieder nach Abs. 2, lit a) - ¢) bis zur Kon-
stituierung des neuen Senats.

(6) Hat eine der in Abs. 2 genannten Gruppen eine Wahl oder Nominierung unterlassen, fin-
det 8 20 Abs. 3 UG 2002 Anwendung.

§ 22.  Wahlausschreibung

(1) Die Ausschreibung der Wahl erfolgt durch den Senatsvorsitzenden oder die Senatsvorsit-
zende im Einvernehmen mit dem Rektorat im Mitteilungsblatt der Universitat.

(2) Die Ausschreibung hat jedenfalls zu enthalten:

a) die Angabe der Kalenderwoche, in der die Wahl stattzufinden hat. Der Rektor oder die
Rektorin hat sich fur die Festlegung des Wahlzeitraumes mit der Wahlkommission zu
beraten.

b) die Angabe der aktiv und passiv Wahlberechtigten
c) den Stichtag fur die Wahlberechtigung

(3) In der Ausschreibung der Wahl hat der Rektor oder die Rektorin die Wahlkommission
(8 23) mit der Vorbereitung und Durchfuhrung der Wahl zu betrauen sowie das zustandige
Organ der OH-BOKU zur Nominierung der Vertreter und Vertreterinnen der Studierenden
und ihrer Ersatzmitglieder aufzufordern.

§ 23. Wahlkommission

(1) Die Wahlkommission besteht aus 9 Mitgliedern. Je 3 Mitglieder sind von den dem Senat
angehdrenden Vertreterinnen und Vertretern der Universitatsprofessorinnen und Universitats-
professoren, des Mittelbaues sowie des Allgemeinen Universitatspersonals zu entsenden. Die
Mitglieder der Wahlkommission missen nicht Mitglied oder Ersatzmitglied des Senats sein.
Die Funktionsperiode der Wahlkommission und ihrer Mitglieder betrégt 3 Jahre. Ist zum
Zeitpunkt des Ablaufs der Funktionsperiode eine neue Wahlkommission noch nicht konstitu-
iert, verlangert sich die Funktionsperiode bis zur Konstituierung einer neuen Wahlkommis-
sion.

(2) Die Mitglieder der Wahlkommission haben eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden
sowie eine Stellvertreterin oder einen Stellvertreter der oder des Vorsitzenden zu wéhlen. Die
konstituierende Sitzung der Wahlkommission ist von der oder dem Vorsitzenden des Senats
einzuberufen und bis zur Wahl der oder des Vorsitzenden zu leiten.

(3) Zu einem Beschluss der Wahlkommission ist die Anwesenheit von mindestens der Halfte
ihrer Mitglieder, darunter die oder der VVorsitzende oder ihre oder seine Stellvertreterin oder
ihr oder sein Stellvertreter, erforderlich. Beschlisse werden mit einfacher Mehrheit gefasst.
Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme der oder des Vorsitzenden den Ausschlag. Ist die
Wahlkommission nicht beschlussfahig, entscheidet die oder der VVorsitzende der Wahlkom-
mission. Sie oder er hat unverziglich oder in der néchsten Sitzung tber diese Entscheidungen
zu berichten. Soweit in der Satzung nicht Anderes angeordnet ist, findet die Geschaftsordnung
des Senats sinngeméall Anwendung.
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(4) Die oder der Vorsitzende hat die Wahlkommission nach Kenntnis jedes Sachverhalts, der
eine Entscheidung der Wahlkommission erfordert, unverziglich zu einer Sitzung einzuberu-
fen.

§ 24. Aufgaben der Wahlkommission

(1) Aufgabe der Wahlkommission ist die Vorbereitung und Durchfiihrung der Wahl der in
8 21 Abs. 2, lit a) - ¢) angeflihrten Mitglieder des Senats und ihrer Ersatzmitglieder.

(2) Die Wahl ist nach den Grundséatzen des gleichen, unmittelbaren, persénlichen und gehei-
men Wabhlrechtes durchzufthren.

(3) Die Wahlkommission hat auf Grund der Ausschreibung der Wahl durch den Rektor oder
die Rektorin die Wahlausschreibung im Mitteilungsblatt kundzumachen. Diese Wahlaus-
schreibung hat jedenfalls zu enthalten:

a) Den Stichtag fiir die Wahlberechtigung; die Wahlkommission kann verfugen, dass das
Wabhlrecht nur zusteht, wenn es am Stichtag und am Tag der Wahl gegeben ist

b) Festsetzung des Termins einer Nachwahl fiir den Fall, dass eine gultige Wahl nicht
zustande kommt

c) die Umschreibung des Kreises der aktiv und passiv Wahlberechtigten
d) die Zahl der zu wahlenden Mitglieder und Ersatzmitglieder
e) die Wahltermine, die Wahlorte und die Wahlzeiten

f) die Frist flr die Auflage des Wéhlerverzeichnisses sowie den Termin, bis zu welchem
spatestens Einspriiche gegen das Wahlerverzeichnis einzubringen sind

g) die Festlegung, ob die Wahl aufgrund von Kandidaturen (Personlichkeitswahl) oder
aufgrund von Wahlvorschlégen nach den Grundsétzen des Verhéltniswahlrechtes
durchzufihren ist. Ob die Wahl aufgrund von Kandidaturen oder Wahlvorschlagen
durchzufihren ist, hat die Wahlkommission fur jede einzelne Gruppe gemal} § 21
Abs. 2, lit a)-c) gesondert festzusetzen

h) den Termin, bis zu welchem spétestens Kandidaturen oder Wahlvorschlage einzubrin-
gen sind

i) die Anordnung, in welcher Form Kandidaturen oder Wahlvorschlage einzubringen
sind; die Wahlkommission kann die Verwendung von Formularen vorschreiben.

(4) Die Wahlkommission kann zur Durchfiihrung der Wahlen Unterkommissionen einsetzen.
Den Unterkommissionen hat jeweils zumindest ein Mitglied der Wahlkommission anzugeho-
ren, die anderen Mitglieder der Unterkommissionen missen nicht Mitglieder der Wahlkom-
mission sein. Die Unterkommissionen sind so zusammenzusetzen, dass in ihnen jede der unter
8 21 Abs. 2, lit a) - c) angefiihrten Personengruppen durch zumindest ein Mitglied vertreten
ist.

(5) Weitere Aufgaben der Wahlkommission sind:
a) die Prifung und Zulassung eingebrachter Kandidaturen oder Wahlvorschlage
b) die Verlautbarung zugelassener Kandidaturen oder Wahlvorschlage
c) die Anforderung des Wahlerverzeichnisses
d) die Auflage des Wahlerverzeichnisses
e) die Behandlung von Einspriichen gegen das Wéhlerverzeichnis
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f) die Erstellung amtlicher Stimmzettel

g) die Durchfiihrung der Wahl

h) die Ermittlung des Wahlergebnisses

i) die Zuteilung von Mandaten an die gewahlten Senatsmitglieder

J) die Kundmachung des Wahlergebnisses

k) die Zuteilung von Mandaten an Ersatzmitglieder bei Ausscheiden eines Mitglieds

I) die befristete Zuteilung von Mandaten an Ersatzmitglieder bei befristetem Verzicht
auf das Mandat durch ein Mitglied

m) die Feststellung des Erléschens von Mandaten

§ 25. Kandidaturen

(1) Jede oder jeder wahlbare Universitatsangehorige kann ihre oder seine Kandidatur bis zu
dem geméR § 24 Abs. 3, lit h) festgesetzten Termin schriftlich bei der oder dem Vorsitzenden
der Wahlkommission einbringen.

(2) Die Wahlkommission hat die eingelangten Kandidaturen zu priifen und vorhandene
Bedenken spatestens zwei Arbeitstage nach dem Einlangen der Kandidatin oder dem Kandi-
daten mit dem Auftrag zur Verbesserung bzw. Ergdnzung mitzuteilen. Verbesserte oder er-
génzte Kandidaturen sind bis spatestens zum gemaR 8§ 24 Abs. 3 lit h) festgesetzten Termin
bei der oder dem Vorsitzenden der Wahlkommission einzubringen, widrigenfalls gelten sie
als zurtickgezogen. Ist dieser Termin bereits verstrichen, sind sie innerhalb von zwei weiteren
Arbeitstagen ab Bekanntgabe der Bedenken bei der oder dem Vorsitzenden der Wahlkommis-
sion einzubringen, widrigenfalls gelten sie als zuriickgezogen. Die zugelassenen Kandidaturen
sind spétestens 3 Tage vor der Wahl an der Amtstafel des Senats zu verlautbaren.

§ 26. Wahlvorschlage

(1) Jeder oder jede Wahlberechtigte kann Wahlvorschlége einbringen. Wahlvorschlége sind
bis zu dem gemaR § 24 Abs. 3, lit h) festgesetzten Termin schriftlich bei dem oder der Vorsit-
zenden der Wahlkommission einzubringen. Die Wahlvorschldage haben eine Bezeichnung und
eine Reihung der Kandidaten und Kandidatinnen zu enthalten. Fiir jeden Wahlvorschlag ist
ein Zustellungsbevollmachtigter oder eine Zustellungsbevollméchtigte anzugeben; fehlt eine
solche Angabe, gilt der erstgereihte Wahlwerber oder die erstgereihte Wahlwerberin als Zu-
stellungsbevollmachtigter oder Zustellungsbevollméchtigte. Wahlvorschlége fiir den Mittel-
bau haben mindestens eine Person mit Lehrbefugnis zu enthalten.

(2) Jedem Wahlvorschlag ist die schriftliche Zustimmungserklarung aller darauf angefthrten
Wahlwerber und Wahlwerberinnen beizufligen. Die schriftliche Zustimmungserklarung kann
bis spatestens einen Tag vor der Verlautbarung der Wahlvorschlédge nachgebracht werden,
andernfalls ist der Wahlwerber oder die Wahlwerberin aus dem Vorschlag zu streichen. Die
Kandidatur auf mehr als einem Wahlvorschlag ist unzuléssig. Eine mehrfach angeftihrte Per-
son ist von der Wahlkommission aus allen Wahlvorschlagen zu streichen. Wahlwerber und
Wahlwerberinnen, denen die Wahlbarkeit fehlt, sind ebenso aus dem Wahlvorschlag zu strei-
chen.

(3) Die Wahlkommission hat die eingelangten Wahlvorschldge zu prifen und vorhandene
Bedenken spatestens zwei Arbeitstage nach dem Einlangen dem oder der Zustellungsbevoll-
méchtigten mit dem Auftrag zur Verbesserung bzw. Ergdnzung mitzuteilen. Verbesserte oder
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erganzte Wahlvorschldge sind unbeschadet der Bestimmung des Abs. 2 bis spétestens zum
geméR § 24 Abs. 3 lit h) festgesetzten Termin bei dem oder der Vorsitzenden der Wahlkom-
mission einzubringen, widrigenfalls gelten sie als zurlickgezogen. Ist dieser Termin bereits
verstrichen, sind sie innerhalb von zwei weiteren Arbeitstagen ab Bekanntgabe der Bedenken
bei dem oder der Vorsitzenden der Wahlkommission einzubringen, widrigenfalls gelten sie
als zuriickgezogen. Die Zuriickziehung anderer Wahlvorschldage durch den Zustellungsbe-
vollmachtigten oder die Zustellungsbevollmé&chtigte ist nur gultig, wenn sie von mehr als der
Hélfte der Kandidaten und Kandidatinnen des Wahlvorschlages unterzeichnet ist. Die zuge-
lassenen Wahlvorschlége sind spétestens 3 Tage vor der Wahl an der Amtstafel des Senats zu
verlautbaren.

§ 27. Stimmzettel

(1) Die Wahlkommission hat unverziiglich amtliche Stimmzettel aufzulegen, in die die zuge-
lassenen Kandidatinnen und Kandidaten oder Wahlvorschlédge in der Reihenfolge ihres Ein-
langens aufzunehmen sind. Bei gleichzeitigem Einlangen ist eine alphabetische Reihung der
Kandidatinnen und Kandidaten nach dem Familiennamen der Kandidatin oder des Kandidaten
bzw. der Bezeichnung der Wahlvorschlage vorzunehmen. Kandidaturen oder Wahlvor-
schldge, die per Post einlangen, sind nach der Reihenfolge des Datums und der Uhrzeit der
Postaufgabe zu reihen. Ist eine Uhrzeit nicht erkennbar oder enthélt der Poststempel keine
Uhrzeit, gelten sie als um 12.00 Uhr aufgegeben. Bei Kandidaturen oder Wahlvorschlagen,
die per Fax oder e-mail Ubermittelt werden, ist die Ausfertigung mit der oder den Originalun-
terschriften spétestens am nachsten Arbeitstag dem Senatsbiro zu ibergeben.

(2) Fur Wahlvorschlage, deren Bezeichnung schwer unterscheidbar ist, hat die Wahlkommis-
sion unterscheidbare Bezeichnungen festzulegen, wobei fiir den bisher im Senat vertretenen,
ansonsten fur den zuerst eingelangten Wahlvorschlag die urspriingliche Bezeichnung beizu-

behalten ist.

§ 28. Durchflhrung der Wahl

(1) Hat die Wahlkommission Unterkommissionen eingerichtet, ist ihnen ein bestimmter
Wahlerkreis zuzuordnen. Die Abgabe der Stimme bei einer anderen Unterkommission ist nur
zulassig, wenn die zustdndige Unterkommission von jener, bei der die Stimme abgegeben
werden soll, hievon verstandigt wurde.

(2) Die Wahler und Wahlerinnen haben dem oder der VVorsitzenden der Wahlkommission
(Unterkommission) ihre Identitat nachzuweisen. Die Wahlkommission (Unterkommission)
hat zu prifen, ob der Wéhler oder die Wé&hlerin im Wahlerverzeichnis enthalten ist. Trifft dies
zu, ist der Wahler oder die Wahlerin zur Wahl zuzulassen.

(3) Die Wabhl ist geheim durchzufihren. Die Wahl wird durch personliche Abgabe des
Stimmzettels am Wahlort vorgenommen. Die Wahl kann gultig nur fur eine zugelassene Kan-
didatur oder einen zugelassenen Wahlvorschlag erfolgen. Der Stimmzettel ist gultig ausge-
fullt, wenn aus ihm eindeutig zu erkennen ist, welchen Kandidaten oder welche Kandidatin
oder welchen Wahlvorschlag der Wahler oder die Wéhlerin wahlen wollte.

(4) Wird nur eine Kandidatur oder nur ein Wahlvorschlag eingebracht, ist der Stimmzettel so
zu gestalten, dass mit ,,JA* oder ,,NEIN* gestimmt werden kann.

8 29. Ermittlung des Wahlergebnisses
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(1) Jede Unterkommission hat eine Niederschrift tiber die Wahl zu fiihren und der Wahlkom-
mission zu Ubermitteln. Die Niederschrift hat jedenfalls zu enthalten:

a) ein Abstimmungsverzeichnis
b) Zahl der abgegebenen Stimmen, getrennt nach Gruppen gemaR § 21 Abs. 2 lit a) - ¢)

c) Zahl der ungultigen und auf die Kandidatinnen und Kandidaten oder Wahlvorschlage
entfallenden gultigen Stimmen, getrennt nach Gruppen gemal § 21 Abs. 2 lit a) - ¢)

(2) Die Wahlkommission hat eine Niederschrift zu fihren, die auf Grund der Niederschriften
der Unterkommissionen zu erstellen ist und zu enthalten hat:

a) die Abstimmungsverzeichnisse

b) die Gesamtzahl der Wahlberechtigten, getrennt nach Gruppen gemaR 8§ 21 Abs. 2 lit
a) - ¢)

c) die Gesamtzahl der abgegebenen Stimmen, getrennt nach Gruppen gemaR § 21 Abs.
2lita)-c)

d) die Gesamtzahl der ungltigen und auf die Kandidatinnen und Kandidaten oder Wabhl-
vorschlage entfallenden giiltigen Stimmen, getrennt nach Gruppen gemaR 8§ 21 Abs.
2 lita) - ¢)

e) die Zahl der auf die Wahlvorschlage entfallenden Mandate, getrennt nach Gruppen
gemaR § 21 Abs. 2 lit a) - c)

f) die Namen der Gewadhlten, getrennt nach Gruppen gemaR § 21 Abs. 2 lit a) - ¢)

(3) Die Wahlkommission hat bei Durchfiihrung der Wahl aufgrund von Kandidaturen die
Kandidatinnen und Kandidaten nach der erreichten Stimmenzahl zu reihen und in der Reihen-
folge der erreichten Stimmenzahl die Mandate zuzuteilen. Kandidatinnen und Kandidaten, die
kein Mandat erlangen, gelten als Ersatzmitglieder in der Reihenfolge der erreichten Stimmen-
zahl. Abweichend hievon gilt fir den Mittelbau, dass ein Mandat jedenfalls einer Kandidatin
oder einem Kandidaten, die oder der die Lehrbefugnis besitzt, in der Reihenfolge der erreich-
ten Stimmenzahl zuzuteilen ist.

(4) Die Wahlkommission hat die Zahl der auf die zugelassenen Wahlvorschlage entfallenden
Vertreterinnen und Vertreter mittels der Wahlzahl zu ermitteln. Die Wahlzahl ist wie folgt zu
berechnen: Die Summen der flr jeden Wahlvorschlag abgegebenen Stimmen sind nach ihrer
GroRe geordnet nebeneinander zu schreiben; unter jede dieser Summen ist ihre Halfte, ihr
Drittel, Viertel usw. zu schreiben. Die Wahlzahl ist in Dezimalzahlen zu errechnen. Ist eine
Vertreterin oder ein Vertreter zu wahlen, gilt als Wahlzahl die grofite, sind zwei Vertreterin-
nen oder Vertreter zu wéhlen, so gilt als Wahlzahl die zweitgroRte, sind neun Vertreterinnen
oder Vertreter zu wéhlen, die neuntgréite der angeschriebenen Zahlen. Jedem Wahlvorschlag
sind so viele Mandate zuzuteilen, als die Wahlzahl in der Summe der flr ihn abgegeben
Stimmen enthalten ist (Ermittlungsverfahren nach d"Hondt). Haben nach dieser Berechnung
mehrere Wahlvorschldge den Anspruch auf ein Mandat, entscheidet das Los. Die oder der
Vorsitzende der Wahlkommission hat das Verfahren der Losentscheidung festzulegen. Ab-
weichend von dieser Bestimmung erfolgt die Mandatszuteilung fur den Mittelbau derart, dass
jedenfalls einer Person mit Lehrbefugnis ein Mandat in der Reihenfolge der Nennung im
Wahlvorschlag zuzuteilen ist.

(5) Wurde nur eine Kandidatur eingebracht, ist die Kandidatin oder der Kandidat gewahlt,
wenn sie oder er die einfache Mehrheit der abgegebenen Stimmen erhalt.
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(6) Wurde nur ein Wahlvorschlag eingebracht, sind die auf dem Wahlvorschlag gereihten
Bewerber gewahlt, wenn der Wahlvorschlag die einfache Mehrheit der abgegebenen Stimmen
erhalt.

(7) Die Wahlkommission hat die Gewahlten sowie die Zustellungsbevollméchtigten der
Wahlvorschlage von der erfolgten Wahl zu verstandigen. Das Wahlergebnis ist im Mittei-
lungsblatt zu verlautbaren.

(8) Im Wahlvorschlag angefiihrte Wahlwerberinnen und Wahlwerber, denen kein Mandat
zugeteilt wird, sind Ersatzmitglieder in der Reihenfolge ihrer Nennung im Wahlvorschlag,
sofern nicht der Wahlvorschlag direkt (ad personam) zugeordnete Ersatzmitglieder vorsieht.

8 30. Einspruch gegen das Wahlverfahren

(1) Gegen das Wahlverfahren und gegen die Ermittlung des Wahlergebnisses kénnen die
Kandidaten und Kandidatinnen oder die Zustellungsbevollméchtigten der Wahlvorschlége
innerhalb einer Woche nach Verlautbarung des Wahlergebnisses Einspruch erheben.

(2) Einspriiche sind schriftlich und mit Anfiihrung der Grunde, die das Wahlverfahren oder
die Ermittlung des Wahlergebnisses rechtswidrig erscheinen lassen, bei dem oder der Vorsit-
zenden der Wahlkommission einzubringen.

(3) Richtet sich der Einspruch gegen eine fehlerhafte Ermittlung des Wahlergebnisses und
wurde dadurch die Mandatszuteilung beeinflusst, hat die Wahlkommission das Ermittlungser-
gebnis zu berichtigen und die Mandatszuteilung abzuandern. Wurde die Mandatszuteilung
durch das fehlerhafte Ermittlungsergebnis nicht beeinflusst, hat die Wahlkommmission dies
festzustellen.

(4) Wird mit dem Einspruch eine Verletzung anderer Bestimmungen des Wahlverfahrens be-
hauptet, die eine rechtswidrige Zulassung oder Nichtzulassung einer Kandidatur oder eines
Wahlvorschlags zur Wahl bewirkte, hat der oder die Vorsitzende der Wahlkommission den
Einspruch unverziiglich unter Anschluss einer Stellungnahme der Wahlkommission dem oder
der Vorsitzenden des Senats zu Ubermitteln. Der Senat entscheidet Uiber solche Einspriiche
endgultig mit Bescheid. Entscheidet der Senat auf Aufhebung der Wahl, ist unverziiglich eine
Neuwahl auszuschreiben. Bis zur Durchfuhrung der Neuwahl und Kundmachung ihres Er-
gebnisses Uben die gewahlten Mitglieder ihre Funktion aus.

(5) Die Entscheidungen der Wahlkommission und des Senats ber Einspriiche sind im Mit-
teilungsblatt kundzumachen.

§ 31. Konstituierung des Senats

(1) Der neugewdhlte Senat ist durch die amtierende Vorsitzende oder den amtierenden Vorsit-
zenden des Senats zur konstitutierenden Sitzung einzuberufen und von dieser oder diesem bis
zur Wahl der oder des Vorsitzenden zu leiten. Im Falle der Kandidatur der oder des amtieren-
den Vorsitzenden ist die Sitzung durch eine oder einen nach der Geschaftsordnung zu be-
stimmende Vorsitzende oder zu bestimmenden Vorsitzenden zu leiten.

(2) Die oder der gewahlte Vorsitzende hat die Sitzung in weiterer Folge zur Wahl von einer
Stellvertreterin oder einem Stellvertreter oder mehreren Stellvertreterinnen oder Stellvertre-
tern zu leiten.

(3) Der Beginn der Funktionsperiode ist durch Beschluss des bisher amtierenden Senats fest-
zulegen, darf jedoch nicht mehr als 3 Jahre nach Beginn der Funktionsperiode des amtieren-
den Senats liegen.
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(4) Das Ergebnis der Wahl sowie der Beginn der Funktionsperiode ist durch die gewahlte
Vorsitzende oder den gewéhlten Vorsitzenden im Mitteilungsblatt zu verlautbaren.

8§ 32. Mandatsverlust, befristeter Mandatsverzicht
(1) Das Mandat der Mitgliedschaft im Senat erlischt durch
a) Tod
b) Verlust der Wahlbarkeit
c) Verlust der Zugehorigkeit zur betreffenden Personengruppe
d) Verlust des Wahlrechts zum Nationalrat
e) Rucktritt vom Mandat
) Abberufung
g) dreimaliges unentschuldigtes Fernbleiben von den Sitzungen

(2) Ein Mitglied des Senats kann auf sein Mandat befristet verzichten, wenn es durch person-
liche Umstéande (z.B. Krankheit, Schwangerschaft, Karenz, Dienstfreistellung) langer als 4
Monate an der Ausubung des Mandats verhindert ist.

(3) Griinde fir einen Mandatsverlust geméal Abs. 1, lit b) - e) bzw. befristeter Mandatsver-
zicht sind dem oder der Vorsitzenden des Senats unverziiglich mitzuteilen. Dieser oder diese
hat hievon unverziglich den Vorsitzenden oder die Vorsitzende der Wahlkommission zu ver-
stdndigen. Die Verstandigungspflicht des oder der Senatsvorsitzenden gilt auch bei Mandats-
verlust geméald Abs. 1, lit a), f) und g).

(4) Die Abberufung eines Mitglieds des Senats erfolgt durch Beschluss der Wahlergruppe, der
das Mitglied angehort. Der Beschluss bedarf der Zweidrittelmehrheit bei Anwesenheit der
Hélfte der Mitglieder.

(5) Das Erloschen des Mandats ist durch die Wahlkommission festzustellen und im Mittei-
lungsblatt zu verlautbaren.

8 33. Nachrucken von Ersatzmitgliedern

(1) Scheidet ein Mitglied aus dem Senat aus, hat die oder der VVorsitzende der Wahlkommis-
sion aus dem entsprechenden Wahlvorschlag ein Ersatzmitglied in der Reihenfolge der Nen-
nung im Wahlvorschlag als neues Mitglied zu nominieren, sofern nicht ein Ersatzmitglied
direkt (ad personam) zu nominieren ist. Wurde die Wahl aufgrund von Kandidaturen durchge-
fiihrt, ist das Ersatzmitglied mit der hochsten Stimmenzahl zu nominieren.

(2) Das Nachruicken von Ersatzmitgliedern erfolgt fir den Rest der laufenden Funktions-
periode.

(3) Verzichtet ein Mitglied des Senats befristet auf sein Mandat, hat die oder der VVorsitzende
der Wahlkommission aus der Liste der Ersatzmitglieder bei Wahl aufgrund von Kandidaturen
bzw. dem entsprechenden Wahlvorschlag ein Ersatzmitglied in der Reihenfolge der Nennung
im Wahlvorschlag als neues Mitglied fiir die Dauer der Verhinderung des Mitglieds zu nomi-
nieren, sofern nicht ein Ersatzmitglied direkt (ad personam) zu nominieren ist.
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(4) Verzichten ein oder mehrere Ersatzmitglieder zugleich und ausdriicklich zu Gunsten eines
nachgereihten Ersatzmitgliedes auf das Nachriicken, so bleiben sie weiterhin als Ersatzmit-
glieder in der urspriinglichen Reihung.

(5) Ist ein Wahlvorschlag erschopft, kann durch die Zustellungsbevollméchtigte oder den Zu-
stellungsbevollmachtigten des Wahlvorschlages ein neues Mitglied mit dessen Zustimmung
nominiert werden.

(6) Die oder der Vorsitzende der Wahlkommission hat Entscheidungen tber das Nachriicken
von Ersatzmitgliedern oder die befristete Mandatszuteilung im Mitteilungsblatt zu verlautba-
ren.

E. KOMMISSIONEN DES SENATS

8§ 34. Die Entsendung von Vertretern und Vertreterinnen in Kommissionen des Senats erfolgt,
soweit nicht im Folgenden Anderes bestimmt ist, nach den Bestimmungen des 8§ 4.

8§ 35. Berufungs- und Habilitationskommissionen sind so zusammenzusetzen, dass die
Vertreterinnen und Vertreter der Universitatsprofessorinnen und Universitatsprofessoren die
absolute Mehrheit haben und wenigstens eine Vertreterin oder ein Vertreter der Studierenden
Kommissionsmitglied ist.

§ 36. Andere Kommissionen des Senats, ausgenommen die Senats-Studienkommission, sind
S0 zusammenzusetzen, dass die Anzahl der Vertreter und Vertreterinnen der Gruppen in ihrer
Relation der im Senat zu entsprechen hat.

8§ 37. Die Kommissionen des Senats sind durch die oder den Vorsitzenden des Senats oder
eine Stellvertreterin oder einen Stellvertreter zur konstituierenden Sitzung einzuberufen und
von dieser oder diesem bis zur Wahl einer oder eines Vorsitzenden zu leiten. Die Senatsvor-
sitzenden haben durch Erstellung einer verbindlichen Ablaufsregelung fir ein einheitliches
Vorgehen bei den konstituierenden Sitzungen Sorge zu tragen.

§ 38. Die Senats-Studienkommission besteht aus 6 Vertretern und Vertreterinnen der Univer-
sitatslehrer und Universitétslehrerinnen (§ 94 Abs 2 Z 1 und 2 UG 2002) und 2 Vertretern und
Vertreterinnen der Studierenden.

8 39. Fir die Senats-Studienkommission erfolgt die Entsendung der Vertreterinnen und Ver-
treter der Studierenden durch das zustandige Organ der OH-BOKU, die Entsendung der
Vertreterinnen und Vertreter der Universitatslehrerinnen und Universitéatslehrer nach den
nachfolgenden Bestimmungen:

a) Der Senat kann fiir die Entsendung der Universitatslehrerinnen und Universitétslehrer
bestimmen, wie viele Vertreterinnen und Vertreter der Gruppe der Universitatsprofesso-
rinnen und Universitatsprofessoren bzw. des Mittelbaues anzugehdren haben.

b) Die oder der Vorsitzende des Senats hat die Mitglieder zur Erstattung von Vorschlagen
fur Kandidatinnen und Kandidaten aufzufordern. Die Vorschlage haben eine Begriin-
dung flr den Vorschlag der Kandidatin oder des Kandidaten sowie die Mitteilung tber
die Bereitschaft zur Ubernahme der Funktion zu enthalten.

¢) Jedes Senatsmitglied ist berechtigt, aus den eingelangten VVorschlagen einen zumindest 9
Personen umfassenden Wahlvorschlag zu bilden. Die Wahlvorschldge haben eine Rei-
hung der vorgeschlagenen Personen zu enthalten (Mitglieder und Ersatzmitglieder). Ein
Beschluss des Senats gemaR lit a) ist bei Erstellung des VVorschlags zu beriicksichtigen
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d) Hat der Senat gemalR 8 4 Abs 4 seiner Geschaftsordnung beschlossen, Ersatzmitglieder
den Sitzungen mit Rede- und Antragsrecht beizuziehen, sind auch diese zur Erstattung

von Vorschlagen gemaR lit a) und b) berechtigt.

e) Gewabhlt ist jener Vorschlag, der die einfache Mehrheit der abgegebenen Stimmen er-
reicht. Erreicht kein Wahlvorschlag die einfache Mehrheit, ist eine Stichwahl durchzu-
fuhren, zu der nur die drei stimmenstarksten Wahlvorschlége zuzulassen sind.

f) Erreicht im 2. Wahlgang kein VVorschlag die einfache Mehrheit der abgegebenen Stim-
men, ist ein neuerlicher Wahlgang durchzufihren. In diesem ist jener Wahlvorschlag
gewdhlt, der die relative Mehrheit der abgegebenen Stimmen auf sich vereinigen kann.
Haben die zwei stimmenstarksten Wahlvorschlage die gleiche Stimmenanzahl, ent-
scheidet das Los. Das Verfahren der Losentscheidung bestimmt die oder der Vorsit-

zende des Senats.
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Verfahren in studienrechtlichen Angelegenheiten
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Programmbegleiter
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Prifungstermine

Anmeldung zu Lehrveranstaltungsprifungen

Anmeldung zu Fachpriifungen und kommissionellen Gesamtprifungen
Prifungssenate

Durchfiihrung von Prufungen

Wiederholung von Priifungen

WISSENSCHAFTLICHE ARBEITEN
Masterarbeiten und Diplomarbeiten
Dissertationen

NOSTRIFIZIERUNG AUSLANDISCHER STUDIEN-
ABSCHLUSSE
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1
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§35 Verfahren

H. RECHTE DER STUDIERENDEN
§ 36 Rechte der Studierenden

29 von 75



S-Beschluss-20070307_l11-Lehre - 3

A. MONOKRATISCHES ORGAN FUR STUDIENANGELEGEN-
HEITEN

8 1 Einrichtung, Bestellung und Abberufung

(1) Gemé&R § 19 (2) Z 2 UG 2002 wird ein monokratisches Organ fir die Vollziehung der
studienrechtlichen Bestimmungen in erster Instanz eingerichtet.

(2) Das monokratische Organ flhrt die Funktionsbezeichnung "Studiendekanin® oder
"Studiendekan®.

(3) Die Studiendekanin oder der Studiendekan unterliegt der Fachaufsicht des Senats und der
Dienstaufsicht des Rektorats.

(4) Zur Studiendekanin oder zum Studiendekan ist eine mit den Angelegenheiten des
Studienbetriebes und des Studienrechts vertraute Person zu bestellen.

(5) Der Senat kann durch geeignete Malinahmen eine fur die Funktion geeignete Mitarbeite-
rin oder einen fur die Funktion geeigneten Mitarbeiter der Universitat ausfindig machen oder
die Funktion der Studiendekanin oder des Studiendekans im Mitteilungsblatt ausschreiben.

(6) Die Studiendekanin oder der Studiendekan wird vom Senat fur eine Funktionsperiode
von drei Jahren bestellt. Wiederbestellung ist unbeschréankt zulassig. Das Rektorat kann den
Beschluss des Senats aus schwerwiegenden Griinden (8 1 Abs 8) zuriickweisen.

(7) Die Rektorin oder der Rektor hat mit der Studiendekanin oder dem Studiendekan
erforderliche Arbeitsvertrage abzuschlieRen oder erforderliche dienstrechtliche Verfligungen
zu erlassen.

(8) Die Studiendekanin oder der Studiendekan kann vom Senat mit Zweidrittelmehrheit
wegen schwerer Pflichtverletzung, einer strafgerichtlichen Verurteilung, wegen mangelnder
korperlicher oder geistiger Eignung oder wegen eines begriindeten Vertrauensverlustes abbe-
rufen werden. Unbeschadet der Antragsrechte der Senatsmitglieder ist das Rektorat berech-
tigt, einen Abberufungsantrag zu stellen. Im Falle der Abberufung hat die Rektorin oder der
Rektor das Arbeitsverhaltnis aufzulosen bzw. entsprechende dienstrechtliche Verfligungen zu
erlassen.

(9) Die Studiendekanin oder der Studiendekan hat zur Vertretung im Verhinderungsfall mit
Zustimmung des Senats eine geeignete Person (Abs. 4) zu bestellen. § 1 Abs. 7 und 8 sind
sinngeman anzuwenden.

8 2 Verfahren in studienrechtlichen Angelegenheiten

(1) Instudienrechtlichen Verfahren ist das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz 1991
(AVG 1991) anzuwenden.

(2) Gegen die Entscheidungen des Studiendekans oder der Studiendekanin ist das Rechts-
mittel der Berufung an den Senat zul&ssig.

(3) Der Senat kann flr die Tatigkeit des Studiendekans oder der Studiendekanin Richtlinien
erlassen. Ausgenommen sind Angelegenheiten, die dem Studiendekan oder der Studiendeka-
nin vom Rektorat Gibertragen werden (§ 3 Abs 2).
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(4) Der Leiter oder die Leiterin des Studiendekanats steht diesem vor. Er oder sie flihrt die
Fach- und Dienstaufsicht Giber dessen Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen. Die Leitungsfunktion
kann nach Anhérung des Senats auch dem Studiendekan oder der Studiendekanin (monokra-
tisches Organ) Ubertragen werden.

8 3 Aufgaben der Studiendekanin oder des Studiendekans

1) Der Studiendekanin oder dem Studiendekan kommen insbesondere folgende Aufga-
ben zu:

1. Genehmigung von Antragen auf Zulassung zu einem individuellen Studium (8 55
Abs. 3 UG 2002);

2. Verleihung der entsprechenden akademischen Grade an Absolventinnen und
Absolventen individueller Studien (8 55 Abs. 4 UG 2002);

3. Verleihung akademischer Grade an die Absolventinnen und Absolventen der ordentli-
chen Studien (8 87 Abs. 1 UG 2002);

4. Anerkennung eines auslandischen Studienabschlusses als Abschluss eines inlandi-
schen ordentlichen Studiums ("Nostrifizierung™, 8 90 Abs. 3 UG 2002);

5. Verleihung akademischer Grade bzw. Bezeichnungen an die Absolventinnen und
Absolventen von Universitatslehrgéngen (8 87 Abs. 2 UG 2002);

6. Widerruf inlandischer akademischer Grade (8 89 UG 2002);

7. Genehmigung der Ablegung von Prifungen fir ein Studium an einer anderen
Universitat als der Universitat der Zulassung (8§ 63 Abs. 9 Z 2 UG 2002);

8. Nichtigerklarung der Beurteilung einer Prufung im Fall der Erschleichung der Anmel-
dung zur Prifung (8 74 Abs. 1 UG 2002) bzw. wenn die Beurteilung einer Priifung
oder wissenschaftlichen Arbeit, insbesondere durch die Verwendung unerlaubter
Hilfsmittel, erschlichen wurde (8 74 Abs. 2 UG 2002);

9. Ausstellung von Zeugnissen lber Studienabschliisse (§ 75 Abs. 3 UG 2002);

10. Heranziehung von fachlich geeigneten Priferinnen und Priifern fiir die Zulassungs-
und Erganzungsprufungen, Bestimmung der Prifungsmethode und Festlegung, ob die
Prifung als Einzelpriifung oder kommissionelle Priifung abzulegen ist (§ 76 Abs. 1
UG 2002);

11. Anerkennung von positiv beurteilten Priifungen ordentlicher Studierender an einer
anerkannten in- oder auslandischen postsekundaren Bildungseinrichtung, einer be-
rufsbildenden hoheren Schule, einer Hoheren Anstalt fur Lehrer- und Erzieherbil-
dung, in Studien an anerkannten inlandischen Bildungseinrichtungen, deren Zugang
die allgemeine Universitétsreife erfordert, oder in einem Lehrgang universitaren Cha-
rakters, soweit sie den im Curriculum vorgeschriebenen Priifungen gleichwertig sind
(8 78 Abs. 1 UG 2002);

12. Anerkennung wissenschaftlicher Tatigkeit in Betrieben oder aul3eruniversitéren For-
schungseinrichtungen, die eine wissenschaftliche Berufsvorbildung vermitteln kon-
nen, als Prufung (8 78 Abs. 3 UG 2002);

13. Feststellung der Gleichwertigkeit von im Ausland durchzufiihrenden Teilen eines
Studiums bzw. abzulegender Priifungen ("\Vorausbescheid") (§ 78 Abs. 3 UG 2002);

14. Aufhebung von negativ beurteilten Priifungen bei schwerem Mangel in der Durchfiih-
rung (8 79 Abs. 1 UG 2002);
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Vorsorge fir die Sicherstellung der Aufbewahrung der den Studierenden nicht ausge-
handigten Beurteilungsunterlagen fur die Dauer von mindestens sechs Monaten ab
Bekanntgabe der Beurteilung (8 84 Abs. 1 UG 2002);

Anerkennung von Diplom- und Masterarbeiten sowie Dissertationen (8 85 UG 2002);
Genehmigung des Antrags auf Ausschluss der Benutzung von an die Universitats-
bibliothek gemé&R § 86 Abs. 1 UG 2002 abgelieferten wissenschaftlichen Arbeiten fur
langstens flnf Jahre nach Ablieferung (8 86 Abs. 2 UG 2002);

Genehmigung eines in einem Curriculum vorgesehenen Fachertausches;

Bestatigung einer in einem Curriculum vorgesehenen Pflichtpraxis (8 18);
Entscheidung Uber Leistungs- und Forderungsstipendien nach den Bestimmungen des
Studienférderungsgesetzes;

Heranziehung von fachlich geeigneten Priiferinnen und Prifern fur Bachelor-,
Master- und Diplomprtfungen (§ 20);

Heranziehung von fachlich geeigneten Priiferinnen und Prifern fur Rigorosen (8 21);
Heranziehung von fachlich geeigneten Priferinnen und Prifern fir Abschlussprufun-
gen (8 22);

Heranziehung von fachlich geeigneten Priferinnen und Prifern fur Lehrveranstal-
tungs-, Fach- und kommissionelle Gesamtpriifungen (§ 23);

Festlegung der Prifungs- und Anmeldetermine (§ 24);

Verfligung Uber einen Antrag auf abweichende Prifungsmethode ab der zweiten Wie-
derholung einer Lehrveranstaltungsprifung oder bei Fachprifungen und kommissio-
nellen Gesamtprifungen (8§ 25 Abs. 2, § 26 Abs 3);

Entgegennahme der Anmeldung zu Fachprifungen und kommissionellen Gesamtpri-
fungen (8 26);

Bildung von Priifungssenaten (8§ 27);

Feststellung des gerechtfertigten Prifungsabbruchs aus wichtigem Grund (8 28 Abs.
9);

Heranziehung von fachlich geeigneten Personen zur Betreuung und Beurteilung von

Master- und Diplomarbeiten, Untersagung von Thema und Betreuerin oder Betreuer
sowie Weiterleitung zur Beurteilung (8§ 30);

Heranziehung von fachlich geeigneten Personen zur Betreuung und Beurteilung von
Dissertationen, Untersagung von Thema und Betreuerin oder Betreuer sowie Weiter-
leitung zur Beurteilung (8 31).

(2) Insbesondere die Aufgaben gemal 88 60 und 69 UG 2002 (Zulassung zum Studium bzw.
Ausstellung der Abgangsbescheinigung) kénnen der Studiendekanin oder dem Studien-
dekan vom Rektorat tibertragen werden.

(3) Die Studiendekanin oder der Studiendekan ist zu Sitzungen des Senats zu
Tagesordnungspunkten, die ihren oder seinen Aufgabenbereich betreffen, als Auskunfts-
person mit Antragsrecht einzuladen.

(4) Der Senat kann der Studiendekanin oder dem Studiendekan durch Anderung der Satzung
weitere Aufgaben Ubertragen. Das Rektorat kann der Studiendekanin oder dem Studien-
dekan im Einvernehmen mit dem Senat Aufgaben aus seinem Aufgabenbereich, soweit
sie studienrechtliche Angelegenheiten betreffen, Gbertragen. Entscheidungen der Stu-
diendekanin oder des Studiendekans in vom Rektorat Gibertragenen Angelegenheiten
gelten als Entscheidungen des Rektorats.
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STUDIENKOMMISSIONEN
Senatstudienkommission

Der Senat hat gemaR 8§ 25 Abs. 8 UG 2002 fur die Dauer seiner Funktionsperiode eine
Studienkommission (Senatsstudienkommission, kurz SenatStuKo) als strategisches Or-
gan der inhaltlichen Lehrorganisation einzurichten. Die SenatStuKo hat bis zur Konsti-
tuierung einer aufgrund des Beginns der Funktionsperiode eines neu gewahlten Senats
neu einzusetzenden SenatStuKo ihr Amt weiter auszulben.

Die SenatStuKo setzt sich aus acht stimmberechtigten Vertretern und Vertreterinnen
folgender Gruppen zusammen:

6 Vertretern oder Vertreterinnen der Universitatslehrer (8§ 94 Abs 2 Z 1 und 2 UG 2002)
2 Vertreter oder Vertreterinnen der Studierenden.

Die Entsendung der Vertreter und Vertreterinnen und der Ersatzmitglieder erfolgt auf
Grund der Bestimmungen der Wahl- und Entsendungsordnung.

Ein Mitglied oder Ersatzmitglied der SenatStuKo darf nicht gleichzeitig Mitglied einer
Fachstudienkommission sein.

Der Studiendekan oder die Studiendekanin und der zustidndige Vizerektor oder die
zustandige Vizerektorin sind zu den Sitzungen der SenatStuKo als Auskunftspersonen
mit Antragsrecht einzuladen.

Der oder die Vorsitzende der SenatStuKo bzw. in Vertretung der oder die stellvertretende
Vorsitzende ist bei Sitzungen des Senats zu Tagesordnungspunkten, die seinen oder
ihren Aufgabenbereich betreffen, als Auskunftsperson mit Antragsrecht einzuladen.

Die SenatStuKo und die Fachstudienkommissionen haben die Geschaftsordnung des
Senats sinngemafl anzuwenden. Der Senat kann in Richtlinien eine Mindestanzahl von
Sitzungen der SenatStuKo festlegen.

Die SenatStuKo und die Fachstudienkommissionen sind durch das Senatsbiiro in ihrer
Tatigkeit zu unterstitzen.

Aufgaben der Senatstudienkommission

Aufgaben der SenatStuKo sind insbesondere:

1. Erlassung der Curricula und ihrer Anderungen, Einholung der Genehmigung des Senats

2. Entwicklung von Richtlinien fir Studienprogramme der BOKU

3. Initiierung von Vorarbeiten und Organisation der Durchfuhrung bei der Entwicklung
von neuen Studienprogrammen

4. Beratung des Senats in Angelegenheiten der Studien, insbesondere bei studienrechtli-
chen Entscheidungen des Senats als Rechtsmittelbehtrde

5. Einrichtung von Arbeitsgruppen zur Vorberatung und Erarbeitung von Curricula-Ent-
wirfen und Beratung der SenatStuKo in Studienangelegenheiten (,,Fachstudienkom-
missionen*)

6. Erlassung von Richtlinien fir die Tatigkeit der Fachstudienkommissionen fur die
Gestaltung der Curricula und Mindestanzahl von Sitzungen und Erteilung von Auftra-
gen an die Fachstudienkommissionen

7. Sicherstellung der Koordination der Tatigkeit der Fachstudienkommissionen, insbeson-
dere der Abstimmung und Koordinierung des Inhaltes der Curricula
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8. Antragstellung an das Rektorat zur Evaluierung gesamter Studienprogramme.

2 Die SenatStuKo ist von der zustandigen Vizerektorin oder vom zustandigen Vizerek-
tor zumindest einmal im Studienjahr zur Beratung der aktuellen und voraussichtlichen Situa-
tion der Lehrbeauftragung zu informieren.

8 6 Fachstudienkommissionen

(1) Die SenatStuKo kann gemaR 8 5 Abs. 1 Z 5 Arbeitsgruppen zur Vorberatung und Erar-
beitung von Curricula-Entwirfen und zur Beratung der SenatStuKo in Studienangelegenhei-
ten einrichten. Bei der Einrichtung dieser ,,Fachstudienkommissionen* sind die Bestimmun-
gen des § 25 (7) — (10) UG 2002 tiber die GroRe und die zahlenméaBige Vertretung der in § 4
(2) genannten Gruppen nicht anzuwenden. Es wird Drittelparitat empfohlen.

(2) Die Fachstudienkommissionen sind in ihrer Tatigkeit an Richtlinien und Auftrége der
SenatStuKo gebunden.

(3) Bei Erarbeitung der Curricula haben die Fachstudienkommissionen die Téatigkeit anderer
Fachstudienkommissionen zu beachten (z.B. Benennung und Stundenausmal? gleichartiger
Lehrveranstaltungen, VVorsorge fur die Einheitlichkeit im Ablauf der Studienprogramme,
Vereinheitlichung der Prifungsordnungen, etc) und fiir ihre Entscheidungen heranzuziehen.
Sofern erforderlich, ist eine Vorabentscheidung der SenatStuKo einzuholen.

8 7 Programmbegleiter und Programmbegleiterinnen

(1) Fur die Studienprogramme (Bachelor- und Masterstudien) kénnen vom zustandigen Vize-
rektor oder der zustdndigen Vizerektorin Programmbegleiter und Programmbegleiterinnen
auf Vorschlag der zustandigen Fachstudienkommissionen bestellt werden. Die OH-BOKU ist
berechtigt, Vorschlége zu erstatten.

(2) Die Programmbegleiter und Programmbegleiterinnen haben insbesondere folgende Auf-
gaben:
a) Bereitstellung von Informationen tiber das Studienprogramm an Studierende, Lehr-
personal und Universitétsleitung;
b) Erstattung von Vorschlagen zur Anderung des Curriculums an die Fachstudien- und
SenatStuKo
c) Beratung von Studierenden und Lehrpersonal im Einzelfall
d) Erstellung von Vorschlagen zur Organisation der jeweiligen Studienprogramme an
das Rektorat
e) Kontaktpflege mit nationalen und internationalen Kooperationspartnern zum jeweili-
gen Studienprogramm.

C. CURRICULA

§ 8 Begriffsbestimmungen
(1) Art der Facher:
1. Pflichtfacher sind die flr ein Studium kennzeichnenden Fécher, deren Vermittlung
unverzichtbar ist und tber die Leistungsnachweise (8 8 Abs 4) zu erbringen sind.
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2. Wabhlfacher sind Facher, aus denen die Studierenden einerseits nach den im Curricu-
lum festgelegten Bedingungen und anderseits frei aus Lehrveranstaltungen aller an-
erkannten inldndischen und ausléandischen Universitaten auswéhlen kdnnen und tber
die Leistungsnachweise (8§ 8 Abs. 4) zu erbringen sind. Fir Lehrveranstaltungen von
Masterstudien die in einem Bachelorstudium absolviert und fir dieses eingereicht
wurden, sind in einem Masterstudium andere Lehrveranstaltungen im selben
Umfang (ECTS) als freie Wahlfécher zu absolvieren.

(2) Typen der Lehrveranstaltungen
Die Typen der Lehrveranstaltungen sind in den Curricula zu regeln und zu beschreiben. Die
SenatStuKo hat hierfur Richtlinien zu erlassen.

(3) Die Studieneingangsphase umfasst das Angebot von Lehrveranstaltungen die in das je-
weilige Bachelorstudium einftihren und dieses besonders kennzeichnen Sie dient der Infor-
mation und Orientierung der Studierenden und bietet diesen die Gelegenheit .die Studienwahl
einer kritischen Reflexion zu unterziehen. Die nédheren Bestimmungen hiertber sind in den
Curricula zu treffen.

(4) Leistungsnachweise, Prifungen

1. Lehrveranstaltungsprifungen sind Prifungen, die dem Nachweis der Kenntnisse
und Fahigkeiten dienen, die durch eine einzelne Lehrveranstaltung vermittelt werden.

2. Fachprifungen sind Priifungen, die dem Nachweis der Kenntnisse und Féahigkeiten
in einem Fach dienen.

3. Gesamtprifungen sind Priifungen, dem Nachweis der Kenntnisse und Féahigkeiten
in mehr als einem Fach dienen.

4. Kommissionelle Prifungen sind mundliche Prifungen, die von Prifungssenaten ab-
gehalten werden. Sie sind in einer anderen Prufungsart durchzufiihren, wenn ein ent-
sprechender gerechtfertigter Antrag (88 25 Abs 3 oder 26 Abs 3) gestellt wurde oder
die Eigenart des Prufungsfaches eine abweichende Prifungsmethode erfordert.

5. Lehrveranstaltungen mit immanentem Prifungscharakter sind Lehrveranstaltungen,
bei denen die Beurteilung nicht auf Grund eines einzigen Priifungsaktes am Ende der
Lehrveranstaltung, sondern auf Grund von regelméaRigen schriftlichen und/oder
mundlichen Beitragen der Studierenden im Rahmen der Lehrveranstaltung erfolgt.

8 9 Inhalt der Curricula fur Bachelor-, Master- und individuelle Studien

(1) Im Curriculum sind jedenfalls festzulegen:

1. das Qualifikationsprofil

2. die Zuteilung der ECTS-Anrechnungspunkte zu den einzelnen Studienleistungen im
Sinne des Européischen Systems zur Anrechnung von Studienleistungen (European
Credit Transfer System — ECTS, 253/2000/EG, Amtsblatt Nr. L 28 vom 3. Februar
2000); mit diesen Anrechnungspunkten ist der relative Anteil des mit den einzelnen
Studienleistungen verbundenen Arbeitspensums zu bestimmen, wobei das Arbeits-
pensum eines Jahres 1500 Echtstunden zu betragen hat und diesem Arbeitspensum 60
Anrechnungspunkte zugeteilt werden; die Gesamtstundenzahl soll jedenfalls ange-
fligt werden.

3. die Bezeichnung und das StundenausmaR der Pflicht- und Wahlfacher der Bachelor-,
Master- und Diplomstudien;
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in Masterstudien die fachlichen Voraussetzungen flr die Zulassung;

in Bachelorstudien die Verpflichtung zur Anfertigung von eigenstandigen schriftli-

chen Arbeiten, die im Rahmen von Lehrveranstaltungen abzufassen sind (Bachelorar-

beiten) sowie ndhere Bestimmungen daruber;

6. in Master- und Diplomstudien Bestimmungen Uber die Facher, denen das Thema der

Master- und Diplomarbeiten zu entnehmen ist;

in den Bachelor- und Diplomstudien die Gestaltung der Studieneingangsphase;

8. wenn das Studium gemeinsam mit einer anderen Universitat eingerichtet ist, die
Zuordnung der Lehrveranstaltungen zu den beteiligten Universitéten;

9. das AusmaR von bis zu 10 v.H., in Masterstudien bis zu 15 v.H. der Gesamt-ECTS-
Anrechnungspunkte an freien Wahlféchern, die Studierende aus den Lehrveranstal-
tungen aller anerkannten inldndischen und auslédndischen Universitaten und Hoch-
schulen auszuwahlen haben, und tber die Prifungen abzulegen sind; ausgenommen
von dieser Regelung sind Studiengénge, die gemeinsam mit anderen Universitaten
durchgefiihrt werden und eine Vereinbarung uber die Zulassung von freien Wahlfa-
chern nicht zustande kommt;

10. die Prufungsordnung;

11. die Beschreibung der Lehrveranstaltungstypen;

12. Verfahren zur Ermittlung der Reihenfolge der Anmeldung zu Lehrveranstaltungen
mit beschrankter Teilnehmerzahl (8 54 Abs. 8 UG 2002);

13. Ubergangsbestimmungen.

ok~

~

2 Im Curriculum koénnen tberdies festgelegt werden:

Fernstudieneinheiten, die Teile des Prasenzstudiums ersetzen;

2. der Nachweis besonderer VVorkenntnisse fir die Anmeldung zu Lehrveranstaltungen
(8 54 Abs. 7 UG 2002);

die Absolvierung einer Pflichtpraxis;

der Ersatz einer wissenschaftlichen Arbeit durch einen gleichwertigen Nachweis;
die Empfehlung von Studien an anerkannten ausléandischen postsekundaren
Bildungseinrichtungen, die fiir das betreffende Bachelor-, Master- oder Diplomstu-
dium anerkennbar sind (§ 78 UG 2002);

6. der Anteil fremdsprachiger Lehrveranstaltungen

=

o s w

3) Ein individuelles Diplomstudium ist in zwei Studienabschnitte zu gliedern, deren
Dauer im Curriculum festzulegen sind. Der erste Studienabschnitt hat die Aufgabe, in das
Studium einzufiihren und seine Grundlagen zu erarbeiten, der zweite Studienabschnitt dient
zur Vertiefung und speziellen Ausbildung.

8§ 10 Inhalt der Curricula fur Doktoratsstudien

1) Die Doktoratsstudien werden nicht in Studienabschnitte gegliedert. Die Gestaltung
des Curriculums hat entsprechend den Zielen der Doktoratsstudien zu erfolgen.

2 Im Curriculum sind jedenfalls festzulegen:

1. Das Qualifikationsprofil;

2. die ECTS-Anrechnungspunkte (European Credit Transfer System — ECTS,
253/2000/EG, Amtsblatt Nr. L 28 vom 3. Februar 2000); mit diesen Anrechnungs-
punkten ist der relative Anteil des mit den einzelnen Studienleistungen verbundenen
Arbeitspensums zu bestimmen, wobei das Arbeitspensum eines Jahres 1500 Echt-
stunden zu betragen hat und diesem Arbeitspensum 60 Anrechnungspunkte zugeteilt
werden;
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3. das AusmaRB (in ECTS-Anrechnungspunkten) der zu absolvierenden
Lehrveranstaltungen, die im Einzelfall durch Bescheid des Studiendekans oder der
Studiendekanin festgelegt werden;

die fachlichen Voraussetzungen fiir die Zulassung;

das Verfahren zur Ermittlung der Reihenfolge der Anmeldung zu Lehrveranstaltun-
gen mit beschrénkter Teilnehmerzahl;

6. Bestimmungen Uber die Facher, denen das Thema der Dissertation zu entnehmen ist;
die Durchflihrung des Rigorosums;

8 die Prifungsordnung.

S

~

3) Im Curriculum kénnen tberdies festgelegt werden:

Fernstudieneinheiten, die Teile des Prasenzstudiums ersetzen;

2. Bestimmungen, dass fir Lehrveranstaltungen festgelegte Zulassungsvoraussetzun-
gen erfullt sein mussen;

3. die Empfehlung von Studien an anerkannten auslandischen postsekundaren

Bildungseinrichtungen, die flr das betreffende Doktoratsstudium anerkennbar sind;

der Anteil fremdsprachiger Lehrveranstaltungen,

die Einrichtung eines Beratungsteams.

=

oA

8 11 Inhalt der Curricula fr Universitatslehrgange

Q) Nach Anhorung des Universitéatsrates und des Studiendekans oder der Studiendekanin
und nach vorangegangener Priifung des Budgetplans, der Marktchancen und der vorhandenen
Ressourcen durch das Rektorat ist der Senat berechtigt, Universitatslehrgange durch Verord-
nung einzurichten, wenn der Betrieb der ordentlichen Studien nicht beeintréchtigt wird und
die finanzielle Bedeckbarkeit der Universitatslehrgdnge gewahrleistet ist. Er ist berechtigt,
die Durchfiihrung solcher Universitéatslehrgange auch wahrend der sonst lehrveranstaltungs-
freien Zeit sowie zur wirtschaftlichen und organisatorischen Unterstiitzung in Zusammenar-
beit mit anderen Rechtstrdgern vorzusehen.

(2) Fur die Erlassung des Curriculums ist die SenatStuKo zustandig. Dem Senat ist der vom
Rektorat Uberprifte Budgetplan vorzulegen.

(3) Die Verordnung gemaR Abs. 1 hat sowohl die Einrichtung des Universitéatslehrganges als
auch das Curriculum zu enthalten. Im Curriculum sind insbesondere festzulegen:

1. Qualifikationsprofil

2. die Zielsetzung des Universitatslehrganges;

3. die Dauer und die Gliederung des Universitatslehrganges;

4. die Voraussetzungen fir die Zulassung einschlielich des zu entrichtenden Lehrgangs-
beitrages;

5. Im Curriculum sind der Gegenstand, die Art, der Umfang und allenfalls die Reihen-
folge der die Facher bildenden Lehrveranstaltungen festzulegen.

6. die Bezeichnung und das Stundenausmal der Pflicht- und Wahlfacher der
Abschlusspriifung;

7. die Lehrveranstaltungen aus den Pflicht- und Wahlféchern;

8. die Prufungsordnung;

9. die Bezeichnung (Titel, Grad) fur die Absolventen und Absolventinnen;

10. Qualitatssicherung.

(4) Im Sinne des Européischen Systems zur Anrechnung von Studienleistungen sind im
Curriculum den einzelnen Studienleistungen ECTS-Anrechnungspunkte zuzuteilen (Euro-

37 von 75



S-Beschluss-20070307_l111-Lehre - 11

pean Credit Transfer System — ECTS, 253/2000/EG, Amtsblatt Nr. L 28 vom 3. Februar
2000). Mit diesen Anrechnungspunkten ist der relative Anteil des mit den einzelnen Studien-
leistungen verbundenen Arbeitspensums zu bestimmen, wobei das Arbeitspensum eines Jah-
res 1500 Echtstunden zu betragen hat und diesem Arbeitspensum 60 Anrechnungspunkte
zugeteilt werden.

(5) Im Curriculum kénnen uberdies festgelegt werden:

1. die Bezeichnung "Post-Graduate-Studium™ fir einen Universitatslehrgang, bei dem
die Zulassung den Abschluss eines facheinschléagigen Bachelor-, Master- oder
Diplomstudiums oder eines gleichwertigen Studiums oder einer vergleichbaren Qua-
lifikation voraussetzt;

2. die Ermoglichung des Nachweises von Kenntnissen durch Zeugnisse auch auf3er-
universitarer Einrichtungen;

3. die Fernstudieneinheiten, die Teile des Prasenzstudiums ersetzen;

4. die Absolvierung einer Praxis;

5. Bestimmungen tber die Anfertigung einer wissenschaftlichen Arbeit.

(6) Weitere Bestimmungen Uber die Einrichtung von Universitatslenrgangen und die VVoraus-
setzungen hierflr sind im Einvernehmen mit dem Rektorat in Richtlinien des Senats festzule-
gen.

§ 12 Universitatskurse

(1) Universitatskurse sind wissenschaftliche oder fachliche Veranstaltungen, die von einer
Universitatseinrichtung zur Weiterbildung durchgefuhrt werden.

(2) Universitatskurse sind unter Angabe von Bezeichnung, Umfang, Datum und
verantwortlicher Kursleitung vor Beginn dem Zentrum fiir Lehre bzw. dem AuReninstitut zu
melden.

(3) Weitere Bestimmungen Uber die Einrichtung von Universitatskursen und die VVorausset-
zungen hierfir sind im Einvernehmen mit dem Rektorat in Richtlinien des Senats festzule-
gen.

(4) Fur Universitatskurse konnen Bezeichnungen und Logos der BOKU-Einrichtungen
verwendet werden.

(5) An die Teilnehmerinnen und Teilnehmer kénnen durch die Kursleitung Teilnahmebestati-
gungen ausgefolgt werden.

§ 13 Erstellung und Anderung der Curricula

1) Unabhéngig von der Zustandigkeit der SenatStuKo zur Entscheidung Gber ein Curri-
culum und unabhéngig von den erforderlichen Stellungnahmen des Universitétsrates und des
Rektorates sind fiir die Erstellung neuer Curricula und gréRere Anderungen von bestehenden
Curricula die folgenden Verfahrensschritte zu beachten:

1. Bedarfsanalyse

2. Erstellung eines Qualifikationsprofils: Zuerst sind die Ausbildungsziele des Studiums
zu definieren. In der Aufstellung der Ausbildungsziele sind jene Kenntnisse und Fer-
tigkeiten auf wissenschaftlichem, technischem, wirtschaftlichem und gesellschaftli-
chem Gebiet zu bestimmen, die im Studium vermittelt werden sollen.
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3. Beschreibung der Studieninhalte: auf Basis der Ausbildungsziele sind jene Fachberei-
che zu definieren, deren Kenntnisse im Studium vermittelt werden sollen.

4. Arbeitspensum der Studierenden; anschliel3end ist zu ermitteln, welches Arbeitspen-
sum der Studierenden im Durchschnitt notwendig ist, um verschiedene Kategorien von
Lehrveranstaltungen und Prifungen zu absolvieren. Dabei ist insbesondere nach der
Art der Lehrveranstaltung oder Prifung und dem Zeitpunkt im Verlauf des Studiums,
zu dem eine Lehrveranstaltung oder Prifung zu absolvieren ist, zu unterscheiden. Bei
der Ermittlung des Arbeitspensums kann auf Befragungen der Studierenden und Er-
gebnisse der Evaluation des Lehrangebots zurlickgegriffen werden. Das Arbeitspen-
sum ist in Arbeitsstunden und ECTS-Anrechnungspunkten (8 51 Abs. 2 Z 26 UG
2002) zu bemessen.

5. Auf Basis der Studieninhalte gemaf Abs. 2 und des gemaR Abs. 3 ermittelten Arbeits-
pensums ist ein Entwurf fiir das Curriculum zu erstellen. Dabei ist zu beachten, dass
gemé&R § 51 Abs. 2 Z 26 UG 2002 das Arbeitspensum eines Jahres 1500 Echtstunden
zu betragen hat und diesem Arbeitspensum 60 Anrechnungspunkte zugeteilt werden.

6. Kalkulation des Aufwandes: anschlief’end ist eine Kalkulation iber den Lehr- und
Kostenaufwand fiir das entworfene Curriculum durchzufiihren.

7. Der Entwurf des Curriculums einschlief3lich der Beschreibung der Ausbildungsziele
und des Qualifikationsprofils geméall Abs. 1 und 2, der Studieninhalte gemal Abs. 3,
des ermittelten Arbeitspensums gemaR Abs. 4 und des ermittelten Kostenaufwands
gemal} Abs. 6 sowie der Rahmenbedingungen fur die Qualitatssicherung ist anschlie-
Rend zur Begutachtung an folgende Stellen der BOKU Wien zu ibermitteln:

Universitatsrat

Rektorat

Senat

Betroffene Departments

Studiendekan oder Studiendekanin
Rechtsabteilung

Arbeitskreis fir Gleichbehandlungsfragen
OH-BOKU

8. Weiters kann der Entwurf des Curriculums im Auftrag des Senats zur Begutachtung an
Einrichtungen aulRerhalb der Universitat sowie an Institutionen und Unternehmen, die
mogliche Arbeitgeber oder Dienstgeber fiir Absolventen und Absolventinnen des Stu-
diums sein kdnnten oder deren Stellungnahme sonst von Interesse sein kénnte (z.B.
berufliche Vertretungen der Arbeitgeber oder Arbeitgeberinnen und Arbeitnehmer oder
Arbeitnehmerinnen), ausgesendet werden.

S@ o0 o

2 Unter Bertcksichtigung der eingegangenen Stellungnahmen, der gesetzlichen Be-
stimmungen und der Bestimmungen dieser Satzung hat die SenatStuKo das Curriculum
endglltig zu erstellen und zu beschliel3en.

3) Nach dem Beschluss durch die SenatStuKo ist das Curriculum gemeinsam mit der
Kalkulation und den eingegangenen Stellungnahmen an den Senat zur Genehmigung weiter-
zuleiten. Genehmigt der Senat das Curriculum nicht, ist es mit einer Begriindung fur die
Ablehnung an die SenatStuKo zuruckzuverweisen.

4) Wird das Curriculum an die SenatStuKo zurtickverwiesen, hat diese das Curriculum
unter Berucksichtigung der beigefuigten Begrindung fur die Ablehnung neuerlich zu behan-
deln und zu beschlieen. AnschlieRend ist wiederum nach Abs. 1 Z 8 vorzugehen.
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5) Geringfiigige Anderungen des Studienplans kann die SenatStuKo ohne Durchfuhrung
der Verfahrensschritte nach Abs. 1 beschliel3en. Fir die Genehmigung dieser Anderungen
durch den Senat sind Abs. 3 und 4 anzuwenden.

§ 14 Ubergangsbestimmungen fiir Curricula

1) Bei Anderungen des Curriculums sind im neuen Curriculum Aquivalenzbestimmun-
gen vorzusehen, welche sicherzustellen haben, dass zumindest fir Studierende, die zum Zeit-
punkt des Inkrafttretens des neuen Studienplans die vorgesehene Studiendauer noch nicht
oder um hdchstens flinf Semester Gberschritten haben, bereits erbrachte Studienleistungen in
vollem Ausmal3 (in ECTS-Anrechnungspunkten) berticksichtigt werden.

(2) Bei Anderungen von Curricula sind die Studierenden nach besonderen Ubergangsbe-
stimmungen des Curriculums berechtigt, ihr Studium nach dem bisher geltenden Curriculum
in einem der gesetzlichen Studiendauer zuziiglich der halben Studiendauer entsprechenden
Zeitraum abzuschlieRen, sofern die Umgestaltung des Curriculums einen langeren Uber-
gangszeitraum zur Berucksichtigung des Vertrauensschutzes der Studierenden erfordert.
Wird das Studium nicht fristgerecht abgeschlossen, sind die Studierenden dem neuen Curri-
culum unterstellt. Im Gbrigen sind die Studierenden berechtigt, sich jederzeit freiwillig dem
neuen Curriculum zu unterstellen (8 124 UG 2002)

8 15 Inkrafttreten der Curricula fir Bachelor-, Master- und Diplomstudien, Doktorats-
studien und Universitatslehrgange

(1) Das vom Senat genehmigte Curriculum bzw. seine Anderungen sind im Mitteilungsblatt
der BOKU Wien kundzumachen.

(2) Das Curriculum und allfallige Anderungen des Curriculums treten mit dem der Kundma-
chung unmittelbar folgenden 1. Oktober eines Jahres in Kraft, sofern die Kundmachung vor
dem 1. Juli desselben Jahres erfolgt; bei der Kundmachung nach dem 1. Juli eines Jahres er-
folgt das Inkrafttreten mit dem 1. Oktober des néchstfolgenden Jahres. Ein neues Curriculum
bzw. ein geandertes Curriculum ist ab dem Inkrafttreten auf alle Studierenden anzuwenden,
sofern nicht 8§ 14 Anwendung findet.

(3) Die Verordnung betreffend Universitatslehrgange tritt abweichend von Abs. 2 mit dem
ersten Tag des Monats, der auf die Kundmachung folgt, in Kraft.

§ 16 Auflassung von Studien

(1) Die Auflassung eines bestehenden Bachelor-, Master, - Diplom- oder Doktoratsstudiums
erfolgt durch einen Beschluss des Senates mit 2/3-Mehrheit auf Antrag der SenatStuKo oder
des Rektorats.

(2) Vor dem Beschluss des Senates hat dieser Stellungnahmen der in 8 13 Abs. 1 Z. 7 und 8
genannten Stellen einzuholen.

(3) Bei der Auflassung eines Studiums sind Ubergangsbestimmungen vorzusehen. Diese

missen insbesondere Mdglichkeiten fiir Studierende des aufzulassenden Studiums vorsehen,
einen Studienabschluss innerhalb der fir die oder den betreffenden Studierenden verbleiben-
den Mindeststudiendauer (Berechnung nach der Zahl der tatsachlich inskribierten Semester)
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zuzuglich vier Semestern bei Bachelorstudien bzw. zuziiglich zwei Semestern bei Masterstu-
dien zu erreichen.

(4) Die Zulassung zu einem aufgelassenen Studium ist nach erfolgter Kundmachung des
Beschlusses des Senats im Mitteilungsblatt nicht mehr méglich.

8 17 Lehrveranstaltungen

(1) Im Curriculum sind der Gegenstand, die Art, der Umfang und allenfalls die Reihenfolge
der die Facher bildenden Lehrveranstaltungen festzulegen.

(2) Die Leiter und Leiterinnen der Lehrveranstaltungen haben vor Beginn jedes Semesters
die Studierenden in geeigneter Weise uber die Ziele, die Inhalte und die Methoden ihrer
Lehrveranstaltungen sowie Uber die Inhalte, die Methoden, die Beurteilungskriterien und die
Beurteilungsmalistédbe der Lehrveranstaltungsprufungen zu informieren (8 59 Abs. 6 UG
2002).

(3) Der Umfang der Lehrveranstaltungen ist ECTS-Anrechnungspunkten und in Semester-
stunden anzugeben. Eine Semesterstunde entspricht so vielen Unterrichtseinheiten, wie das
Semester Unterrichtswochen umfasst. Eine Unterrichtseinheit dauert 45 Minuten.

(4) Als Information Uber den Titel, die Art, die Zeit und den Ort der Abhaltung der Lehrver-
anstaltungen jedes Semesters ist ein Verzeichnis der Lehrveranstaltungen mindestens einmal
im Studienjahr zu veroffentlichen (8 59 Abs. 5 UG 2002). Die Veroffentlichung in elektroni-
scher Form ist zulassig.

(5) Die Leiter und Leiterinnen der Lehrveranstaltungen sind berechtigt, die Lehrveranstaltun-
gen mit Genehmigung des Vizerektors oder der Vizerektorin fir Lehre und Internationale
Angelegenheiten nur wéhrend eines Teiles eines Semesters, aber mit entsprechend erhohter
wadchentlicher Stundenzahl durchzufiihren ("Blocklehrveranstaltungen™). Die Blocklehrver-
anstaltung ist zu genehmigen, wenn wichtige Grunde nicht dagegen sprechen und die erfor-
derlichen Raumlichkeiten zur Verfiigung stehen. In Universitatslehrgangen sind grundsétz-
lich Blocklehrveranstaltungen vorzusehen.

(6) Bei Lehrveranstaltungen mit prifungsimmanentem Charakter (8 8 Abs 4. Z 5) ist jeden-
falls darauf zu achten, dass der Beurteilungsmodus so gewahlt wird, dass Studierenden im
Regelfall keine Verlangerung der Studienzeit erwéchst. Im Bedarfsfall sind zusétzliche Be-
urteilungstermine auerhalb jenes Semesters anzubieten, in welchem die Lehrveranstaltung
stattfindet.

(7) Der Besuch von Lehrveranstaltungen ist nur Universitatsangehorigen (inskribierte Studie-
rende, Mitbeleger und Mitbelegerinnen, Bedienstete) gestattet. Soll eine Lehrveranstaltung
auch durch Personen besucht werden kénnen, die nicht zum Kreis der Universitatsangehdri-
gen zéhlen, ist dies vom Rektorat im Einvernehmen mit dem Leiter oder der Leiterin der
Lehrveranstaltung festzulegen. In diesem Fall hat das Rektorat dafiir zu sorgen, dass eine
ordnungsgeméfe Abhaltung der Lehrveranstaltung sichergestellt ist.
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§ 18 Pflichtpraxis

Im Curriculum kann den Studierenden ab dem zweiten Semester zur Erprobung und praxis-
orientierten Anwendung der erworbenen Kenntnisse und Féhigkeiten die Absolvierung einer
facheinschlagigen Pflichtpraxis vorgeschrieben werden. Wenn die Absolvierung einer vorge-
schriebenen Pflichtpraxis nicht méglich ist, sind geeignete Ersatzformen festzulegen. Die
Absolvierung der Pflichtpraxis ist von der Studiendekanin oder dem Studiendekan zu bestéti-
gen. Die Studiendekanin oder der Studiendekan kann die Vorsitzenden der Fachstudienkom-
missionen mit der Durchfuhrung der Bestatigung beauftragen.

§ 19 Studien in einer Fremdsprache

(1) Im Curriculum kann festgelegt werden, dass alle oder einzelne Lehrveranstaltungen und
Prafungen in einer Fremdsprache abgehalten und wissenschaftliche Arbeiten in einer Fremd-
sprache abgefasst werden. Enthalt das Curriculum keine solche Bestimmung, ist in Pflicht-
lehrveranstaltungen die ausschlielRliche oder tberwiegende Verwendung einer Fremdsprache
bei Vorhandensein von entsprechenden Parallellehrveranstaltungen oder mit Zustimmung
aller teilnehmenden Studierenden zulassig. Dies betrifft nicht Lehrveranstaltungen, die als
fremdsprachige Lehrveranstaltungen und nur fir beschrénkte Zeit angekindigt werden (ins-
besondere Lehrveranstaltungen von Gastprofessoren und Gastprofessorinnen).

(2) Bei Prufungen zu solchen Lehrveranstaltungen hat die Beherrschung des Lehrstoffes und
nicht das Niveau der Sprachbeherrschung Malistab der Beurteilung zu sein.

(3) Die ordentlichen Studierenden sind berechtigt, wissenschaftliche Arbeiten in einer
Fremdsprache abzufassen, wenn der Betreuer oder die Betreuerin zustimmt. Soll die Arbeit in
einer anderen Fremdsprache als Englisch abgefasst werden, bedarf dies der Genehmigung
durch den Studiendekan oder die Studiendekanin.

D. PRUFUNGEN
§ 20 Bachelor-, Master- und Diplompriufungen

(1) Die Facher und die Art der Ablegung der Priifungen sind im Curriculum festzulegen.

(2) Die Studiendekanin oder der Studiendekan hat zur Abhaltung von Bachelor-, Master- und
Diplomprifungen als Fachpriifungen und kommissionelle Gesamtprifungen Universitatspro-
fessorinnen und -professoren, Universitatsdozentinnen und -dozenten, emeritierte Universi-
tatsprofessorinnen und -professoren, Universitatsprofessorinnen und -professoren im Ruhe-
stand, sowie Privatdozentinnen und -dozenten jeweils flr das Fach ihrer Lehrbefugnis heran-
zuziehen.

(3) Die Studiendekanin oder der Studiendekan ist berechtigt, auch Personen mit einer Lehr-
befugnis an einer anerkannten inldndischen oder auslandischen Universitat oder an einer an-
deren inléandischen oder auslandischen, den Universitaten gleichrangigen Einrichtung zur
Abhaltung von Bachelor-, Master- und Diplomprifungen heranzuziehen, wenn deren Lehrbe-
fugnis einer Lehrbefugnis geméal Abs. 2 gleichwertig ist. Die Studiendekanin oder der Stu-
diendekan ist Uberdies berechtigt, Honorarprofessorinnen und -professoren jeweils fiir das
Fach ihrer verliehenen Lehrbefugnis heranzuziehen.
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(4) Bei Bedarf ist die Studiendekanin oder der Studiendekan Uberdies berechtigt, wissen-
schaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Forschungs- und Lehrbetrieb und sonstige
beruflich oder auBerberuflich qualifizierte Fachleute als Priferinnen oder Prifer heranzuzie-
hen. § 30 (7) ist sinngemé&R anzuwenden.

(5) Studierende von Bachelor-, Master- oder Diplomstudien sind berechtigt, sich zu den
Bachelor-, Master- oder Diplomprifungen anzumelden, wenn sie die im jeweiligen Curricu-
lum festgelegten Voraussetzungen erfullen.

§ 21 Rigorosen

(1) Die Facher und die Art der Ablegung der Prifungen sind im Curriculum festzulegen.

(2) Der Studiendekan oder die Studiendekanin hat zur Abhaltung von Rigorosen als kommis-
sionelle Gesamtprifungen Universitatsprofessoren und -professorinnen, Universitatsdozenten
und -dozentinnen, emeritierte Universitatsprofessoren und -professorinnen, Universitatspro-
fessoren und -professorinnen im Ruhestand, sowie Privatdozenten und -dozentinnen jeweils
fiir das Fach ihrer Lehrbefugnis heranzuziehen.

(3) Der Studiendekan oder die Studiendekanin ist berechtigt, auch Personen mit einer Lehr-
befugnis an einer anerkannten inldndischen oder auslandischen Universitat oder an einer an-
deren inlandischen oder auslandischen, den Universitaten gleichrangigen Einrichtung zur
Abhaltung von Rigorosen heranzuziehen, wenn deren Lehrbefugnis einer Lehrbefugnis ge-
maR Abs. 2 gleichwertig ist. Der Studiendekan oder die Studiendekanin ist Uberdies berech-
tigt, Honorarprofessoren und -professorinnen jeweils fur das Fach ihrer verliehenen Unter-
richtsbefugnis heranzuziehen.

(4) Studierende von Doktoratsstudien sind berechtigt, sich zu den Rigorosen anzumelden,
wenn sie die im jeweiligen Curriculum festgelegten VVoraussetzungen erfullen.

§ 22 Abschlussprufungen in Universitatslehrgangen

(1) Die Facher und die Art der Ablegung der Priifungen sind im Curriculum festzulegen.

(2) Sind die Abschlusspriifungen als Fach- oder kommissionelle Gesamtpriifungen abzule-
gen, hat die Studiendekanin oder der Studiendekan fachlich geeignete Priferinnen oder Pri-
fer heranzuziehen.

(3) Studierende von Universitatslehrgéngen sind berechtigt, sich zu Abschlussprifungen
anzumelden, wenn sie die im Curriculum festgelegten Voraussetzungen erfillen.

§ 23 Lehrveranstaltungs-, Fach- und kommissionelle Gesamtprifungen

(1) Die Lehrveranstaltungsprifungen sind vom Leiter oder der Leiterin der Lehrveranstaltung
abzuhalten. Bei Bedarf, insbesondere bei Verhinderung, hat der Studiendekan oder die Stu-
diendekanin einen anderen fachlich geeigneten Priifer oder eine andere fachlich geeignete
Priferin heranzuziehen oder zuséatzliche Prufer oder Priferinnen zu bestellen.

(2) Im Curriculum ist festzulegen, ob die Abschlusspriifung, die Bachelor-, Master- oder Dip-
lomprufung oder das Rigorosum in Form von Lehrveranstaltungsprifungen, Fachprifungen
oder kommissionellen Gesamtprifungen abzulegen ist, bzw. im Falle des Doktoratsstudiums
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der 2. Teil des Rigorosums auch in Form einer ,,defensio dissertationis* abgelegt werden
kann.

§ 24 Prifungstermine

(1) Prifungstermine hat die Studiendekanin oder der Studiendekan so festzusetzen, dass den
Studierenden die Einhaltung der im Curriculum festgelegten Studiendauer ermdglicht wird.

Jedenfalls sind 3 Prifungstermine pro Semester anzusetzen. Priifungstermine sind in geeig-

neter Weise bekannt zu machen. Prifungen durfen auch am Beginn und am Ende lehrveran-
staltungsfreier Zeiten abgehalten werden. Die Studiendekanin oder der Studiendekan ist be-

rechtigt, die Festsetzung von Prufungsterminen fir Lehrveranstaltungspriifungen den Leite-

rinnen und Leitern der Lehrveranstaltungen zu ubertragen.

(2) Fir die Anmeldung zu den Prufungen hat die Studiendekanin oder der Studiendekan eine
Frist von mindestens zwei Wochen festzusetzen. Sie oder er ist berechtigt, die Festsetzung
der Anmeldefristen fiir Lehrveranstaltungsprifungen den Leiterinnen und Leitern der Lehr-
veranstaltungen zu tbertragen. Die Anmeldefristen fir Lehrveranstaltungsprifungen kénnen
frihestens eine Woche vor dem Prifungstermin beendet werden.

(3)  Studierende sind berechtigt, Lehrveranstaltungsprifungen bis zum Ende des zweiten
auf die Lehrveranstaltung folgenden Semesters abzulegen.

4) Bei Prifungen mit beschrénkter Zahl der Teilnehmerinnen oder Teilnehmer hat die
Studiendekanin oder der Studiendekan daftir Sorge zu tragen, dass fir alle Studierenden auf
Antrag innerhalb eines Zeitraums von maximal sechzig Arbeitstagen nach der Anmeldung
die Mdglichkeit besteht, die Priifung abzulegen. Lehrveranstaltungsfreie Zeiten sind in diese
Berechnung nicht mit einzubeziehen.

§ 25 Anmeldung zu Lehrveranstaltungsprifungen

(1) Die Studierenden sind berechtigt, sich zu den Lehrveranstaltungsprifungen innerhalb der
festgesetzten Anmeldefrist beim Leiter oder bei der Leiterin der Lehrveranstaltung anzumel-
den. Der Anmeldung ist zu entsprechen, wenn der oder die Studierende die im Curriculum
festgesetzten Anmeldungsvoraussetzungen und die Meldung der Fortsetzung des Studiums
fur das betreffende Semester nachgewiesen hat.

(2) Der oder die Studierende ist berechtigt, mit der Anmeldung die Ablegung der Prifung in
einer von der im Curriculum festgesetzten Prifungsmethode abweichenden Methode zu be-
antragen. Dem Antrag auf Genehmigung einer abweichenden Prifungsmethode ist zu ent-
sprechen, wenn der oder die Studierende eine l&nger andauernde Behinderung nachweist, die
ihm oder ihr die Ablegung der Priifung in der vorgeschriebenen Methode unmdglich macht,
und der Inhalt und die Anforderungen der Priifung durch eine abweichende Methode nicht
beeintrachtigt werden.

(3) Wenn der Anmeldung und dem Antrag auf abweichende Prifungsmethode einer Lehr-
veranstaltungsprifung nicht entsprochen wird, hat der Studiendekan oder die Studiendekanin
nach Anhdrung des Leiters oder der Leiterin der Lehrveranstaltung dies mit Bescheid zu ver-
fligen, wenn der oder die Studierende schriftlich einen begriindeten Antrag auf Ausstellung
eines Bescheides stellt.
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(4) Die Studierenden sind berechtigt, sich bis spatestens 24 Stunden vor dem Prifungs-
zeitpunkt bei dem Prufer oder der Priferin ohne Angabe von Griinden von der Priifung in
geeigneter Weise abzumelden.

8 26 Anmeldung zu Fachprifungen und kommissionellen Gesamtprifungen

(1) Soweit das Curriculum die Ablegung von Fachprufungen oder von kommissionellen Ge-
samtprufungen vorschreibt, sind die Studierenden berechtigt, sich bei der Studiendekanin
oder beim Studiendekan innerhalb der festgesetzten Anmeldefrist zu einer Prifung anzumel-
den. Die Studiendekanin oder der Studiendekan hat der Anmeldung zu entsprechen, wenn die
oder der Studierende die Erfullung der im Curriculum festgesetzten Anmeldungsvorausset-
zungen nachgewiesen hat. Wenn die Uberpriifung der Anmeldungsvoraussetzungen sicherge-
stellt werden kann, ist die Studiendekanin oder der Studiendekan berechtigt, die Anmeldung
flr Fachpriifungen bei den Priferinnen und Priufern vorzusehen.

(2) Die Studierenden sind berechtigt, mit der Anmeldung folgende Antrage zu stellen:

1. Person der Priferinnen oder Priifer,

2.  Prifungstag und

3. Durchfuhrung der Prifung in einer von der im Curriculum festgesetzten Prifungs-
methode abweichenden Methode.

(3) Die Antrage, welche die oder der Studierende hinsichtlich der Person der Priferinnen
oder Prifer und der Prifungstage gedufert hat, sind nach Mdglichkeit zu beriicksichtigen. Ab
der zweiten Wiederholung einer Prifung ist dem Antrag auf eine bestimmte fachlich qualifi-
zierte Pruferin oder einen bestimmten fachlich qualifizierten Prifer der Universitat fiir Bo-
denkultur Wien jedenfalls zu entsprechen, einem Antrag auf eine Priferin oder einen Priifer
einer anderen inlandischen Universitadt nach Madglichkeit. Dem Antrag auf Genehmigung
einer abweichenden Prufungsmethode ist zu entsprechen, wenn die oder der Studierende eine
langer andauernde Behinderung nachweist, die ihr oder ihm die Ablegung der Prufung in der
vorgeschriebenen Methode unmdoglich macht und der Inhalt und die Anforderungen der Pri-
fung durch eine abweichende Methode nicht beeintrachtigt werden.

(4) Wenn der Anmeldung, dem Antrag auf eine bestimmte Priferin oder einen bestimmten
Prufer ab der zweiten Wiederholung oder dem Antrag auf abweichende Prifungsmethode
nicht entsprochen wird, hat die Studiendekanin oder der Studiendekan dies mit Bescheid zu
verfiigen, wenn die oder der Studierende schriftlich einen begriindeten Antrag auf Ausstel-
lung eines Bescheides stellt.

(5) Die Einteilung der Priferinnen und Prufer sowie der Priifungstage ist den Studierenden
spatestens zwei Wochen nach Ende der Anmeldefrist in geeigneter Weise bekannt zu ma-
chen; mit Einverstandnis der oder des Studierenden sind auch kurzfristigere Terminvereinba-
rungen zul&ssig. Die Vertretung einer verhinderten Pruferin oder eines verhinderten Prifers
ist zuldssig.

(6) Die Studierenden sind berechtigt, sich bis spatestens eine Woche vor dem Priifungstag
bei der Studiendekanin oder beim Studiendekan ohne Angabe von Grunden schriftlich abzu-
melden.
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§ 27 Prufungssenate

(1) Far die kommissionellen Prifungen hat der Studiendekan oder die Studiendekanin
Prifungssenate zu bilden.

(2) Einem Senat haben wenigstens drei Personen anzugehdren. Fiir jedes gemall dem
Curriculum vorgesehene Priifungsfach oder dessen Teilgebiet ist ein Priifer oder eine Priiferin
einzuteilen. Ein Mitglied ist zum oder zur Vorsitzenden des Prufungssenates zu bestellen.

(3) Bei der letzten zulassigen Wiederholung (8§ 29) der letzten Prifung des Studiums ist der
oder die Vorsitzende der SenatStuKo Mitglied eines Prifungssenates, der abweichend von
Abs. 2 aus finf Mitgliedern zusammenzusetzen ist. Er oder sie hat dabei den Vorsitz zu fiih-
ren. Einem allfalligen Antrag der oder des Studierenden auf Heranziehung eines Priifers oder
einer Priferin, der oder die einer anderen inlandischen Universitat angehort, ist nach MaR-
gabe der tatséchlichen Moglichkeiten zu entsprechen.

8 28 Durchfiihrung von Prufungen

(1) Bei der Priifung ist den Studierenden Gelegenheit zu geben, den Stand der erworbenen
Kenntnisse und Fahigkeiten nachzuweisen. Dabei ist auf den Inhalt und den Umfang des
Stoffes der Lehrveranstaltungen Bedacht zu nehmen.

(2) Mindliche Prifungen sind offentlich. Es ist zul&ssig, den Zutritt erforderlichenfalls auf
eine den rdumlichen Verhaltnissen entsprechende Anzahl von Personen zu beschranken. Bei
kommissionellen mindlichen Priifungen hat jedes Mitglied des Priifungssenates wahrend der
gesamten Prufungszeit anwesend zu sein. Alle Mitglieder eines Prufungssenates sind berech-
tigt, der Kandidatin oder dem Kandidaten Fragen zu stellen.

(3) Die Priferin oder der Prufer bzw. die oder der Vorsitzende des Priifungssenates hat fur
den geordneten Ablauf der Prifung zu sorgen und das Prifungsprotokoll zu fiihren. In das
Protokoll sind der Priifungsgegenstand, der Ort und die Zeit der Priifung, die Namen der Prii-
ferin oder des Prufers bzw. die Namen der Mitglieder des Prifungssenates, die Namen der
oder des Studierenden, die gestellten Fragen, die erteilten Beurteilungen, die Griinde fir die
negative Beurteilung sowie allféallige besondere Vorkommnisse aufzunehmen. Die Griinde
fur die negative Beurteilung sind der oder dem Studierenden auf Antrag schriftlich mitzutei-
len. Das Prufungsprotokoll ist mindestens ein Jahr ab der Bekanntgabe der Beurteilung auf-
zubewahren.

(4) Die fir die Ausstellung von Zeugnissen erforderlichen Daten des Priifungsprotokolls sind
unverzuglich dem Studiendekanat zu Gbermitteln.

(5) Die Beratung und Abstimmung Uber das Ergebnis einer Priifung vor einem Priifungs-
senat, bei mehreren Prifungsfachern hinsichtlich jedes Faches, hat in nichtoffentlicher Sit-
zung des Priifungssenates nach einer Aussprache zwischen den Mitgliedern zu erfolgen. Die
Beschlisse des Senates werden mit Stimmenmehrheit gefasst, die oder der Vorsitzende bt
das Stimmrecht wie die tbrigen Mitglieder des Senates aus, hat aber zuletzt abzustimmen.
Jedes Mitglied hat bei der Abstimmung tber das Ergebnis in den einzelnen Fachern auch den
Gesamteindruck der Prifung zu bericksichtigen.

(6) Gelangt der Prufungssenat zu keinem einvernehmlichen Beschluss tber die Beurteilung
eines Faches, sind die von den Mitgliedern vorgeschlagenen Beurteilungen zu addieren, das
Ergebnis der Addition durch die Zahl der Mitglieder zu dividieren und das Ergebnis auf eine
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ganzzahlige Beurteilung zu runden. Dabei ist bei einem Ergebnis, das groRer als x,5 ist, auf-
zurunden.

(7) Das Ergebnis einer miindlichen Prifung ist unmittelbar nach der Prifung der oder dem
Studierenden bekannt zu geben. Wurde die Priifung negativ beurteilt, sind die Griinde daftr
der oder dem Studierenden zu erldutern.

(8) Tritt die Kandidatin oder der Kandidat nicht zur Priifung an, ist die Prifung nicht zu beur-
teilen und nicht auf die Zahl der Prufungsantritte anzurechnen. Bei unentschuldigtem Fern-
bleiben kann die Priiferin oder der Prufer bestimmen, dass die Kandidatin oder der Kandidat
erst nach Ablauf von hochstens drei Monaten neuerlich zur Prifung zugelassen wird. Es gilt
als Prufungsantritt, wenn die Kandidatin oder der Kandidat zum Prifungstermin erschienen
ist und nachweislich die erste Fragestellung in Bezug auf den Stoff der Prufung zur Kenntnis
genommen hat.

(9) Wenn eine Studierende oder ein Studierender die Priifung ohne wichtigen Grund abbricht,
ist die Priifung negativ zu beurteilen. Ob ein wichtiger Grund vorliegt, hat die Studiendekanin
oder der Studiendekan auf Antrag der oder des Studierenden nach Einholung einer Stellung-
nahme der Priiferin oder des Priifers oder der oder des Vorsitzenden des Priifungssenats mit
Bescheid festzustellen. Der Antrag ist innerhalb von zwei Wochen ab dem Abbruch der Pri-
fung einzubringen.

§ 29 Wiederholung von Prifungen

(1) Die Studierenden sind berechtigt, negativ beurteilte Prifungen insgesamt dreimal zu wie-
derholen. Die dritte Wiederholung hat jedenfalls kommissionell stattzufinden, wenn die Prii-
fung in Form eines einzigen Prifungsvorgangs durchgefiihrt wird. Auf Antrag des oder der
Studierenden gilt dies auch fiir die zweite Wiederholung.

(2) Ist das Ergebnis einer kommissionellen Gesamtpriifung in einem Fach negativ, ist nur die
Teilpriifung aus dem negativ beurteilten Fach vor einem Priifungssenat zu wiederholen.

E. WISSENSCHAFTLICHE ARBEITEN
8 30 Masterarbeiten und Diplomarbeiten

(1) Diplom- bzw. Masterarbeiten dienen dem Nachweis der Befahigung, wissenschaftliche
Themen selbstandig, sowie inhaltlich und methodisch vertretbar zu bearbeiten (§ 51 Abs. 2 Z.
8 UG 2002).

(2) Nahere Bestimmungen Uber die Féacher, denen das Thema der Master- bzw. Diplomarbeit
zu entnehmen ist, sind im Curriculum festzulegen (§ 81 Abs. 1 UG 2002).

(3) Die oder der Studierende ist unter Berlicksichtigung der Bestimmungen des Curriculums
berechtigt, das Thema vorzuschlagen oder das Thema aus einer Anzahl von Vorschlagen der
zur Verfugung stehenden Betreuerinnen und Betreuer auszuwéhlen. Die gemeinsame Bear-
beitung eines Themas durch mehrere Studierende ist zul&ssig, wenn die Betreuerin oder der
Betreuer die Leistungen der Studierenden gesondert beurteilen kann (§ 81 Abs. 3 UG 2002).

(4) Bei der Bearbeitung des Themas und der Betreuung der Studierenden sind die Bestim-
mungen des Urheberrechtsgesetzes, BGBI. Nr. 111/1936 idgF, zu beachten (§ 81 Abs. 4 UG
2002).
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(5) Universitatsprofessorinnen und -professoren, Universitatsdozentinnen und -dozenten,
emeritierte Universitatsprofessorinnen und -professoren, Universitatsprofessorinnen und -
professoren im Ruhestand sowie Privatdozentinnen und -dozenten sind berechtigt, aus dem
Fach ihrer Lehrbefugnis Master- oder Diplomarbeiten zu betreuen und zu beurteilen. Diese
Berechtigung erstreckt sich auch auf Honorarprofessorinnen und -professoren fir das Fach
ihrer Unterrichtsbefugnis.

(6) Die Studiendekanin oder der Studiendekan ist berechtigt, mit deren Zustimmung auch
Personen mit einer Lehrbefugnis einer anerkannten inldndischen oder ausléandischen Univer-
sitat zur Betreuung und Beurteilung von Master- oder Diplomarbeiten heranzuziehen, wenn
deren Lehrbefugnis einer Lehrbefugnis gemaR Abs. 5 gleichwertig ist.

(7) Bei Bedarf ist die Studiendekanin oder der Studiendekan Utberdies berechtigt, geeignete
wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Forschungs- und Lehrbetrieb mit der
Betreuung und Beurteilung von Master- oder Diplomarbeiten zu betrauen. Vor einer allfalli-
gen Betrauung ist das kumulative Vorliegen folgender VVoraussetzungen zu prifen:

1. Der Bedarf ist nachzuweisen durch eine Bestétigung der oder des Vorsitzenden der
SenatStuKo, dass Personen mit Lehrbefugnis fur die konkrete Master- oder Diplomar-
beit nicht herangezogen werden kénnen.

2. Der Erwerb eines einschlédgigen Doktorates muss mindestens drei Jahre zurtckliegen.
3. Die fachliche Eignung fiir die spezielle Master- oder Diplomarbeit durch Ubereinstim-
mung mit dem Fachgebiet der Dissertation oder mit dem aktuellen Forschungsgebiet
der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters; dies kann insbesondere auch durch Leitung
von Projekten, Einwerbung von Forschungsmitteln oder leitende Mitarbeit in nationa-

len oder internationalen Forschungsvorhaben nachgewiesen werden.

4. ausgezeichnete Gesamtbeurteilung bei Evaluierung der Lehrleistung.

(8) Die oder der Studierende hat das Thema und die Betreuerin oder den Betreuer der
Master- oder Diplomarbeit der Studiendekanin oder dem Studiendekan vor Beginn der Bear-
beitung schriftlich bekannt zu geben. Das Thema und die Betreuerin oder der Betreuer gelten
als angenommen, wenn die Studiendekanin oder der Studiendekan diese nicht innerhalb eines
Monats nach Einlangen der Bekanntgabe mit Bescheid untersagt. Bis zur Einreichung der
Master- oder Diplomarbeit (Abs. 10) ist ein Wechsel des Themas beziehungsweise der
Betreuerin oder des Betreuers zulassig.

(9) Mit Zustimmung der Betreuerin oder des Betreuers und der Studiendekanin oder des Stu-
diendekans ist es zul&ssig, anstelle einer einem bestimmten Thema gewidmeten Arbeit meh-
rere bereits erschienene Arbeiten, die in einem fachlichen Zusammenhang stehen und die
Voraussetzung von Abs. 1 erfillen, als Master- oder Diplomarbeit vorzulegen. In diesem Fall
ist den Arbeiten eine zusammenfassende Darstellung der Arbeiten (*Rahmenschrift™) anzufi-
gen, in der auch die Zugehdrigkeit der Arbeiten zu einem bestimmten wissenschaftlichen
Thema sowie die Methode erldutert wird.

(10)  Die abgeschlossene Master- oder Diplomarbeit ist bei der Studiendekanin oder beim
Studiendekan zur Beurteilung einzureichen. Die Betreuerin oder der Betreuer hat die Dip-
lomarbeit innerhalb von zwei Monaten ab der Einreichung zu beurteilen. Wird die Master-
oder Diplomarbeit nicht fristgerecht beurteilt, hat die Studiendekanin oder der Studiendekan
die Master- oder Diplomarbeit auf Antrag der oder des Studierenden einer anderen Universi-
tatslehrerin oder einem anderen Universitatslehrer gemaR Abs. 5 - 7 zur Beurteilung zuzu-
weisen.
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8§ 31 Dissertationen

(1) Dissertationen dienen dem Nachweis der Beféahigung zur selbsténdigen Bewaéltigung
wissenschaftlicher Fragestellungen (8 51 Abs. 2 Z. 13 UG 2002).

(2) Nahere Bestimmungen Uber die F&cher, denen das Thema der Dissertation zu entnehmen
sind, sind im Curriculum festzulegen (8 82 Abs. 1 UG 2002).

(3) Der oder die Studierende ist unter Berticksichtigung der Bestimmungen des Curriculums
berechtigt, das Thema vorzuschlagen oder das Thema aus einer Anzahl von Vorschlagen der
zur Verfugung stehenden Betreuer und Betreuerinnen auszuwéhlen. Wird das von dem oder
der Studierenden vorgeschlagene Thema zur Betreuung nicht angenommen, eignet es sich
aber flr eine Dissertation, so hat der Studiendekan oder die Studiendekanin den Studierenden
oder die Studierende einem in Betracht kommenden Universitétslehrer oder einer in Betracht
kommenden Universitatslehrerin gemal Abs. 5 und 6 mit dessen oder deren Zustimmung
zuzuweisen. Die gemeinsame Bearbeitung eines Themas durch mehrere Studierende ist zu-
lassig, wenn die Leistungen der einzelnen Studierenden gesondert beurteilbar bleiben kann (8
82 Abs. 2 UG 2002).

(4) Bei der Bearbeitung des Themas und der Betreuung der Studierenden sind die Bestim-
mungen des Urheberrechtsgesetzes, BGBI. Nr. 111/1936 idgF, zu beachten (§ 81 Abs. 2 UG
2002).

(5) Universitatsprofessoren und -professorinnen, Universitatsdozenten und -dozentinnen,
emeritierte Universitatsprofessoren und -professorinnen, Universitatsprofessoren und -profes-
sorinnen im Ruhestand sowie Privatdozenten und -dozentinnen sind berechtigt, aus dem Fach
ihrer Lehrbefugnis Dissertationen zu betreuen oder zu beurteilen. Diese Berechtigung er-
streckt sich auch auf Honorarprofessoren und -professorinnen fiir das Fach ihrer Unterrichts-
befugnis.

(6) Der Studiendekan oder die Studiendekanin ist berechtigt, mit deren Zustimmung auch
Personen mit einer Lehrbefugnis einer anerkannten inldndischen oder ausléandischen Univer-
sitat zur Betreuung und Beurteilung von Dissertationen heranzuziehen, wenn deren Lehrbe-
fugnis einer Lehrbefugnis geméal Abs. 5 gleichwertig ist.

(7) Der oder die Studierende hat das Thema und den Betreuer oder die Betreuerin der Disser-
tation dem Studiendekan oder der Studiendekanin vor Beginn der Bearbeitung schriftlich
bekannt zu geben. Das Thema und der Betreuer oder die Betreuerin gelten als angenommen,
wenn der Studiendekan oder die Studiendekanin diese nicht innerhalb eines Monats nach
Einlangen der Bekanntgabe mit Bescheid untersagt. Bis zur Einreichung der Dissertation
(Abs 9) ist ein Wechsel des Themas beziehungsweise des Betreuers oder der Betreuerin zu-
lassig.

(8) Mit Zustimmung des Betreuers oder der Betreuerin und des Studiendekans oder der
Studiendekanin ist es zuldssig, anstelle einer einem bestimmten Thema gewidmeten Arbeit
mehrere bereits erschienene Arbeiten, die in einem fachlichen Zusammenhang stehen und die
Voraussetzung von Abs. 1 erfillen, als Dissertation vorzulegen. In diesem Fall ist den Ar-
beiten eine zusammenfassende Darstellung der Arbeiten ("Rahmenschrift'™) anzufugen, in der
auch die Zugehdrigkeit der Arbeiten zu einem bestimmten wissenschaftlichen Thema, die
Methode sowie die wissenschaftliche und gegebenenfalls praktische Relevanz erlautert wird.

(9) Die abgeschlossene Dissertation ist bei der Studiendekanin oder beim Studiendekan zur
Beurteilung nach den Regelungen des Curriculums einzureichen.
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(10)  Den Studierenden ist die Mdglichkeit anzubieten, die positiv beurteilte (approbierte)
Dissertation tber die in § 59 Abs 2 Z 5 UG 2002 vorgeschriebene Ablieferung hinaus auch
uber die Universitatsbibliothek im Internet zu publizieren.

F. NOSTRIFIZIERUNG AUSLANDISCHER STUDIEN-
ABSCHLUSSE

8 32 Antrag auf Nostrifizierung

(1) Die Antragstellerin oder der Antragsteller hat im Antrag auf Nostrifizierung das dem
absolvierten auslandischen Studium vergleichbare Studium der BOKU zu bezeichnen und
diesen bei der Studiendekanin oder beim Studiendekan einzubringen.

(2) Die Antragstellung setzt den Nachweis voraus, dass die Nostrifizierung zwingend fur die
Berufsauslibung oder fiir die Fortsetzung der Ausbildung der Antragstellerin oder des An-
tragstellers in Osterreich vorgeschrieben ist. Zwingend erforderlich ist eine Nostrifizierung
jedenfalls dann, wenn die Antragstellerin oder der Antragsteller eine berufliche Téatigkeit in
Osterreich anstrebt, deren Austibung auf Grund eines Gesetzes oder einer anderen Rechtsvor-
schrift an den Besitz eines 6sterreichischen akademischen Grades gebunden ist (Zulassung zu
einer "reglementierten Tatigkeit™).

(3) Es ist unzuldssig, den Nostrifizierungsantrag gleichzeitig an mehreren Universitaten oder
nach Zuriickziehung an einer anderen Universitéat einzubringen.

(4) Mit dem Antrag sind Uberdies folgende Nachweise vorzulegen:

1. Reisepass;

2. Nachweis der einer anerkannten inlandischen postsekundaren Bildungseinrichtung ver-
gleichbaren Qualitat der anerkannten auslandischen postsekundéren Bildungseinrich-
tung, wenn dies fur die Studiendekanin oder den Studiendekan nicht auer Zweifel
steht;

3. Nachweise tiber die an der anerkannten ausléndischen postsekundéaren Bildungseinrich-
tung zurtickgelegten Studien;

4. diejenige Urkunde, die als Nachweis der Verleihung des akademischen Grades oder als

Nachweis des ordnungsgemaRen Abschlusses des Studiums ausgestellt wurde, wenn
ein solcher nicht zu verleihen war.

(5) Von fremdsprachigen Urkunden hat die Antragstellerin oder der Antragsteller bei Bedarf
autorisierte Ubersetzungen vorzulegen. Die Urkunde gemaR Abs. 4 Z 4 ist im Original vor-
zulegen.

(6) Die Studiendekanin oder der Studiendekan ist berechtigt, die Verpflichtung zur VVorlage
einzelner Unterlagen nachzusehen, wenn glaubhaft gemacht wird, dass deren Beibringung
innerhalb einer angemessenen Frist unmaglich oder mit erheblichen Schwierigkeiten verbun-
den ist, und die vorgelegten Unterlagen fir eine Entscheidung ausreichen.

§ 33 Ermittlungsverfahren

(1) Der Studiendekan oder die Studiendekanin hat unter Berlcksichtigung des zum Zeitpunkt
des Antrages geltenden Curriculums zu priifen, ob das auslédndische Studium so aufgebaut ist,
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dass es mit dem im Antrag genannten inlandischen Studium in Bezug auf das Ergebnis der
Gesamtausbildung gleichwertig ist.

(2) Wenn die Gleichwertigkeit grundsatzlich gegeben ist und nur einzelne Erganzungen auf
die volle Gleichwertigkeit fehlen, hat der Studiendekan oder die Studiendekanin den An-
tragsteller oder die Antragstellerin mit Bescheid als auRerordentlichen Studierenden oder als
auflerordentliche Studierende zum Studium zuzulassen und die Ablegung von Priifungen und
eventuell die Anfertigung einer wissenschaftlichen Arbeit zur Herstellung der Gleichwertig-
keit innerhalb einer angemessenen, im Bescheid festzulegenden Frist aufzutragen.

(3) Die Bestimmungen tber die Anerkennung von Priifungen und wissenschaftlichen Arbei-
ten sind nicht anzuwenden.

G. BEURLAUBUNG
§ 34 Beurlaubungsgrunde

(1) GeméR § 67 Abs. 1 UG 2002 sind Studierende auf ihren Antrag fur hdchstens zwei
Semester je Anlassfall zu beurlauben.
(2) Uber die in § 67 Abs. 1 UG 2002 angefiihrten Griinde

1. Ableistung des Prasenz- oder Zivildienstes;
2. Schwangerschaft;
3. Betreuung eigener Kinder

hinaus kann die Beurlaubung auch aus sonstigen schwerwiegenden, in der Person des oder
der Studierenden gelegenen Griinden, wie besondere soziale Griinde (z.B. Berufstétigkeit,
familiare Griinde, Studienabschlussphase), Krankheit, Praxistatigkeit auRerhalb der Pflicht-
praxis oder Berufspraxis im Ausland, erfolgen. Die Begriindung ist von der oder dem Studie-
renden zumindest glaubhaft zu machen.

8 35 Verfahren

(1) Der Antrag auf Beurlaubung ist spatestens bis Ende der allgemeinen Zulassungsfrist des
Semesters, fir das die Beurlaubung gelten soll, beim Studiendekan oder bei der Studiendeka-
nin schriftlich einzubringen (Datum des Poststempels) und hat alle erforderlichen Nachweise
zu enthalten.

(2) Uber den Antrag auf Beurlaubung hat der Studiendekan oder die Studiendekanin mit
Bescheid innerhalb von drei Wochen zu entscheiden.

(3) Die Beurlaubung erfolgt auf die Dauer von einem oder zwei Semester.

H. RECHTE DER STUDIERENDEN
§ 36 Rechte der Studierenden

Zusatzlich zu den Bestimmungen gemaR 8 59 UG 2002 steht Studierenden das Recht zu,
1. die Lehrveranstaltungen nach MalRgabe der Curricula frei zu wéhlen;
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2. Lehrveranstaltungen aus den freien Wahlfachern geméaR § 9 Abs. 1 Z 9 an einer in-
oder auslandischen Universitét zu besuchen, fir welche sie die in den Curricula fest-
gelegten sowie die an der jeweiligen Universitat festgelegten Anmeldungsvorausset-
zungen erfillen;

3. dass bei der Erstellung der Curricula und bei der Organisation der Lehre darauf geach-
tet wird, durchschnittlich begabten und studienaktiven Studierenden auf Vollzeitbasis
die Einhaltung der vorgesehenen Studiendauer zu ermdglichen.
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IV. ABSCHNITT

FRAUENFORDERUNGSPLAN DER
UNIVERSITAT FUR BODENKULTUR WIEN

A PRAAMBEL

Die Gleichstellung von Frauen und Ménnern und die Frauenférderung sind gemalt 882 Z 9
und 3 Z 9 UG 2002 leitende Grundsatze und Aufgaben der Universitaten. Gemal § 41 UG
2002 haben alle Organe der BOKU darauf hinzuwirken, dass in allen universitaren Arbeitsbereichen
ein ausgewogenes Zahlenverhaltnis zwischen den an der Universitét tatigen Frauen und Ménnern
erreicht wird.

Die BOKU insgesamt und in ihrer Eigenschaft als Arbeitgeberin, als Forschungseinrichtung
und als Bildungseinrichtung bekennt sich zur Gleichbehandlung von Frauen und Ménnern und
zur Schaffung von diskriminierungsfreien und karriereférdernden Bedingungen fur Frauen an
der Universitét bezlglich aller Agenden der Universitét, fur alle hierarchischen Ebenen und
fiir alle Funktionen. Dazu gehdrt auch die Forderung der Studentinnen als potentielle kiinftige
Wissenschaftlerinnen.

Die Beibehaltung der Standards der Gleichstellung und Frauenférderung entsprechend dem
Bundes-Gleichbehandlungsgesetz, und die Erhaltung des Standards des Frauenférderungs-
plans im Wirkungsbereich des Bundesministeriums fur Bildung, Wissenschaft und Kultur,
BGBI 11 Nr. 94/2001, ist notwendige Voraussetzung zur Erreichung des Ziels der Gleichstel-
lung der Geschlechter.

B. ALLGEMEINES

§ 1 Anwendungsbereich

Der Frauenforderungsplan gilt fir alle Angehorigen der Universitat (§ 94 UG 2002). Die
Bestimmungen und MalRnahmen sind weiters auf andere an der Universitét tatige Personen
anzuwenden, die in keinem Dienstverhaltnis zur Universitat stehen.

§ 2 Ziele des Frauenforderungsplans
Durch die Umsetzung des Frauenforderungsplans verfolgt die Universitéat insbesondere fol-
gende strategische und operative Ziele:

1. Ziel des Frauenférderungsplans ist es, den Anteil der weiblichen Beschéftigten in allen
Organisationseinheiten, auf allen Hierarchieebenen und in allen Funktionen und Té&tigkeiten
an der BOKU sowohl in befristeten als auch in unbefristeten Beschéftigungsverhéltnissen und
in Ausbildungsverhéltnissen auf mindestens 40 % zu erh6hen, dies unabhangig von der Dauer
ihres Beschéftigungsverhéltnisses. Alle MaRRnahmen, die direkt oder indirekt auf die Frauen-
quote Einfluss nehmen, sind an diesem Ziel auszurichten. Malinahmen der Frauenférderung
sind in die Personalplanung und die Personalentwicklung zu integrieren. Die Dringlichkeit der
Forderung von Frauen bestimmt sich nach dem Ausmal3 der Unterrepréasentation.

2. Alle Universitatsangehorigen und insbesondere Leitungsorgane sind verpflichtet, innerhalb
ihres Wirkungsbereiches:
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a.  auf eine Beseitigung einer bestehenden Unterreprasentation von Frauen an der
Gesamtzahl der dauernd Beschéftigten und in Funktionen sowie

b.  auf eine Beseitigung von bestehenden Benachteiligungen von Frauen im Zusam-
menhang mit dem Ausmald des Beschéftigungsverhéltnisses hinzuwirken,

c.  eine bereits erreichte 40%ige Frauenquote jedenfalls zu wahren.

3. Frauenfdrderung

Verpflichtend ist die Férderung der wissenschaftlichen Leistungen von Frauen, die Férderung
des weiblichen wissenschaftlichen Nachwuchses, die Erhéhung des Frauenanteils bei For-
schungsprojekten, Dissertationen und Habilitationen und die Férderung weiblicher Studieren-
der an der BOKU.

4. Frauen- und Geschlechterforschung
Die Frauen- und Geschlechterforschung ist in die laufende Forschung und Lehre zu integrie-
ren.

5. Fur alle an der BOKU tétigen und studierenden Personen ist insbesondere zu gewéhrleis-
ten:
a.  die Vereinbarkeit von Familie und Beruf/Studium sowohl fiir Frauen als auch fur
Manner, insbesondere flr Alleinerziehende
b.  das VVorgehen gegen Diskriminierung gegeniiber Frauen und gegen sexuelle oder
geschlechtsbezogene Belédstigung am Arbeitsplatz.

6. Infrastruktur
Eine addquate Infrastruktur zur Verwirklichung der Gleichstellung und Frauenfdrderung ist
sicherzustellen.

7. In allen Informationen zur Vergabe von Stipendien und sonstigen Mitteln der Nachwuchs-
forderung wird folgende Formulierung aufgenommen:

"Die BOKU strebt eine Erhdéhung des Anteils des weiblichen wissenschaftlichen Nachwuchses
an und fordert deshalb Frauen ausdriicklich zur Antragstellung auf.”

§ 3 Zielvereinbarungen

Bei allen Zielvereinbarungen (88 21 Abs. 1 Z 4, 22 Abs. 1 Z 6 UG 2002) sind die Ziele der
Gleichstellung und Frauenfdrderung einzubeziehen. Eine Nichtbeachtung der Zielvorgaben
hinsichtlich der Erhéhung des Frauenanteils hat nachteilige budgetare Folgen nach sich zu
ziehen. Bei der Erlassung von Richtlinien fur die Tatigkeit von Kollegialorganen gemél § 25
Abs. 1 Z 15 UG 2002 durch den Senat ist auf den Frauenférderungsplan Bedacht zu nehmen
sowie auf die Grundsétze von Gender Mainstreaming und Gleichstellung der Geschlechter zu
achten.

§ 4 Benachteiligungsverbot

(1) Die jeweilige Vertreterin oder der jeweilige Vertreter der BOKU hat im Dachverband
aktiv darauf hinzuwirken, dass die Kollektivvertréage keine geschlechterdiskriminierende
Wirkung entfalten.

(2) Weibliche Beschéftigte dirfen bei der Festsetzung des Entgeltes im Individualarbeitsver-

trag weder mittelbar noch unmittelbar diskriminiert werden. Dasselbe gilt auch fur allfallige
Zulagen und sonstige Entgelte und geldwerte Leistungen.
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(3) Wird die Frauenquote in einem Bereich nicht erreicht beziehungsweise bestehen diskrimi-
nierende Lohnunterschiede zwischen Frauen und Méannern, sind die dafiir ausschlaggebenden
Grlnde binnen eines Monats zu eruieren. Innerhalb von sechs Monaten ab Verdffentlichung
der Berichte sind geeignete Malinahmen zur Erreichung der Quoten beziehungsweise zur
Behebung der diskriminierenden Lohnunterschiede und der fiir die Durchfuhrung dieser
MafRnahmen vorgesehene Zeitraum festzulegen und zu verdffentlichen. Berichte hiertiber sind
nachweislich an den Arbeitskreis fir Gleichbehandlungsfragen zu Gbermitteln.

§ 5 Information Uber einschlagige Rechtsvorschriften

Das Rektorat hat allen Leiterinnen und Leitern aller Universitatseinrichtungen und Organisa-
tionseinheiten sowie den sonstigen Organisationseinheiten und dem Arbeitskreis fur Gleich-
behandlungsfragen/der Koordinationsstelle fur Gleichstellung und Gender Studies sowie der
Hochschilerschaft an der BOKU alle fiir Gleichbehandlungsangelegenheiten und Frauenfor-
derungsangelegenheiten relevanten und aktuellen Rechtsvorschriften und auch arbeits- und
sozialrechtlich relevante Informationen und sonstige diesbezugliche Informationen zu tber-
mitteln und via Internet beziehungsweise Intranet zugénglich zu machen, die von den Leite-
rinnen und Leitern der Universitatseinrichtungen und der Organisationseinheiten 6ffentlich
aufzulegen sind. Eine Information dartiber hat nachweislich tber E-mail oder im Postweg zu
erfolgen.

8 6 Allgemeine Informationen

(1) Die interne Information zum Thema Gleichstellung ist als wesentliche VVoraussetzung fur
die aktive Umsetzung der Inhalte des Frauenforderungsplans durch alle an der Universitat
tatigen Personen sicherzustellen und die Kommunikation zu férdern.

(2) Der Anteil von Frauen am Universitatsleben und ihre Beitrdge zu Forschung, Lehre und
Verwaltung sowie frauenspezifische und gleichstellungsrelevante Themen werden regelméaliig
in den Medien der BOKU (wie zB Homepage usw) dokumentiert und présentiert.

(3) Die Internet - Homepage der BOKU enthalt auf der Einstiegsseite oder auf der unter der
Einstiegsseite liegenden Seitenebene einen Link zu frauenrelevanten Informationen (zum
Arbeitskreis fir Gleichbehandlungsfragen oder zur Koordinationsstelle fiir Gleichstellung und
Gender Studies).

(4) Die Studierenden werden durch ein Informationsblatt im Rahmen des Zulassungsverfah-
rens (88 60 ff UG 2002), in den Orientierungsveranstaltungen beziehungsweise in der Stu-
dieneingangsphase vom Arbeitskreis fiir Gleichbehandlungsfragen und der Koordinations-
stelle fur Gleichstellung und Gender Studies tber Gleichbehandlungsfragen, Frauenférderung,
den gesetzlichen Diskriminierungsschutz, sexuelle oder geschlechtsbezogene Beldstigung,
Mobbing und Frauen- und Geschlechterforschung sowie der einschlagigen Rechtsvorschriften
informiert. Es werden dabei auch die mit diesen Fragen befassten Gremien, Einrichtungen
und Anlaufstellen bei sexueller oder geschlechtsbezogener Beldstigung und Mobbing
genannt. Diese Informationen sind zudem in der fir Studienangelegenheiten zustandigen
Organisationseinheit aufzulegen.

(5) Die in Abs. 4 genannten Informationen sind in einem Informationsblatt auch an alle Mit-

arbeiterinnen und Mitarbeiter bei Dienstantritt von der fiir Personalangelegenheiten zustandi-
gen Verwaltungseinrichtung der BOKU zu tbermitteln.
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(6) In den jeweiligen Geschaftseinteilungen, VVorlesungsverzeichnissen und Telefonverzeich-
nissen etc. der Universitét sind die Namen, Adressen und E-Mail-Adressen der Kontaktfrauen
und des Buros des Arbeitskreises fiir Gleichbehandlungsfragen aufzunehmen.

(7) Das Rektorat hat weiters fir die regelméRige Abhaltung von Informations- und Weiterbil-
dungsveranstaltungen zum Thema Gender Mainstreaming (besonders fur Fihrungskrafte) zu
sorgen.

§ 7 Gebrauch einer geschlechtergerechten Sprache

(1) Alle Organe und Verwaltungseinrichtungen der BOKU bedienen sich in Aussendungen,
Formularen, Protokollen, Reden, Interviews und anderen an die Offentlichkeit oder an die
Universitatsangehorigen gerichteten Mitteilungen wie zum Beispiel im Internet einer
geschlechtergerechten Sprache. Es sind daher in allen Schriftstiicken und miindlichen AuRe-
rungen entweder explizit die weibliche und ménnliche Form oder geschlechtsneutrale
Bezeichnungen zu verwenden.

(2) Formulierungen sowie Organ- und Funktionsbezeichnungen sind so zu wéahlen, dass sie
Frauen und Méanner gleichermafen betreffen.

C. ERHEBUNGSPFLICHTEN UND EVALUATION

§ 8 Erhebung der Frauenquote

(1) Vom Rektorat ist die Frauengquote sowohl im Bereich des Personals als auch in Bereichen
der Studierenden, der Zuteilung von Mitteln und der Betrauung mit Lehre jahrlich zu erheben,
in Abstéanden von jeweils einem Jahr zu aktualisieren und im Mitteilungsblatt zu veroffentli-
chen.

(2) Die Frauenquote wird nach folgenden Kategorien erhoben:
a. wissenschaftliches Personal nach der organisationsrechtlichen Einteilung gemaR 8 94
Abs. 2 UG 2002
b. allgemeines Universitatspersonal nach Personalkategorien, Entlohnungsschema,
Verwendung und Funktion
c. Studierende nach Studienrichtungen sowie Studienanfangerinnen und Studienanfan-
ger, Absolventinnen und Absolventen der einzelnen Studienrichtungen;

(3) Allgemeine Bereiche, in denen die Frauenquote zu erheben ist:

a. Vergabe von Lehrbeauftragungen

b. Bewerbungen, Aufnahmen, Umwandlungen, Wiederbestellungen, Verlangerungen,
Uberstellungen, Definitivstellungen, Ernennungen, Bestellungen, Neubewertungen,
Verwendungsanderungen, Versetzungen, Auflésungen von Dienstverhéltnissen, Kin-
digungen, Entlassungen, jeweils getrennt fir die in Abs.2 lit. a und lit. b genannten
Personengruppen;

c. Zuteilung von Forschungsmitteln, Zuweisung von Mitteln zur Weiterbildung im

wissenschaftlichen und nichtwissenschaftlichen Bereich, Reisekostenzuschiissen und
Teilnahme an Veranstaltungen zur Aus- und Weiterbildung

d. Zuteilung von Fordermitteln (z. B. Stipendien);

D. PERSONALAUFNAHME
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§ 9 Ausschreibung
Bei Ausschreibungen sind die im Anhang enthaltenen Bestimmungen zu bericksichtigen.

E. KARRIEREPLANUNG, AUS- UND WEITERBILDUNG

§ 10 Mentoring

(1) Mentoring, d.h. die systematische fachliche, organisatorische und soziale Einfiihrung,
Begleitung und Unterstiitzung der Beschéftigten und Studierenden ist ein wichtiger Aspekt
der Karriereférderung oder Laufbahnférderung.

(2) Tatigkeiten als Mentorin oder als Mentor sind als wichtiger Beitrag zur Erfullung der sich
aus dem Beschéaftigungsverhéltnis ergebenden Pflichten zu sehen und der Arbeits- bezie-
hungsweise Dienstzeit anzurechnen. Die Vorgesetzten haben auf daraus erwachsende zusatz-
liche Belastungen bei der Verteilung der Dienstpflichten besondere Rucksicht zu nehmen.

(3) Das Rektorat unterstitzt ein frauenspezifisches Mentoring-Programm.

§ 11 Aus- und Weiterbildung

Die Leiterinnen und Leiter der einzelnen Organisationseinheiten haben Frauen nachdriicklich
zu fordern. Bei der Zulassung zur Teilnahme an Aus- und Weiterbildungsmalinahmen ist auf
ein ausgewogenes Zahlenverhéltnis zwischen Frauen und Méannern zu achten.

8 12 (1) Die Vorgesetzten haben allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern einschlagige Aus-
und Weiterbildungsmoglichkeiten zur Kenntnis zu bringen und Frauen gezielt zur Teilnahme
zu motivieren und haben dafiir zu sorgen, dass alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, ein-
schliel3lich der Teilzeitbeschéaftigten, auch wahrend einer gesetzlich oder vertraglich vorgese-
henen Abwesenheit vom Dienst beziehungsweise Dienstort tiber Veranstaltungen der berufs-
begleitenden Fortbildung und uber Schulungsveranstaltungen fur Fuhrungskrafte informiert
werden. Dariber hinaus sind Wissenschaftlerinnen lber einschlagige Fachtagungen, fachein-
schlagige wissenschaftliche Vereinigungen, Publikationsmdglichkeiten und die Mdéglichkeit
zur Mitarbeit in Forschungsprojekten nachweislich zu informieren. Alle Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter sind — auch im Rahmen der Mitarbeiterinnen- und Mitarbeitergesprache — tiber die
individuellen fur sie in Frage kommenden Aus- und Weiterbildungsmdglichkeiten umfassend
und zeitgerecht zu beraten.

(2) Die Vorgesetzten haben Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf deren Wunsch die Teil-
nahme an fir die Karriereplanung und —férderung relevanten Veranstaltungen wissenschaftli-
chen oder berufsfordernden Inhalts sowie gegebenenfalls Freistellungen zu ermdglichen, so-
weit dem nicht zwingende dienstliche Interessen entgegenstehen. Sind zur Teilnahme an Aus-
und Weiterbildungsveranstaltungen Dienstzeit- beziehungsweise Arbeitszeitanderungen not-
wendig, sind diese von den VVorgesetzten zu gewéhren, soweit nicht zwingende dienstliche
Interessen entgegenstehen.

(3) Wird dem Wunsch auf Teilnahme an einer derartigen Veranstaltung nicht entsprochen, ist
dem Arbeitskreis fir Gleichbehandlungsfragen auf Wunsch eine schriftliche Begriindung der
Ablehnung zu Ubermitteln, der im Fall des begrindeten Verdachtes einer Diskriminierung die
Schiedskommission anrufen kann.

(4) Familiare Verpflichtungen sind bei der Gestaltung des Fort- und Weiterbildungsangebots
zu bertcksichtigen.
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813 Von jenen Mitteln, welche die Universitat zur Finanzierung von Teilnahmen ihrer Mit-
glieder an Kongressen, Tagungen und der gleichen zur Verfugung stellt, ist ein prozentueller
Anteil flr Aktivitaten von Frauen vorzusehen. Bei entsprechender Antragslage sind die Mittel
gemal diesem festgelegten Anteil zu vergeben.

§ 14 Beruflicher Aufstieg

(1) Entscheidungen uber die Betrauung von allgemeinen Universitatsbediensteten mit Lei-
tungsfunktionen und Entscheidungen tiber VVerwendungsanderungen und Beforderungen sind
vom entscheidungszustandigen Organ unter begleitender Einbindung des Arbeitskreises fir
Gleichbehandlungsfragen zu treffen.

(2) Teilzeitbeschaftigung darf bei der Auswahlentscheidung nicht benachteiligend als Krite-
rium herangezogen werden. Es miissen die organisatorischen Voraussetzungen geschaffen
werden, dass Leitungsfunktionen auch Teilzeitbeschaftigten zugénglich sind.

(3) Uberdies ist die Bestimmung des § 11¢ B-GIBG anzuwenden.

§ 15 Vertretung von Bediensteten wéahrend einer Karenz

(1) Das Rektorat stellt Mittel bereit und veranlasst die unbedingte Aufnahme von Ersatzkraf-
ten flr den Fall der Mutter- und Elternschaft von Bediensteten zum ehest moglichen Zeit-
punkt (Beschaftigungsverbot, Karenz und Teilzeitbeschaftigung).

(2) Das Rektorat stellt nach Mdglichkeit vorrangig Mittel bereit fir die Aufnahme von
Ersatzkraften im Falle von anderen Karenzierungen.

F. GUTACHTEN UND ZUSAMMENSETZUNG BEI BERUFUNGS- UND
HABILITATIONSKOMMISSIONEN SOWIE VON SONSTIGEN KOMMIS-
SIONEN UND GREMIEN, DIE SICH MIT PERSONALANGELEGENHEITEN
UND PERSONALENTWICKLUNG BEFASSEN

§ 16 Berufungs- und Habilitationsverfahren

(1) Bei der Bestellung von Gutachterinnen und Gutachtern und der Zusammensetzung von
Berufungskommissionen gemal 8 98 Abs. 4 UG 2002 und von Habilitationskommissionen
gemé&l § 103 Abs. 7 UG 2002 ist auf eine ausgewogene Vertretung der Geschlechter zu ach-
ten und gegebenenfalls sind Frauen als VVorsitzende vorzuschlagen.

(2) Die Liste der fur Berufungs- und Habilitationsverfahren bestellten Gutachterinnen und
Gutachter ist dem Arbeitskreis fiir Gleichbehandlungsfragen zu tbermitteln. Wird nicht min-
destens eine Frau als Gutachterin bestellt, ist dem Arbeitskreis fur Gleichbehandlungsfragen
eine schriftliche, nachvollziehbare Begriindung hierflr zu Gbermitteln.

(3) Weiters sind bei der Bestellung von Gutachterinnen und Gutachtern diese darauf hinzu-
weisen, dass in den Gutachten die Beriicksichtigung von Kindererziehungszeiten erforderlich
ist.

§ 17 Frauen in der universitaren Verwaltung

(1) Bei der Beschickung von Beiraten, Kollegialorganen und Kommissionen im Rahmen der
universitaren Verwaltung, ist darauf zu achten, dass Frauen als Mitglieder nominiert werden.
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Frauen sind, wenn maglich, in den Wahlvorschlag fur den Vorsitz aufzunehmen. Dies gilt
auch fr Wahlvorschlége fur monokratische Amter und Funktionen.

(2) Bei der Zusammensetzung von sonstigen Kommissionen und Gremien, die sich mit Perso-
nalangelegenheiten und Personalentwicklung befassen, ist das Frauenforderungsgebot zu be-
achten. Sind mehrere Mitglieder zu bestellen, ist auf das zahlenmaRige Verhéltnis der weibli-
chen und mannlichen Beschéftigten in dem vom Zustandigkeitsbereich der Kommission
beziehungsweise des Gremiums betroffenen Personenkreis Bedacht zu nehmen.

(3) Bei der Zusammensetzung von anderen Kommissionen, Beirdten, Arbeitsgruppen oder
vergleichbaren entscheidungsbefugten oder beratenden Gremien, deren Mitglieder nicht durch
Wahl bestellt werden, ist bei der Bestellung der Mitglieder auf eine geschlechtergerechte
Ausgewogenheit hinzuwirken. Insbesondere ist auch darauf Bedacht zu nehmen, dass Frauen
als Vorsitzende und ordentliche Mitglieder bestellt werden.

(4) Zur Verwirklichung des Grundsatzes des Gender Mainstreaming hat der Arbeitskreis fiir
Gleichbehandlungsfragen das Recht, bei den Sitzungen der Beiréte, Kollegialorgane und
Kommissionen im Sinne des Abs. 2 maximal zu zweit mit beratender Stimme und dem Recht
auf Protokollerkl&rungen teilzunehmen. Er ist zu all diesen Sitzungen zeitgleich mit den Mit-
gliedern einzuladen.

§ 18 Externe Beratung

Bei Einschaltung von Dritten zur Bewertung der Bewerberinnen und Bewerber (z.B. externe
Unternehmensberatung, Personalberatung etc.) ist gemaR EU-rechtlichen VVorgaben Gender
Mainstreaming als verpflichtendes Qualitatsmerkmal vorauszusetzen. Der Arbeitskreis fr
Gleichbehandlungsfragen ist in diesen Auswahlprozess einzubeziehen.

G. ARBEITSUMFELD UND SCHUTZ DER WURDE AM ARBEITSPLATZ

§ 19 Arbeitszeit
Bei der Entwicklung und Umsetzung von Modellen zur Gestaltung und Erfassung der
Arbeitszeit ist der Arbeitskreis fir Gleichbehandlungsfragen einzubeziehen.

§ 20 Pflichten, die sich aus dem Ausbildungs- oder Beschaftigungsverhaltnis ergeben-
Dienst- beziehungsweise Arbeitszeiten

(1) Bei der Festlegung der Pflichten, die sich aus dem Ausbildungs- oder Beschéaftigungsver-
héltnis ergeben (Dienstpflichten), ist innerhalb der betreffenden Organisationseinheit auf eine
ausgewogene Verteilung der Aufgaben entsprechend der Qualifikation auf alle Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter Bedacht zu nehmen.

(2) Die Dienstpflichten sind Uberdies so zu gestalten, dass die jeweiligen Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter die fir ihre Laufbahn erforderlichen Qualifikationen in der dafuir vorgesehenen
Zeit erwerben kdnnen.

(3) Bei der Festlegung der Dienstpflichten des wissenschaftlichen Universitatspersonals ist
auf eine ausgewogene Verteilung der Aufgaben in Forschung, Lehre und Verwaltung zu ach-
ten. Die Verwendung hat so zu erfolgen, dass durch Erbringung wissenschaftlicher Leistun-
gen der Erwerb von weiterfiihrenden Qualifikationen ermdglicht wird. Dies bedeutet insbe-
sondere, dass bei der Festlegung der Dienstpflichten - insbesondere bei teilzeitbeschaftigten
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Frauen - auf die Einrdumung von mindestens 33 % der Arbeitszeit zur eigenstdndigen For-
schung im Rahmen des BOKU-Profils Bedacht zu nehmen ist.

(4) In Eignungsbewertungen, Dienstbeschreibungen, Beurteilungen und Zeugnissen dirfen
keine Beurteilungskriterien einbezogen werden, aus denen sich ein Nachteil fir die weibli-
chen Beschaftigten ergibt oder die sich an einem diskriminierenden, rollenstereotypen Ver-
stdndnis der Geschlechter orientieren.

(5) Bei der Festlegung der Dienstpflichten dirfen keine diskriminierenden, karrierehemmen-
den, an einem rollenstereotypen Verstandnis der Geschlechter orientierten Aufgabenzuwei-
sungen erfolgen. Gleiches gilt fir die Beschreibung der Arbeitspléatze.

(6) Jede Form von diskriminierendem Vorgehen und Verhalten auf Grund des Geschlechtes
oder die Verletzung der Bestimmungen tber die Umsetzung der MalRnahmen zur Erreichung
der de facto Gleichberechtigung von Frau und Mann in allen Organisationseinheiten, auf allen
Hierarchieebenen und in allen Funktionen und Tatigkeiten an der BOKU durch die jeweils
zustandigen Organwalterinnen und Organwalter ist als eine Verletzung der sich aus dem Aus-
bildungs- oder Beschaftigungsverhaltnis ergebenden Pflichten entsprechend den arbeitsrecht-
lichen Vorschriften zu sanktionieren.

§ 21 Arbeitszeitflexibilitat
(1) Arbeitszeitflexibilitat ist fir alle Angehdrigen der Universitat zu fordern. Forschungsarbeit
und familiare Verpflichtungen sind bei der Festlegung der Arbeitszeit zu berticksichtigen.

(2) Den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern ist die Wahrnehmung der gesetzlichen, vertragli-
chen oder kollektivvertraglichen Mdglichkeiten zur Herabsetzung der Wochendienstzeit oder
Teilzeitbeschaftigung, zur Gestaltung flexibler, individueller Arbeitszeiten, zur Telearbeit, zur
Inanspruchnahme von Sonderurlaub, Karenz aus familidren Griinden und zur Pflegefreistel-
lung durch organisatorische MalRnahmen zu erleichtern. Bei der Herabsetzung der Wochen-
dienstzeit beziehungsweise bei Teilzeitarbeit ist darauf zu achten, dass auch die Aufgabenbe-
reiche entsprechend reduziert werden.

§ 22 Sonderurlaube und Karenz
Bei der Inanspruchnahme von Sonderurlaub, Karenz aus familidren Griinden und fir die Pfle-
gefreistellung haben fir alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter folgende Grundsétze zu gelten:
1. Die Inanspruchnahme von Teilzeitbeschaftigungs- und Karenzierungsmoglichkeiten
auch zur Erftllung familiarer Verpflichtungen darf nicht zur unmittelbaren oder
mittelbaren Diskriminierung von Beschaftigten im Zusammenhang mit ihrem
Dienst- oder Ausbildungsverhaltnis fihren.
2. Im Falle der Wiederaufnahme der Tétigkeit soll diesen Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern ausreichend Zeit fur eine Einschulung und Einarbeitung in ihren Auf-
gabenbereich gegeben werden.

§ 23 Kinderbetreuung

(1) Die BOKU sieht die Schaffung von personellen, organisatorischen und finanziellen Rah-
menbedingungen (unter anderem Kinderbetreuungseinrichtungen und die Einfuhrung flexibler
Arbeitszeiten) fur die Vereinbarkeit von familidren Aufgaben und Beruf beziehungsweise
Studium als ihre Verpflichtung an.

(2) Das Rektorat unterstitzt diesbeziiglich den Arbeitskreis flr Gleichbehandlungsfragen da-
bei, regelmaRig, mindestens jedes dritte Jahr, Bedarfserhebungen durchzufiihren, deren Er-

60 von 75



S-Beschluss-20070307_IV-Frauenférderungsplan - 9

gebnisse im Mitteilungsblatt zu verdffentlichen sind. Der Arbeitskreis unterstiitzt seinerseits
das Rektorat dabei, alle geeigneten MaRnahmen zur Deckung des Bedarfs an Betreuungsplét-

zen fir die Kinder der Universitatsangehorigen zu treffen. Der Bedarf von Personen wahrend
einer gesetzlich oder vertraglich vorgesehenen Abwesenheit vom Arbeitsplatz ist zu beruck-
sichtigen.

(3) Das Rektorat hat Informationen tiber mégliche Malinahmen zur Schaffung geeigneter
Kinderbetreuungseinrichtungen und tiber entsprechende Férdermdglichkeiten einzuholen.

§ 24 Menschengerechte Arbeitsbedingungen

(1) Alle Angehdrigen der BOKU haben das Recht auf eine die Menschenwirde respektie-
rende Behandlung, insbesondere auf Schutz vor sexueller oder geschlechtsbezogener Bel&sti-
gung, Diskriminierung und Mobbing.

(2) Die BOKU setzt daher geeignete MalRnahmen und stellt sicher, dass Universititsangeho-
rige, die von sexueller oder geschlechtsbezogener Beléstigung, Diskriminierung oder Mob-
bing betroffen wurden, ein unverbindliches und kostenloses rechtliches Beratungsangebot des
Arbeitskreises fur Gleichbehandlungsfragen beziehungsweise, nach Riicksprache mit dem
Arbeitskreis flr Gleichbehandlungsfragen, einer Mobbing-Beratungsstelle erhalten. Bei Inan-
spruchnahme einer kostenpflichtigen Mobbing-Beratungsstelle ist das Einvernehmen mit dem
Rektorat herzustellen.

8 25 Sexuelle oder geschlechtsbezogene Belastigung

(1) Sexuelle oder geschlechtsbezogene Belastigung iSd 88 8, 8a und 42 Abs. 2 B-GIBG stellt
eine Verletzung von Persodnlichkeitsrechten dar. Die BOKU duldet weder sexuelle oder ge-
schlechtsbezogene Beléstigung noch sexistisches Verhalten.

(2) Wer sich in seinen Personlichkeitsrechten iSd Abs. 1 verletzt erachtet, kann eine Be-
schwerde beim Arbeitskreis fir Gleichbehandlungsfragen einbringen. Der Arbeitskreis hat zu
versuchen, in Beratung mit den betroffenen Personen eine Einigung herbeizufiihren bezie-
hungsweise eine Abstellung des in Beschwerde gezogenen Verhaltens zu erreichen. Fihren
die Beratungen zu keinem Erfolg, kann die Beschwerdefuhrerin beziehungsweise der Be-
schwerdefiihrer oder der Arbeitskreis fur Gleichbehandlungsfragen die Schiedskommission
gemal 8 43 UG 2002 anrufen. Die Beschwerde einer betroffenen Person darf nicht zu
Nachteilen in Studium oder Beruf flhren.

(3) Alle Angehdrigen der BOKU, insbesondere solche mit Leitungsaufgaben in Forschung,
Lehre und Verwaltung, sind in ihrem Arbeitsbereich dafiir verantwortlich, dass sexuell oder
geschlechtsbezogen belastigendes Verhalten unterbleibt.

(4) Die Leiterinnen und Leiter von Departments oder Dienstleistungseinrichtungen werden
durch den Arbeitskreis fiir Gleichbehandlungsfragen oder eine von diesem genannte Vertrau-
ensperson Uber den sachgerechten Umgang mit Vorfallen sexueller oder geschlechtsbezoge-
ner Bel&stigung, Diskriminierung auf Grund des Geschlechts und Mobbing informiert.

8 26 Sicherheit am Universitatsgelande

Universitare Anlagen und Gebaude werden kontinuierlich auf Gefahrenquellen und Angst-
rdume untersucht. Die Ergebnisse sind laufend zu dokumentieren. Die BOKU wirkt auf die
Beseitigung erkannter Gefahrenquellen und Angstraume hin. Insbesondere bedarf es einer
ausreichenden Beleuchtung aller Wege und Géange, der Sicherung der Gebaude durch
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SchlieRanlagen und der Versperrung der Gebdude wéhrend der Nacht, an Wochenenden und
Feiertagen.

H. BUDGETANGELEGENHEITEN UND ANREIZSYSTEME

§ 27 Budgetangelegenheiten

(1) Bei Budgeterstellung und Budgetzuweisung sind die Frauenforderungsgebote des B-
GIBG, des UG 2002 sowie die in diesem Frauenférderungsplan enthaltenen Férderungsmai-
nahmen als planungs- und verteilungsrelevante Gesichtspunkte aufzunehmen.

(2) Das Rektorat hat bei der Erstellung der Kriterien fiir die Budgetzuweisung den Arbeits-
kreis flr Gleichbehandlungsfragen einzubinden und um allféallige VVorschlage und Anregun-
gen zu ersuchen.

ANHANG :

8 1 Ausschreibung von Stellen

(1) Ausschreibungstexte miissen als objektive Entscheidungsgrundlage fir das Aufnahmever-
fahren dienen kdnnen. Sie haben daher auBBer samtlichen Aufnahmeerfordernissen ein umfas-

sendes Anforderungsprofil (insbesondere die maligeblichen und erwiinschten Qualifikationen)
und nachvollziehbare, hinreichend detaillierte Qualifikationskriterien zu enthalten.

(2) Ausschreibungstexte sind in weiblicher und ménnlicher Form abzufassen und haben keine
zusétzlichen Anmerkungen zu enthalten, die auf ein bestimmtes Geschlecht schlieRen lassen.

(3) Ausschreibungstexte fur die Besetzung von Stellen sowie fur Funktionen haben, wenn der
Anteil der Frauen im Wirkungsbereich der BOKU in einer solchen VVerwendung oder Funk-
tion unter 50% liegt, den Zusatz zu enthalten: ,,Die BOKU strebt eine Erh6hung des Frauen-
anteils beim wissenschaftlichen und beim allgemeinen Universitatspersonal insbesondere in
Leitungsfunktionen an und fordert daher qualifizierte Frauen ausdricklich zur Bewerbung
auf*“. Wenn Fordermalinahmen nach den 88 11b und 11c B-GIBG geboten sind, ist auf diesen
Umstand im Ausschreibungstext hinzuweisen.

(4) Ausschreibungen von Stellen und Funktionen sind den Beschéftigten der betreffenden
Organisationseinheit auch wéhrend einer gesetzlich oder vertraglich vorgesehenen Form der
Abwesenheit vom Dienst beziehungsweise Dienstort zeitgerecht bekannt zu machen. Dies gilt
auch fir interne Ausschreibungen.

(5) Bei der Ausschreibung von Stellen flr Universitatsprofessorinnen und Universitatsprofes-
soren in Fachgebieten, in denen bereits mit frauenspezifischen Themen und Forschungen ver-
bundene Lehrveranstaltungen im Studienplan verankert sind, ist auf diesen Umstand hinzu-
weisen.

(6) Die Ausschreibungstexte und auf Verlangen die Arbeitsplatz- beziehungsweise Aufgaben-
beschreibung durch die betreffende Organisationseinheit sind dem Arbeitskreis fir Gleichbe-
handlungsfragen unverziiglich, spatestens aber zwei Wochen vor der Veroffentlichung der
Ausschreibung nachweislich zur Kenntnis zu bringen.
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(7) Auch Leitungsfunktionen in Organisationseinheiten ohne Forschungs- und Lehraufgaben
sind im Mitteilungsblatt auszuschreiben. Die Ausschreibungsfrist hat mindestens drei Wochen
zu betragen.

(8) Unzulassig sind insbesondere Ausschreibungstexte, die diesen Bestimmungen des Frauen-
forderungsplans widersprechen oder sonst eine Diskriminierung auf Grund des Geschlechts
darstellen sowie solche, die so allgemein gehalten sind, dass sie keine objektive Entschei-
dungsgrundlage fur die nachfolgenden Personalauswahlverfahren darstellen. Gleiches gilt fur
eine Uberspezifizierte Ausschreibung, wenn der begrindete Verdacht besteht, dass der poten-
tielle Kreis der Bewerbungen zu Gunsten oder Ungunsten einer bestimmten Person oder zu
Gunsten eines Geschlechtes eingeschrénkt werden soll.

(9) Ausschreibungstexte unterliegen dem Kontrollrecht des Arbeitskreises fur Gleichbehand-
lungsfragen. Hat der Arbeitskreis fur Gleichbehandlungsfragen Grund zur Annahme, dass ein
Ausschreibungstext eine Diskriminierung auf Grund des Geschlechtes bewirkt oder den Be-
stimmungen dieses Frauenforderungsplanes widerspricht, so ist er berechtigt, innerhalb von
zwei Wochen die Schiedskommission anzurufen. Die Durchfiihrung der Ausschreibung ist bis
zur Entscheidung der Schiedskommission unzulassig.

(10) Der Arbeitskreis fur Gleichbehandlungsfragen kann vor der Beschwerde an die Schieds-
kommission binnen einer Woche einen schriftlichen, begriindeten Einwand an das ausschrei-
bende Organ richten, das binnen einer Woche eine Entscheidung zu fallen hat, die dem Ar-
beitskreis flr Gleichbehandlungsfragen schriftlich zu Gbermitteln ist. Im Falle des Beharrens
des ausschreibenden Organs beginnt die zweiwdchige Frist fur die Anrufung der Schieds-
kommission am Tage nach dem Einlangen der diesbeztiglichen Entscheidung beim Arbeits-
kreis fr Gleichbehandlungsfragen zu laufen.

(11) Bei Entfall einer Ausschreibung gemal? § 107 Abs. 2 UG 2002 ist der Arbeitskreis fir
Gleichbehandlungsfragen dartiber unverziglich in Kenntnis zu setzen. Die Information an den
Arbeitskreis hat eine kurze, nachvollziehbare Begrindung fur den Entfall der Ausschreibung
sowie flr die Auswahl der aufzunehmenden Person zu enthalten und ist vom Department per
Email an die Vorsitzende oder den Vorsitzenden des Arbeitskreises sowie an das Biro des
Arbeitskreises zu tUbermitteln. Der Arbeitskreis nimmt dies innerhalb einer Woche zur Kennt-
nis. In diesem Zeitraum hat der Arbeitskreis die Mdglichkeit, eine Stellungnahme abzugeben
und Ricksprache mit dem Department zu halten.

§ 2 Motivieren zur Bewerbung

(1) Potenzielle, qualifizierte Bewerberinnen sind durch gezielte Kontaktaufnahme und durch
sonstige geeignete MaRnahmen von der jeweils ausschreibenden Stelle zur Bewerbung zu
motivieren. Uber die ergriffenen MaBnahmen ist in der Begriindung der Auswahl-entschei-
dung zu berichten.

(2) Studierenden ist anlasslich der Anmeldung zur das Studium abschlieRenden Priifung ein
Informationsblatt Uber die Mdglichkeiten einer wissenschaftlichen Karriere an der Universitat
(z.B. postgraduale Qualifizierungen, Férderung von Forschungsvorhaben, Bewerbungen auf
Stellen im wissenschaftlichen Bereich) sowie tber die in dieser Hinsicht vorhandenen Infor-
mationsstellen (z.B. BOKU-Alumni-Dachverband) und Organe auszuhandigen.
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§ 3 Nachweisliche Suche nach geeigneten Frauen

Die aufnehmende Universitatseinrichtung oder das zur Erstattung eines Besetzungsvorschla-
ges zustandige Organ hat nachweislich und aktiv nach geeigneten Bewerberinnen zu suchen.
Der entsprechende Nachweis ist in den Akt aufzunehmen. Es sind die Richtlinien des Ar-
beitskreises fir Gleichbehandlungsfragen zur Wiederholung der Ausschreibung in der jeweils
geltenden Fassung anzuwenden.

§ 4 Wiederholung der Ausschreibung

(1) Sind bis zum Ablauf der Bewerbungsfrist keine Bewerbungen von Frauen eingelangt, die
die gesetzlichen Voraussetzungen und Aufnahmeerfordernisse erfulllen und den Anforderun-
gen des Ausschreibungstextes entsprechen, tbermittelt die ausschreibende Stelle in schriftli-
cher Form dem Arbeitskreis fur Gleichbehandlungsfragen eine Darstellung jener Malinahmen,
die gesetzt wurden, um Frauen zur Bewerbung anzuregen.

(2) Sofern nicht der Arbeitskreis fir Gleichbehandlungsfragen in seiner Stellungnahme aus-
dricklich darauf verzichtet, ist die Ausschreibung vor Beginn des Auswahlverfahrens zu wie-
derholen.

(3) Langen auf Grund der neuerlichen, ordnungsgemal durchgefiihrten Ausschreibung und
trotz nachweislicher aktiver Suche nach geeigneten Frauen im Sinn des Anhang § 3 wiederum
keine Bewerbungen von Frauen ein, ist das Auswahlverfahren durchzuftihren.

§ 5 Allgemeine Bestimmungen zum Auswahlverfahren
(1) Dem Arbeitskreis fiir Gleichbehandlungsfragen ist nach Ablauf der Bewerbungsfrist
unverzuglich die Liste der eingelangten Bewerbungen zur Kenntnis zu bringen.

(2) Bewerbungen von Frauen wahrend einer gesetzlich oder vertraglich vorgesehenen Form
der Abwesenheit vom Dienst beziehungsweise Dienstort/Ausbildungsort/Arbeitsplatz sind in
das Auswahlverfahren einzubeziehen und gleichrangig mit anderen Bewerbungen zu beriick-
sichtigen.

§ 6 Bewerbungsgesprache

(1) Werden im Zuge des Auswahlverfahrens fir eine zu besetzende Stelle oder Funktion Auf-
nahme- oder Auswahlgesprache mit Bewerberinnen und Bewerbern gefiihrt, ist die Liste der
eingeladenen Bewerberinnen und Bewerber dem Arbeitskreis fir Gleichbehandlungsfragen
unverziglich zur Kenntnis zu bringen.

(2) Alle Bewerberinnen, die die gesetzlichen Ernennungsvoraussetzungen oder die Aufnah-
meerfordernisse erfiillen und den Anforderungen des Ausschreibungstextes entsprechen, sind
einzuladen. In besonders beriicksichtigungswirdigen Féllen (z.B. einer ungewdhnlich groRen
Anzahl an Bewerberinnen/Bewerbern) kann ausnahmsweise und mit nachweislichem Einver-
stdndnis des Arbeitskreises fur Gleichbehandlungsfragen die Anzahl der einzuladenden
Bewerberinnen reduziert werden.

(3) Gibt der Arbeitskreis fur Gleichbehandlungsfragen dazu seine Zustimmung, erfolgt die
Auswahl der einzuladenden Bewerberinnen in Zusammenarbeit mit dem Arbeitskreis fur
Gleichbehandlungsfragen anhand einer gemeinsam zu erstellenden Kriterienliste auf Grund-
lage des Ausschreibungstextes und der Arbeitsplatz-/Aufgabenbeschreibung.

(4) Der Arbeitskreis flr Gleichbehandlungsfragen ist im Zuge des Auswahlverfahrens zur
Teilnahme an allen Aufnahme-, Vorstellungs- und Bewerbungsgesprachen, Hearings,
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Assessment-Centers udgl. mindestens eine Wochen vor dem Termin nachweislich schriftlich
einzuladen.

(5) In Aufnahmegesprachen, Hearings und dergleichen haben diskriminierende Fragestellun-
gen (z.B. Uber die Familienplanung) zu unterbleiben. Bei der Beurteilung der Eignung von
Bewerberinnen und Bewerbern dirfen keine Auswahl- und Bewertungskriterien herangezo-
gen werden, die sich an einem diskriminierenden, rollenstereotypen Verstandnis der Ge-
schlechter orientieren.

(6) In Berufungsverfahren fur Universitatsprofessorinnen oder Universitétsprofessoren gilt
dartiber hinaus 8§ 9 des Anhangs.

§ 7 Auswahlkriterien

(1) Im Ausschreibungstext nicht genannte Aufnahmekriterien durfen grundsatzlich nicht be-
riicksichtigt werden. Ist ausnahmsweise im jeweiligen Personalaufnahmeverfahren die Ent-
wicklung von Hilfskriterien zur Entscheidungsfindung unerlasslich, so diirfen diese nicht un-
sachlich sein. Auch darf von den im Ausschreibungstext angefiihrten Qualifikationserforder-
nissen nicht auf Grund einer Heranziehung der Hilfskriterien abgegangen werden. Die Hilfs-
kriterien mussen ein taugliches Mittel zur Entscheidungsfindung darstellen, d.h. Aspekte, die
keine Aussagekraft in Bezug auf die kiinftige Aufgabenerfillung haben, durfen nicht heran-
gezogen werden. Weiters durfen keine Hilfskriterien herangezogen werden, die sich an einem
diskriminierenden, rollenstereotypen Verstandnis der Geschlechter orientieren.

(2) In Eignungsabwégungen durfen keine Beurteilungskriterien einbezogen werden, aus
denen sich ein Nachteil fur die weiblichen Beschaftigten ergibt oder die sich an einem diskri-
minierenden, rollenstereotypen Verstandnis der Geschlechter orientieren.

(3) Auswahlentscheidungen sind schriftlich zu begriinden.

(4) Ist der Frauenanteil iSd 8 2 Frauenfdrderungsplan noch nicht erreicht und wurde keine
Frau zur Besetzung vorgeschlagen, so hat das vorschlagsberechtigte Organ die Grinde fir die
Nichtberucksichtigung jeder Bewerberin im Einzelnen unter Bezugnahme auf die Kriterien
des Ausschreibungstextes darzulegen.

(5) Unterbrechungen in der Erwerbstatigkeit, Reduzierung der Arbeitszeit oder Verzégerun-
gen beim Abschluss einzelner Ausbildungsgange auf Grund der Betreuung von Kindern oder
pflegebedirftigen Angehdrigen dirfen Bewerberinnen und Bewerber nicht benachteiligen.

§ 8 Besetzung

(1) Nach Auswahl durch die Leiterin oder den Leiter der Organisationseinheit und Ubermitt-
lung der Unterlagen an die Personalabteilung informiert diese schriftlich den Arbeitskreis fir
Gleichbehandlungsfragen unter Anlage der Begriindung fir die Auswahl. Nach Einhaltung
einer Frist von zwei Wochen, wahrend der dem Arbeitskreis fur Gleichbehandlungsfragen
Einsichtnahme in alle Unterlagen zu ermdglichen ist und wéhrend welcher der Arbeitskreis
fur Gleichbehandlungsfragen berechtigt ist, die Schiedskommission anzurufen, wird vom
Arbeitskreis fir Gleichbehandlungsfragen eine Stellungnahme zur Besetzung abgegeben.

(2) In den Féllen des § 42 Abs. 8 UG 2002 beginnt die Frist zur Anrufung der Schiedskom-

mission am Tag nach dem Einlangen der Verstandigung Uber die Entscheidung beim Arbeits-
kreis flr Gleichbehandlungsfragen zu laufen.
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§ 9 Zuséatzliche Bestimmungen fiir Berufungsverfahren

(1) Werden im Berufungsverfahren geméal § 98 Abs. 2 zweiter Satz UG 2002 auch Kandida-
tinnen oder Kandidaten einbezogen, die sich nicht beworben haben, ist der Arbeitskreis flr
Gleichbehandlungsfragen davon unverziglich in Kenntnis zu setzen.

(2) Die Mitglieder des Arbeitskreises fur Gleichbehandlungsfragen haben das Recht an Sit-
zungen der Berufungskommissionen teilzunehmen und Antrége zu stellen, Sondervoten zu
Protokoll zu geben sowie bestimmte Diskussionsbeitrage von Mitgliedern der Berufungs-
kommission in das Protokoll aufnehmen zu lassen. Die Mitglieder des Arbeitskreises fir
Gleichbehandlungsfragen sind fristgerecht zu jeder Sitzung der Berufungskommission zu
laden. Unterbleibt die Ladung, hat die Berufungskommission in einer neuerlichen Sitzung
unter ordnungsgeméler Beiziehung des Arbeitskreises fur Gleichbehandlungsfragen die
Beratung und Beschlussfassung in der diesem Beschluss zu Grunde liegenden Sache neuerlich
durchzufthren.

(3) Werden im Rahmen eines Berufungsverfahrens Bewerberinnen oder Bewerber zu einem
Vortrag oder zu einer personlichen Prasentation eingeladen, sind jedenfalls alle Bewerberin-
nen einzuladen, die die gesetzlichen Voraussetzungen erfullen und den Anforderungen des
Ausschreibungstextes entsprechen. Alle Bewerberinnen, die die gesetzlichen Ernennungsvor-
aussetzungen oder die Aufnahmeerfordernisse erfiillen und den Anforderungen des Aus-
schreibungstextes entsprechen, sind einzuladen. In besonders beriicksichtigungswirdigen
Fallen (z.B. einer ungewdhnlich grolRen Anzahl an Bewerberinnen oder Bewerbern) kann
ausnahmsweise und mit nachweislichem Einverstandnis des Arbeitskreises fur Gleichbe-
handlungsfragen die Anzahl an Bewerberinnen reduziert werden.

(4) Bewerberinnen, die in gleichem MaRe geeignet sind wie die bestgeeigneten Mitbewerber,
sind vorrangig in den Berufungsvorschlag aufzunehmen.

(5) Mit Kandidatinnen im Besetzungsvorschlag, die in gleichem MaRe geeignet sind wie die
bestgeeigneten Mitbewerber, sind vorrangig Berufungsverhandlungen zu fuhren.

(6) Die Rektorin beziehungsweise der Rektor hat in allen Berufungsverhandlungen auf die

Frauenguote in der betreffenden Organisationseinheit und auf die damit zu beachtenden
rechtlichen VVorgaben (insbesondere Frauenférderungsgebot) hinzuweisen.
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V. ABSCHNITT

RICHTLINIEN FUR DURCHFUHRUNG,
VEROFFENTLICHUNG UND UMSETZUNG VON
EVALUIERUNGEN

81 Qualitatsmanagementsystem

(1) Die BOKU hat zur Qualitats- und Leistungssicherung ein Qualitditsmanagementsystem
aufzubauen.

(2) Das Qualitatsmanagementsystem soll national und international relevante Aussagen zum
Leistungsvergleich bzw. zur Qualitatssicherung in allen Tatigkeitsbereichen der Univer-
sitat liefern.

(3) Gegenstand einer Evaluierung sind die Aufgaben und das gesamte Leistungsspektrum der
Universitét.

(4) Evaluierungen haben nach fachbezogenen internationalen Evaluierungsstandards zu erfol-
gen und sind in regelmaRigen Abstanden durchzufihren.

(5) Evaluierungen sind nach dem Modell einer prozessorientierten Evaluation zu gestalten,
welche wissenschaftliche Forschung, Lehre und Verwaltung einschlielich der Dienst-
leistungen umfasst, die daraus folgenden Bewertungen in den Reflexionsprozess aller
Betroffenen einbringt und eine Umsetzung der anerkannten Verbesserungsvorschlage
sowie die dauerhafte Implementierung von Qualitatssicherungsmalnahmen sichert.

(6) Evaluierungen sind so zu gestalten, dass sie auf fur alle Beteiligten transparenten Bewer-
tungsmalstaben beruhen und die vor der Evaluierung bekannt zu geben sind. Bei perso-
nenbezogener Evaluierung ist den Betroffenen das Recht zur Stellungnahme einzurdumen.

82  Externe Evaluierung

(1) Externe Evaluierung ist auf Veranlassung des Universitatsrats, des Rektorats oder der
zustandigen Bundesministerin oder des zustandigen Bundesministers durchzufiihren. Dem
Senat steht das Recht zu, eine Evaluierung zu beantragen, wenn dies aus Sicht der Lehre
begriindet ist.

(2) Der Aufwand fur von der Bundesministerin oder vom Bundesminister veranlasste Eva-
luierungen ist vom Bund zu tragen.

83 Informations- und Mitwirkungspflicht

Die Universitat, ihre Organe und Angehorigen haben die fiir die Evaluierung erforderlichen
Daten und Informationen zur Verfligung zu stellen und sind zur Mitwirkung verpflichtet.

84  Evaluierung des wissenschaftlichen Personals

Die Leistungen der Universitatsprofessorinnen und Universitatsprofessoren, der Universitats-
dozentinnen und Universitatsdozenten, der wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter und der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Forschungs- und Lehrbetrieb sind regel-
maRig, wenigstens aber alle finf Jahre zu evaluieren.
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85  Evaluierung von Einrichtungen

Die Evaluierung von Einrichtungen betrifft die der Forschung und Lehre gewidmeten Ein-
richtungen (Departments und Untergliederungen) sowie die Verwaltungs- und Dienstleis-
tungseinrichtungen der Universitat.

86  Evaluierung der Lehre

Zur Evaluierung der Lehre sind insbesondere die durch die Studierenden durchgefiihrten
Bewertungen der Lehrleistungen heranzuziehen.

87 Richtlinien

Das Rektorat erlasst im Einvernehmen mit dem Senat Richtlinien fir die Durchflihrung von
Evaluierungen. In diesen Richtlinien ist auch festzulegen, in welchen Abstédnden die Evaluie-
rungen zu erfolgen haben und welche Manahmen zum Schutz von Personlichkeitsrechten
vorzusehen sind.

88  Publikation und Umsetzung der Ergebnisse

(1) Die Ergebnisse von Evaluierungen sind in sachgerechter Weise zu veroffentlichen. Die
Ergebnisse der von den Studierenden durchgefiihrten Lehrevaluierung sind im Intranet der
Universitat zu verdffentlichen. Die Leiterin oder der Leiter einer Lehrveranstaltung ist
berechtigt, die Veroffentlichung der Ergebnisse fur die betreffende Lehrveranstaltung zu
untersagen.

(2) Die Ergebnisse aller Evaluierungen sind den Entscheidungen der Universitatsorgane
zugrunde zu legen. Zielvorgaben der Evaluierung sind in die Zielvereinbarungen des Rekto-
rats mit den Departments aufzunehmen.
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VI. ABSCHNITT
RICHTLINIEN FUR AKADEMISCHE EHRUNGEN

A. ERNEUERUNG AKADEMISCHER GRADE

8 1. Der Senat kann nach Anhorung des Rektorats die bereits erfolgte Verleihung eines akade-
mischen Grades aus besonderem Anlass, insbesondere aus Anlass der fiinfzigsten oder sech-
zigsten Wiederkehr des Tages der Verleihung, erneut vornehmen, wenn dies im Hinblick auf
die wissenschaftlichen Verdienste, das hervorragende berufliche Wirken oder die enge Ver-
bundenheit der Absolventin oder des Absolventen mit der Universitat gerechtfertigt ist.

8 2. Die Antragstellung erfolgt durch das Rektorat, den Studiendekan oder die Studiendekanin
oder durch den Leiter oder die Leiterin eines Departments, die dem Senat die Griinde fur die
Verleihung darzulegen haben. Das Zentrum fur Lehre hat Verzeichnisse der Absolventen und
Absolventinnen der entsprechenden Jahre bereit zu stellen. Der Senat entscheidet tiber den
Antrag mit einfacher Mehrheit.

§ 3. Die Erneuerung akademischer Grade hat im Rahmen einer akademischen Feier zu erfol-
gen. Uber die Erneuerung ist ein Diplom ("Goldenes Ingenieur-Diplom™ bzw. "Goldenes
Doktor-Diplom™) auszufolgen.

B. VERLEIHUNG DES EHRENDOKTORATES (Dr.h.c.) SOWIE DER TITEL
"EHRENSENATOR", ,,EHRENSENATORIN“, "EHRENBURGER", EHREN-
BURGERIN®, ,,HONORARPROFESSOR* UND ,,HONORARPROFESSORIN*

8 4. Allgemeine Bestimmungen

(1) Die Verleihung des Ehrendoktorates sowie der Titel eines ,,Ehrensenators®, einer
~Ehrensenatorin®, eines ,,Ehrenbtrgers* oder einer ,,Ehrenblrgerin® der BOKU hat im Rah-
men einer akademischen Feier zu erfolgen. Uber die Verleihung ist ein Diplom auszufolgen.

(2) Die Ehrendoktoren und Ehrendoktorinnen sowie die Trager und Tragerinnen der in Abs. 1
angefihrten Ehrentitel sind in einem vom Rektorat zu fiihrenden Ehrungsbuch zu verzeich-
nen.

(3) Das Ehrendoktorat bzw. die Ehrentitel kdnnen im Einvernehmen von Senat und Rektorat
aberkannt werden, wenn sich der oder die Geehrte durch sein oder ihr Verhalten als der
Ehrung unwirdig erweist oder wenn sich nachtréglich ergibt, dass die Ehrung erschlichen
worden ist.

(4) Der Beschluss tber die Aberkennung bedarf der Zweidrittelmehrheit.

(5) Die Aberkennung ist im Mitteilungsblatt der Universitat kundzumachen. Ausgefolgte
Diplome sind einzuziehen.

8 5. Verleihung des Ehrendoktorates (Dr. h.c.)

(1) Das Ehrendoktorat der BOKU kann vom Senat an Personen verliehen werden, die auf-
grund ihrer wissenschaftlichen Leistungen in Fachkreisen hohes Ansehen geniefl3en und sich
um die durch die BOKU vertretenen wissenschaftlichen Facher hervorragende Verdienste
erworben haben.
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(2) Die Verleihung ist durch eine Departmentleiterin oder einen Departmentleiter, durch ein
Mitglied des Senats oder ein Mitglied des Rektorats nach Anhérung der Universitatsprofesso-
rinnen und Universitatsprofessoren und Universitatsdozentinnen und Universitatsdozenten des
Fachbereiches (88 98 (3), 103 (5) UG 2002) beim Senat zu beantragen und von diesem mit
einfacher Mehrheit zu beschlieen. Eine Stellungnahme des Rektorats ist vor der Beschluss-
fassung einzuholen.

8 6. Verleihung des Titels ""Ehrensenator* oder ,,Ehrensenatorin*

(1) Der Titel eines ,,Ehrensenators* oder einer ,,Ehrensenatorin® der BOKU kann vom Rekto-
rat an hervorragende Personlichkeiten des 6ffentlichen Lebens, die sich in besonderem Mal3e
um die Universitat und um die Férderung ihrer wissenschaftlichen und kulturellen Aufgaben
verdient gemacht haben, verliehen werden.

(2) Die Verleihung erfolgt aufgrund eines Antrages eines Departmentleiters oder einer
Departmentleiterin, eines Mitglieds des Senats oder eines Mitglieds des Rektorats. Eine Stel-
lungnahme des Senats ist vor der Beschlussfassung einzuholen.

8 7. Verleihung des Titels ""Ehrenbtrgerin’ oder ,,Ehrenbirger

(1) Der Titel einer ,,Ehrenbirgerin“ oder eines ,,Ehrenbiirgers* der BOKU kann vom Rekto-
rat an Personlichkeiten, die sich um die Ausgestaltung und Ausstattung der Universitéat beson-
dere Verdienste erworben haben, verliehen werden.

(2) Die Verleihung erfolgt aufgrund eines Antrages einer Departmentleiterin oder eines
Departmentleiters, eines Mitglieds des Senats oder eines Mitglieds des Rektorats. Eine Stel-
lungnahme des Senats ist vor der Beschlussfassung einzuholen.

8 8. Verleihung des Titels ,,Honorarprofessor* oder Honorarprofessorin“

(1) Das Rektorat kann aufgrund eines VVorschlages des Senats wissenschaftlich besonders
qualifizierten Fachleuten in Wirdigung ihrer wissenschaftlichen oder padagogischen Leistun-
gen den Titel ,,Honorarprofessor* oder ,,Honorarprofessorin® auf bestimmte oder unbe-
stimmte Zeit verleihen.

(2) Verbunden mit der Verleihung des Titels ,,Honorarprofessor* oder ,,Honorarprofessorin®
ist die Lehrberechtigung fur das in der Verleihungsurkunde zu benennende wissenschaftliche
Fach sowie die durch den Studiendekan oder die Studiendekanin zu erteilende Ermdachtigung
zur selbsténdigen Betreuung von Master- und Diplomarbeiten sowie Dissertationen.

(3) Der Senat beschlieRt die Erstattung eines VVorschlages nach Durchfuihrung eines in den
nachfolgenden Bestimmungen geregelten Verfahrens.

(4) Ein Antrag auf Einleitung des Verfahrens ist von einem Departmentsleiter oder einer
Departmentleiterin an den Senat zu richten.

(5) Der Senat hat, sofern er das Verfahren nicht selbst durchfihrt, eine Kommission einzuset-
zen, die in sinngemaRer Anwendung der Bestimmungen Uber die Bildung von Habilitations-
kommissionen zusammenzusetzen ist.

(6) Durch die Kommission sind mindestens zwei Gutachten zur Beurteilung der wissen-
schaftlichen und padagogischen Qualifikation einzuholen. Je ein Gutachten ist von Personen,
die die Lehrbefugnis fur das vorgesehene wissenschaftliche Fach oder eines verwandten
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wissenschaftlichen Faches besitzen zur Beurteilung der wissenschaftlichen und von einem
oder einer Studierenden zur Beurteilung der padagogischen Qualifikation zu erstatten. Der
Kommission kdnnen dartiber hinaus weitere Gutachten vorgelegt werden.

(7) Die Kommission kann dem Kandidaten oder der Kandidatin die Abhaltung eines Vortra-
ges vorschreiben.

(8) Die Kommission hat aufgrund der Gutachten und eines allfélligen VVortrages sowie nach
Einholung einer Stellungnahme der Senats-Studienkommission mit einfacher Mehrheit
Empfehlungen an den Senat zu beschlieBen. Die Empfehlungen haben zu enthalten:

a) ob der Antrag auf Erstattung eines Vorschlages an das Rektorat auf Verleihung des Titels
abgewiesen werden soll;

b) ob dem Antrag stattgegeben werden soll; in diesem Fall ist eine Wirdigung der Qualifika-
tion, sowie Vorschlége fiir die Bezeichnung des Faches, fiir das der Titel verliehen
werden soll, ob der Titel auf bestimmte oder unbestimmte Zeit verliehen werden soll,
und Uber die Zuteilung zu einer Universitatseinrichtung der Empfehlung anzuschlie-
Ren;

(9) BeschlieRt der Senat die Erstattung eines VVorschlages auf Verleihung des Titels, sind dem
Rektorat unverzuglich der Beschluss mitzuteilen und die zur Entscheidung nétigen Unterla-
gen zu Ubermitteln.

(10) Verleiht das Rektorat den Titel ,,Honorarprofessor oder ,,Honorarprofessorin®, hat es
den Betreffenden oder die Betreffende hievon nachweislich in Kenntnis zu setzen. Gleichzei-
tig mit der Verstandigung ist mitzuteilen, welcher Universitatseinrichtung der Honorarprofes-
sor oder die Honorarprofessorin zugeordnet wird. Die Universitatseinrichtung ist hievon in
Kenntnis zu setzen.

(11) Das Rektorat hat innerhalb eines Monats nach Einlangen des VVorschlags des Senats zu
entscheiden.

(12) Lehnt das Rektorat die Verleihung der Lehrbefugnis ab, hat es dem Senat die Griinde
hieflr bekannt zu geben.

(13) Wurde der Titel befristet verliehen, kann die Verleihung aufgrund eines Antrages des
Senats verléangert werden. Dem Antrag des Senats sind ein Antrag des Departments, dem der
Honorarprofessor oder die Honorarprofessorin zugeordnet ist sowie eine Darstellung der bis-
herigen Leistungen zugrunde zu legen.

C. VERLEIHUNG VON SICHTBAR ZU TRAGENDEN AUSZEICHNUNGEN UND
EHRENZEICHEN

8 9. Allgemeine Bestimmungen

(1) Der Senat der BOKU kann an Personlichkeiten, die der Universitat hervorragende ideelle
oder materielle Forderung zuteil werden lieRen, oder sich besondere Verdienste um die von
der Universitét vertretenen Wissenschaften erworben haben, eine Auszeichnung verleihen;
dies kann auch anlasslich des Ubertrittes in den dauernden Ruhestand oder aus sonstigem be-
sonderen Anlass, unbeschadet einer staatlichen Auszeichnung, erfolgen.
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(2) Der Senat kann durch einen mit einfacher Mehrheit zu fassenden Beschluss sichtbar zu
tragende Auszeichnungen und sonstige Ehrenzeichen schaffen und hat die Bedingungen fir
deren Verleihung in einem gleichzeitig zu beschlieRenden Statut festzulegen.

8 10. Antragstellung und Beschlussfassung

(1) Jeder Departmentleiter und jede Departmentleiterin, das Rektorat sowie jedes Mitglied
des Senats, sind berechtigt, den Antrag auf Verleihung einer Auszeichnung oder eines Ehren-
zeichens beim Senat einzubringen, soweit im Statut nichts anderes bestimmt ist.

(2) Der Senat hat zu priifen, ob die Voraussetzungen fiir die Verleihung vorliegen und kann
zutreffendenfalls die Verleihung mit einfacher Mehrheit zu beschlieBen. Das Rektorat hat zur
beabsichtigten Verleihung eine Stellungnahme abzugeben.

8 11. Verleihung der Ehrenzeichen und Auszeichnungen

(1) Uber die Verleihung der Ehrenzeichen und Auszeichnungen ist eine Urkunde auszustel-
len, die gleichzeitig mit der Verleihung tberreicht wird.

(2) Die Auszeichnungen und Ehrenzeichen sind im Rahmen einer akademischen Feier zu
verleihen. In besonderen Féllen, insbesondere bei fachspezifischen Auszeichnungen und
Ehrenzeichen, kann die Verleihung im Rahmen einer sonstigen akademischen Veranstaltung
stattfinden.

(3) In dem vom Rektorat zu flihrenden Ehrungsbuch sind die Tragerinnen und Trager der
Ehrenzeichen und Auszeichnungen namentlich anzufuhren.

8 12. Aberkennung der Ehrenzeichen und Auszeichnungen

(1) Auszeichnungen und Ehrungen kénnen im Einvernehmen von Rektorat und Senat aber-
kannt werden, wenn sich der oder die Geehrte durch sein oder ihr Verhalten als der Ehrung
unwurdig erweist oder wenn sich nachtraglich ergibt, dass die Ehrung erschlichen worden ist.

(2) Der Beschluss des Senats ber die Aberkennung bedarf der Zweidrittelmehrheit.

(3) Die Aberkennung ist im Mitteilungsblatt der Universitat kundzumachen. Ausgefolgte
Diplome und Ehrenzeichen sind einzuziehen.

D. ANTRAG AUF VERLEIHUNG DES BERUFSTITELS
-UNIVERSITATSPROFESSORIN“ ODER "UNIVERSITATSPROFESSOR"

813. (1) Der Senat kann bei der zustandigen Bundesministerin oder beim zustdndigen Bun-
desminister beantragen, flir Personen, die das 50. Lebensjahr vollendet haben, und als hervor-
ragende Vertreterinnen oder Vertreter ihres Berufes angesehen werden kdnnen und in langjah-
riger Ausiibung ihres Berufes Verdienste um die Republik Osterreich erworben haben, die
Verleihung des Berufstitels ,,Universitatsprofessorin® oder ,,Universitatsprofessor" bei der
Bundespréasidentin oder beim Bundesprasidenten zu beantragen.

(2) GemaR der EntschlieBung des Bundesprasidenten betreffend die Schaffung von Berufsti-
teln, BGBI Il Nr. 261/2002, kann die Verleihung des Berufstitels ,,Universitatsprofessorin‘
oder ,,Universitatsprofessor" fir
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a) AuRerordentliche Universitatsprofessorinnen und Universitatsprofessoren an
Universitaten nach mehrjahriger Lehr- und Forschungstatigkeit

b) Lehrpersonen (Universitatsdozentinnen und Universitatsdozenten, die nicht in einem
offentlich-rechtlichen Dienstverhéltnis stehen) an Universitaten nach einer mindestens
15-j&hrigen Lehr- und Forschungstatigkeit beantragt werden.

8 14. (1) Fur Universitatsdozentinnen und Universitatsdozenten ist eine mindestens 5-jahrige
erfolgreiche Lehr- und Forschungstatigkeit nach Erlangung der venia docendi VVoraussetzung.

(2) Leistungen in der Forschung miissen durch entsprechende Veroffentlichungen nachge-
wiesen werden.

(3) Zur Beurteilung der Leistungen in der Lehre sind nach Maoglichkeit Evaluierungsergeb-
nisse heranzuziehen.

8 15. Der Senat entscheidet mit einfacher Mehrheit aufgrund eines Antrages der Leiterin
oder des Leiters des Departments, dem die betreffende Person zugeordnet ist bzw. mit wel-
chem sie besonders engen fachlichen Kontakt hat, und einer Stellungnahme der Universitats-
professorinnen, Universitatsprofessoren, Universitatsdozentinnen und Universitatsdozenten
des Fachbereiches. Der Senat kann erforderlichenfalls in sinngemaler Anwendung der Be-
stimmungen uber die Verleihung des Titels ,,Honorarprofessorin® oder ,,Honorarprofessor*
zur Prifung der Voraussetzungen eine Kommission einsetzen bzw. Gutachten einholen.
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VII. ABSCHNITT

EINBINDUNG DER ABSOLVENTINNEN UND
ABSOLVENTEN DER UNIVERSITAT

8 1. Die Pflege der Kontakte zu den Absolventinnen und Absolventen erfolgt an der Univer-
sitat fur Bodenkultur Wien vorrangig durch den ,,Alumnidachverband der Universitat fur
Bodenkultur Wien — BOKU Alumni®, in dem auch die Absolventenverbande der Universitat
zusammengeschlossen sind.

§ 2. Die Aufgaben des Alumnidachverbandes sind in seinen Statuten festgelegt und umfassen
insbesondere die Unterstiitzung der Universitét bei der Herstellung der Kontakte zu den
Absolventinnen und Absolventen, bei der Weiterbildung der Absolventinnen und Absolven-
ten, bei der Arbeitsplatzvermittlung sowie beim Erfahrungsaustausch mit anderen Verbénden
im In- und Ausland.

8§ 3. Die Anbindung des Alumnidachverbandes an die Universitat erfolgt durch eine geson-
derte Vereinbarung zwischen diesen beiden Rechtstrdgern, wobei die Universitat im Rahmen
ihrer Moglichkeit sich verpflichtet, den Alumnidachverband infrastrukturell zu unterstitzen.

8 4. Die Organe der Universitat sind berechtigt, die Absolventinnen und Absolventen, auch in
Form des Alumnidachverbandes, beratend in ihre Tatigkeit mit einzubeziehen.
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VI, ABSCHNITT
SCHLUSS- UND UBERGANGSBESTIMMUNGEN

8 1. Die Satzung tritt am Tage nach ihrer Kundmachung im Mitteilungsblatt in Kraft

8 2.  Mit Inkrafttreten der Satzung tritt die vom Griindungskonvent beschlossene provisori-
sche Satzung auBer Kraft. Dies betrifft folgende Beschlusse des Griindungskonvents:

a) Bestimmung der Grol3e des Universitatsrates (4.12.2002, 2. Sitzung)

b) Vorschriften fur die Wahl der Mitglieder des Universitétsrates (4.12.2003, 2. Sitzung)

c) Bestimmungen tber die Wahl der oder des Vorsitzenden, der Stellvertreterin oder des
Stellvertreters der oder des Vorsitzenden und des 7. Mitglieds des Universitatsrates
(26.2.2003, 5. Sitzung)

d) Bestimmungen uber die Wahl der Mitglieder des Rektorats (26.2.2003, 5. Sitzung)

e) Beschluss uber die GroRe des Senats (19.3.2003, 6. Sitzung)

f) Bestimmungen Uber die erstmalige Wahl der Mitglieder und Ersatzmitglieder des
Senats der Universitét fur Bodenkultur Wien (Senatswahlordnung), (14.5.2003, 7. Sit-
zung; geéndert 24.9.2003, 10. Sitzung)

g) Bestimmungen zum I1. Teil des UG 2002 (Studienrechtliche Bestimmungen, Teil 1),
(18.6.2003, 9. Sitzung)

h) Ausfihrungsbestimmungen zu § 20 (5) UG 2002 (24.9.2003, 10. Sitzung)

1) Bestimmungen ber die Einrichtung von Kollegialorganen des Senats, Entsendung von
Mitgliedern in Organe und Wahl der oder des Senatsvorsitzenden (19.11.2003, 12. Sit-
zung)

J) Bestimmungen uber die Einrichtung eines Arbeitskreises flr Gleichbehandlungsfragen
(19.11.2003, 12. Sitzung)

k) Bestimmungen tber die Weitergeltung des Frauenférderungsplanes, BGBI 11 Nr.
94/2001 (19.11.2003, 12. Sitzung)

§3.  Erfordert eine Anderung von gesetzlichen Bestimmungen eine Anderung von Bestim-
mungen der Satzung, hat das Rektorat in angemessener Frist einen VVorschlag zur Anderung
der Satzung vorzulegen.

75 von 75



	S-Beschluss-20070307_Deckblatt.doc
	B-GlBG – Bundes-Gleichbehandlungsgesetz, BGBl Nr. 100/1993 idF BGBl I Nr. 165/2005
	I. Allgemeine und organisationsrechtliche Bestimmungen
	A. Allgemeine Bestimmungen
	B. Universitätsleitung
	o Oberste Organe
	o Kollegialorgane des Senats
	o Departmentleiter- und Departmentleiterinnenkonferenz
	C. Departments
	o Einrichtung
	o Leitung
	o Zielvereinbarungen
	o Forschungsfreiheit
	D. Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen
	E. Koordinationsstelle für Gleichstellung, Frauenförderung und Geschlechterforschung
	F. Schiedskommission
	II. Wahl- und Entsendungsordnung für Kollegialorgane
	III. Studienrecht


	S-Beschluss-20070307_I-Allgemeines.doc
	A. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN
	§ 1. Die  wissenschaftliche Forschung und Lehre an der BOKU erstrecken sich auf die Ge biete der technischen Wissenschaften, der Naturwissenschaften sowie der Wirtschafts- und Sozialwissenschaften unter Einbeziehung der planerisch-kreativen Fachbereiche.
	§ 2. Die BOKU ist im Rahmen der Gesetze und Verordnungen zur weisungsfreien Besorgung ihrer Angelegenheiten berufen.
	§ 3. (1) Die in dieser Satzung enthaltenen Ordnungsvorschriften orientieren sich an den in den §§ 1 – 3 des UG 2002 enthaltenen Zielen, leitenden Grundsätzen und Aufgaben der Universi täten und sind in diesem Sinne auszulegen und zu vollziehen.
	B. UNIVERSITÄTSLEITUNG
	§ 4. Oberste Organe der Universität
	Die Universitätsleitung der BOKU besteht aus dem Universitätsrat, dem Rektorat, der Rekto rin oder dem Rektor und dem Senat.
	§ 5. Universitätsrat
	Der Universitätsrat ist das oberste Aufsichtsorgan der Universität und hat die in § 21 UG 2002 festgelegten Aufgaben. Er besteht aus sieben Mitgliedern.
	§ 6. Rektorat
	(1) Das Rektorat leitet die Universität und vertritt sie nach außen. Es besteht aus der Rekto rin oder dem Rektor und den Vizerektorinnen oder Vizerektoren.
	(2) Die Zuständigkeiten des Rektorats sind insbesondere in § 22 UG 2002 festgelegt. Es hat alle Aufgaben zu erfüllen, die nicht durch Gesetz oder Satzung einem anderen Organ zugewiesen sind.
	(3) Die Aufgabenzuordnung an die Mitglieder wird durch die Geschäftsordnung des Rekto rats bestimmt.
	(4) Das Rektorat erlässt nach Anhörung des Senats einen Leitfaden für Zielvereinbarungen gemäß § 22 (1) Z 6 UG 2002. In diesem Leitfaden sind alle Aufgaben der Universitäts angehörigen zu berücksichtigen. 
	§ 7. Senat
	(1) Der Senat der BOKU besteht aus 16 Mitgliedern.
	(2) Die Funktionsperiode beträgt 3 Jahre.
	(3) Dem Senat kommen die in den §§ 25, 30, 52, 63, 75 und 91 UG 2002 angeführten Aufga ben und Befugnisse zu. Darüber hinaus kann der Senat beim Rektor die Vorlage von Satzungsänderungen beantragen. Das Rektorat hat zu begründen, wenn ein Antrag des Senats nicht berücksichtigt werden soll. 
	(4) Der Senat legt dem Rektorat jährlich einen Bericht (bis zum31. Jänner des Folgejahres) über seine Tätigkeit vor; dieser ist gemeinsam mit einem Budgetvoranschlag die Basis für jährlich stattfindende Budgetgespräche zwischen dem Senat und dem Rektorat. 
	(5) Der Senat wirkt an der Vorbereitung der Leistungsvereinbarung für den Teil der Studien mit. Das Rektorat berichtet über das Verhandlungsergebnis und die budgetären Auswir kungen. Zusätzlich wird jährlich über die Budgetentwicklung berichtet.  
	§ 8. Kollegialorgane (Kommissionen) des Senats
	(1) Vom Senat können zur Beratung und/oder Entscheidung einzelner seiner Aufgaben Kolle gialorgane (Kommissionen) eingerichtet werden. Für folgende Aufgabenbereiche sind jedenfalls entscheidungsbefugte Kommissionen einzurichten:
	a) Berufungsverfahren
	b) Habilitationsverfahren
	c) Erlassung der Curricula für ordentliche Studien und Lehrgänge („Senatsstudienkom mission - SenatStuKo“)
	(2) Der Senat kann für die Tätigkeit der Kommissionen Richtlinien erlassen.
	(3) Die Beschlüsse der entscheidungsbefugten Kommissionen mit Ausnahme der Beru fungs- und Habilitationskommissionen bedürfen der Genehmigung des Senats.
	(4) Die Funktionsperiode der Kommissionen mit Ausnahme der Berufungs- und Habilitations kommissionen sowie der für eine bestimmte Angelegenheit eingesetzten („ad-hoc-Kommissionen“) entspricht der des Senats. 
	(5) Die SenatStuKo besteht aus fünf Vertreterinnen oder Vertretern der Universitätsprofesso rinnen und Universitätsprofessoren, zwei Vertreterinnen oder Ver tretern der Studierenden und einer Vertreterin oder einem Vertreter der Universitätsdo zentinnen und Universitätsdozenten und wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mit arbeiter und Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Forschungs- und Lehrbetrieb (Mittel bau). Die Aufgaben der SenatStuKo umfassen die Erlassung von Curricula sowie deren regelmäßige Evaluierung. 
	(6) Die SenatStuKo hat zur Erarbeitung von Curricula-Entwürfen nach fachlichen Gesichts punkten Arbeitgruppen („Fachstudienkommissionen“) einzusetzen.
	(7) Die Zahl der Mitglieder anderer Kommissionen des Senats darf acht (8) nicht überstei gen. Die Anzahl der Vertreterinnen und Vertreter der Gruppen hat in ihrer Relation der im Senat zu entsprechen.
	(8) Die Bestimmungen betreffend Größe und Zusammensetzung der Kommissionen des Senats erstrecken sich nicht auf Arbeitsgruppen, die von der oder dem Vorsitzenden des Senats oder von Kommissionen des Senats eingesetzt werden.
	§ 9. Departmentleiter- und Departmentleiterinnenkonferenz
	(1) Die Departmentleiter- und Departmentleiterinnenkonferenz setzt sich aus den Leitern und Leiterinnen der Departments sowie den Mitgliedern des Rektorats zusammen.
	(2) Die Departmentleiter- und Departmentleiterinnenkonferenz ist ein beratendes Organ, das vom Rektorat zu allen die Departments betreffenden Angelegenheiten gehört wird bzw. diese aus der Sicht der Departments kommentiert.
	(3) Der oder die Vorsitzende des Senats wird zu den Beratungen eingeladen und berichtet jeweils über die Aktivitäten des Senats.
	C. DEPARTMENTS
	§ 10. Einrichtung der Departments
	(1) Departments sind Organisationseinheiten der BOKU zur Durchführung von Forschungs- Lehr- und Verwaltungsaufgaben (§ 20 (5) UG 2002). Ihre Einrichtung, Auflassung und Benennung erfolgt sowohl durch den Entwicklungsplan als auch den Organisationsplan der Universität.
	(2) Für das Department ist ein Statut von der Leiterin oder vom Leiter des Departments nach Anhörung eines im Statut vorgesehenen Kollegialorgans zu erlassen bzw. von ei nem Kollegialorgan des Departments zu beschließen. Das Statut bedarf der Genehmi gung durch das Rektorat. 
	(3) Das Statut hat jedenfalls Bestimmungen zu enthalten über a) Die Zuständigkeit zur Erlassung und Abänderung des Statuts und den Genehmi gungsvorbehalt des Rektorats b) Die Binnenorganisation des Departments (Untergliederungen und Einrichtungen) c) Organe des Departments und ihre Zuständigkeiten (z.B. Departmentleiterin oder De partmentleiter, Departmentleiter-Stellvertreterin oder -Stellvertreter, Departmentkonfe renz, Departmentversammlung, Bereichsverantwortliche wie z.B. Lehrverantwortliche oder EDV-Verantwortliche, etc) d) Bestellung und Abberufung der Organe, bzw. ihrer Mitglieder; für den Fall der Abbe rufung eines Departmentleiters ist eine Antragstellung an das Rektorat vorzusehen e) Für den Fall, dass Untergliederungen und Einrichtungen vorgesehen werden, deren Organe und ihre Zuständigkeiten (z.B. Institutsleiterin oder Institutsleiter, Institutsleite rinnen- und Institutsleiterkonferenz, etc) f) Bestellung und Abberufung der Organe (bzw. ihrer Mitglieder) der Untergliederun gen und Einrichtungen; für den Fall der Abberufung der Leitung einer Untergliederung oder Einrichtung des Departments ist eine Mitwirkung von Organen der Untergliede rung oder Einrichtung (Vorschlag, Beratung) und die Möglichkeit der Antragstellung durch das Rektorat vorzusehen.
	(4) Eine Untergliederung des Departments (z. B. Institut, Abteilung, Arbeitsgruppe etc.) erfolgt durch das Department im selbständigen Wirkungsbereich. Das Rektorat hat einen Genehmigungsvorbehalt und wird gegebenenfalls Vorschläge erstatten. Für eine ange messene Vertretung der Angehörigen des Departments in den Organen ist im Statut Vorsorge zu treffen. Soweit in die Organe auch Vertreterinnen oder Vertreter der Stu dierenden entsendet werden sollen, hat die entsendende Stelle dafür Vorsorge zu treffen, dass die Vertreterinnen und Vertreter mit den Verhältnissen des Departments oder seiner Untergliederung vertraut sind und in einer Nahebeziehung zur Organisationseinheit ste hen (z.B. Diplomandin oder Diplomand, Dissertantin oder Dissertant, Tutorin oder Tu tor, ausreichender Besuch von Lehrveranstaltungen, etc.).
	§ 11. Leitung der Departments
	(7) Die Bestellung und Abberufung von zumindest einem Stellvertreter oder einer Stellvertre terin des Leiters oder der Leiterin eines Departments sowie der Leiter oder Leiterinnen der Untergliederungen eines Departments erfolgt aufgrund besonderer Re gelungen des Departments (Statut).
	§ 12. Zielvereinbarungen
	(1) Das Rektorat hat mit den Leiterinnen und Leitern der Departments Zielvereinbarungen über die vom Department zu erbringenden Leistungen in Forschung, Lehre und Ver waltung abzuschließen.
	(2) Die Leiterin oder der Leiter eines Departments hat mit den Leiterinnen und Leitern von Untergliederungen des Departments Zielvereinbarungen über die zu erbringenden Leis tungen abzuschließen.
	(3) Die Zielvereinbarungen gemäß Abs. (1) und (2) haben sich inhaltlich am Entwicklungs plan der Universität zu orientieren.
	(4) Die von der Leiterin oder vom Leiter des Departments mit den Angehörigen des Depart ments abzuschließenden Zielvereinbarungen (§ 20 Abs 5 UG 2002) sind als Mitarbeite rinnen- oder Mitarbeitergespräche zu führen und zu protokollieren. Das Protokoll ist von den Gesprächsbeteiligten zu unterfertigen. Die Leiterin oder der Leiter des Departments kann mit der Führung dieser Mitarbeiterinnen oder Mitarbeitergespräche die Leiterinnen und Leiter der Untergliederungen beauftragen. Auf Wunsch einer Mitarbeiterin oder ei nes Mitarbeiters ist das Mitarbeiterinnen- oder Mitarbeitergespräch direkt von und mit der Leiterin oder von und mit dem Leiter des Departments zu führen.
	(5) Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind berechtigt, die Beiziehung einer Person ihres Vertrauens zu den Mitarbeiterinnen- oder Mitarbeitergesprächen zu verlangen.
	(6) Die Mitarbeiterinnen- oder Mitarbeitergespräche sind inhaltlich an der Zielvereinbarung  zu orientieren, die das Rektorat mit der Leiterin oder dem Leiter des Departments abge schlossen hat.
	(7) Im Rahmen der Mitarbeiterinnen oder Mitarbeitergespräche (Abs. 4) sind die von den Mitarbeiterinnen oder Mitarbeitern vorgeschlagenen Forschungsabsichten und -leistun gen im Rahmen der BOKU- und Departmentschwerpunkte zu berücksichtigen und in das Protokoll aufzunehmen. In gleicher Weise sind die Ergebnisse der Mitarbeiterinnen- oder Mitarbeitergespräche in den Zielvereinbarungen gemäß Abs. 2, diese wiederum für die Zielvereinbarungen gemäß Abs. 1 zu berücksichtigen.
	§ 13. Forschungsfreiheit
	(1) Bei der Festlegung von Zielvereinbarungen und Führung von Mitarbeiter- oder Mitarbeite rinnengesprächen ist auf die Freiheit der Wissenschaft und auf einen entspre chenden Freiraum der Wissenschaftler und Wissenschaftlerinnen in Forschung und Lehre Bedacht zu nehmen.
	(2) Die Konkretisierung der Bedachtnahme gemäß Absatz (1) erfolgt zielorientiert im Rah men der Aufgaben der Einrichtung, der der oder die Universitätsangehörige zugeordnet ist. In den Mitarbeiter- oder Mitarbeiterinnengesprächen ist auf diese Aufgaben einzu gehen. Die Universitätsangehörigen sind verpflichtet, bei Ausrichtung ihrer Forschungs- und Lehrtätigkeit auf Inhalte der Zielvereinbarungen gemäß § 20 Abs 5 UG 2002 Be dacht zu nehmen. § 105 UG 2002 bleibt hievon unberührt.
	(3) Angehörige des wissenschaftlichen Personals haben das Recht, im Forschungsbereich der Einrichtung, der sie zugeordnet sind, selbständig Forschungsarbeiten durchzuführen; sie dürfen dafür nach Maßgabe der Möglichkeiten die Infrastruktur der Einrichtung und der Universität benutzen und – soweit dies mit den übrigen Dienstpflichten vereinbar ist – in der Arbeitszeit diese Forschungen verfolgen.
	(4) Die Ergebnisse von Forschungsleistungen sind nach Möglichkeit zu publizieren und in geeigneter Weise zu dokumentieren (z.B. Forschungsinformationssystem - FIS), sofern nicht aus berücksichtigungs wür digen Gründen Geheimhaltung geboten ist. 
	(5) Die Angehörigen des wissenschaftlichen Personals sind verpflichtet, die anerkannten Regeln guter wissenschaftlicher Praxis einzuhalten.
	(6) Zur Sicherung der guten wissenschaftlichen Praxis an der Universität ist die Einrichtung einer „Ombudsstelle“ vorzusehen. Das Rektorat hat im Einvernehmen mit dem Senat Richtlinien über die Einrichtung und die Aufgaben dieser Ombudsstelle zu erlassen.
	(7) Zur Prüfung ethischer Fragen in den Bereichen Forschung und Lehre hat das Rektorat im Einvernehmen mit dem Senat eine „Ethikplattform“ einzurichten. Ihre Zusammen setzung, Aufgaben und Zuständigkeiten sowie allfällige Verfahrens regelungen werden durch gemeinsamen Beschluss des Rektorats und des Senats geregelt. Kooperationen mit anderen Universitäten sind möglich.
	(8) Publikationen eines oder einer Universitätsangehörigen haben zumindest die Angabe der Universität und der Universitätseinrichtung (Organisationseinheit gemäß Organisations plan) zu enthalten, soweit sie Fachbereiche betreffen, die mit der dienstlichen Tätigkeit in Zusammenhang stehen und für deren Erstellung Ressourcen der Universität herange zogen wurden.
	(9) Publikationsfreigaben können auf Departmentebene (Statut) festgelegt werden.
	(10) Die Durchführung von geförderten Forschungsaufträgen und die Übernahme von For schungsaufträgen Dritter richtet sich nach den Bestimmungen der §§ 26 und 27 UG 2002 und den dazu von den zuständigen Universitätsorganen erlassenen Durchfüh rungsbestimmungen. Über die Leistung von Kostenersätzen hat das Rektorat Richtlinien zu erlassen.
	(11) Auf Diensterfindungen findet § 106 UG 2002 Anwendung. Das Rektorat hat Richtlinien betreffend Aufgriff und Verwertung von Diensterfindungen zu erlassen.
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